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Zeichnungsanträge sind nur gültig, wenn sie auf- grund 

des vorliegenden Verkaufsprospekts oder der Wesentli-

chen Anlegerinformationen (Key Investor Information 

Documents, im Folgenden: KIIDs) begleitet vom letzten 

Jahresbericht und, wenn der Stichtag des letzten Jahres-

berichts länger als acht Monate zurückliegt, zusätzlich be-

gleitet von einem jüngeren Halbjahresbericht, erfolgen. 

Diese Berichte sind Bestandteil dieses Verkaufsprospekts. 

Zusätzlich zu diesem Verkaufsprospekt werden we- sentli-

che Anlegerinformationen (KIIDs) herausgegeben, welche 

die wichtigsten Informationen zum DKB Fonds beinhaltet. 

Diese KIIDs sowie alle übrigen Verkaufsunterlagen müssen 

jedem Kaufinteressenten vor der Zeichnung unentgeltlich 

angeboten werden. 

Der Verkaufsprospekt, KIIDs, Jahres- und Halbjahres- be-

richte, die Satzung der Verwaltungsgesellschaft und das 

Verwaltungsreglement des Fonds sind kos- tenlos am Sitz 

der Verwaltungsgesellschaft, bei der Verwahrstelle und bei 

jeder Zahlstelle erhältlich. DKB Fondsanteile dürfen weder 

direkt noch indirekt von Anlegern gekauft oder gehalten 

werden, die Staatsbürger der Vereinigten Staaten oder ih-

rer Hoheitsgebiete sind oder dort ihren Wohnsitz haben; 

auch ist die Abtretung von Anteilen an diese Personen 

nicht gestattet. Dieser Prospekt gilt nicht als Verkaufsange-

bot in denjenigen Ländern, in denen ein derartiges Ange-

bot ungesetzlich ist, sowie in den Fällen, in denen der Ver-

kaufsprospekt durch Personen vorgelegt wird, die dazu 

nicht ermächtigt sind oder denen es gesetzeshalber verbo-

ten ist, solche Angebote zu unterbreiten. 

Kaufinteressenten haben sich selbst über die rechtli- chen 

Voraussetzungen, Devisenbeschränkungen und Steuervor-

schriften ihrer Heimat- und Wohnsitzländer zu unterrich-

ten. 

Bei etwa auftretenden Unklarheiten über den Inhalt dieses 

Prospekts oder der KIIDs fragen Sie bitte Ihren Finanz-, 

Rechts- oder Steuerberater. 

Besondere Hinweise für US Bürger (FATCA) 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. und die Anteile des 

Fonds sind und werden nicht gemäß dem United States In-

vestment Company Act von 1940 in seiner gültigen Fassung 

registriert. Die Anteile des Fonds sind und werden nicht ge-

mäß dem United States Securities Act von 1933 in seiner 

gültigen Fassung oder nach den Wertpapiergesetzen eines 

Bundesstaates der Vereinigten Staaten von Amerika (USA) 

registriert. Anteile des Fonds dürfen weder in den USA — 

einschließlich der dazugehörigen Gebiete — noch einer US-

Person oder auf deren Rechnung angeboten oder verkauft 

werden. Antragsteller müssen gegebenenfalls darlegen, 

dass sie keine US-Person sind und Anteile weder im Auftrag 

von US-Personen erwerben noch an US-Personen weiter-

veräußern. 

US-Personen sind Personen, die Staatsangehörige der USA 

sind oder dort ihren Wohnsitz haben und/ oder dort steu-

erpflichtig sind. Auch ist die Abtretung von Anteilen an 

diese Personen nicht gestattet. US-Personen können auch 

Personen- oder Kapitalgesellschaften sein, die gemäß den 

Gesetzen der USA bzw. eines US-Bundesstaats, Territori-

ums oder einer US-Besitzung gegründet werden. 

Sollte die BayernInvest Luxembourg S.A. bzw. die Transfer-

stelle Kenntnis davon erlangen, dass es sich bei einem An-

teilinhaber um eine US-Person handelt oder die Anteile zu-

gunsten einer US-Person gehalten werden, so steht den vor-

genannten Gesellschaften das Recht zu, die unverzügliche 

Rückgabe dieser Anteile zum jeweils gültigen und letztver-

fügbaren Anteilwert zu verlangen. 
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Organisation 

 
Verwaltungsgesellschaft, Zentraladministration (ohne Transferstelle) 

BayernInvest Luxembourg S.A. 6B, rue Gabriel Lippmann 

L-5365 Munsbach 
 

Telefon (00352) 28 26 24 0 

Telefax (00352) 28 26 24 99 
 

www.bayerninvest.lu  

Rechtsform: Société Anonyme Gründung: 26. August 1991 

Handelsregister: Luxembourg RCS B 37803 
 

Verwaltungsrat 

Vorsitzender 
 

Marjan Galun 

Geschäftsführer 

BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH, München 

Mitglieder 
 

Ralf Rosenbaum  

Geschäftsleitung (Sprecher)BayernInvest Luxembourg S.A., Luxemburg 
 

Alexander Mertz 

Sprecher der Geschäftsführung 

BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH, München 

 

Geschäftsleitung 
 

Ralf Rosenbaum  

Geschäftsleitung (Sprecher) 

BayernInvest Luxembourg S.A., Luxemburg 
 

Bernhard Graf von Oberndorff 

Geschäftsleitung 

BayernInvest Luxembourg S.A., Luxemburg 

 
Philipp Plate 

Geschäftsleitung  

BayernInvest Luxembourg S.A., Luxemburg 
 
Verwahr- und Hauptzahlstelle 

European Depositary Bank S.A.  

3, rue Gabriel Lippmann 

L-5365 Munsbach 
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Transferstelle: 

European Depositary Bank SA 

3, Rue Gabriel Lippmann 

L-5365 Munsbach 

(bis zum 6.03.2023) 

 

Apex Fund Services S.A. 

3, rue Gabriel Lippmann  

L-5365 Munsbach 

(ab dem 6.03.2023) 

 

Réviseur d‘Entreprises agrée des Fonds und der Verwaltungsgesellschaft 

PricewaterhouseCoopers, Société coopérative 2, rue Gerhard Mercator 

L-1014 Luxembourg 
 

Fondsmanager 

BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH Karlstrasse 35 

D-80333 München 
 
Hauptvertriebsstelle: 

BayernInvest Luxembourg S.A.  

6B, rue Gabriel Lippmann 

L-5365 Munsbach 

 

Informationsstelle Deutschland 

BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH Karlstraße 35 

D-80333 München 
 

Initiator 

Deutsche Kreditbank AG Taubenstraße 7-9 

D-10117 Berlin 
 

Rechtsberater 

GSK Stockmann S.A. 44, Avenue John F. Kennedy L-1855 Luxembourg 

 

Aufsichtsbehörde 
 
Commission de Surveillance du Secteur Financier (CSSF) 
283, Route d`Arlon L-1150 Luxembourg 

 

(Stand  März 2023) 

Über Änderungen von auf dieser Seite enthaltenen Angaben informieren regelmäßig die Halbjahres- und  Jahresberichte) 
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1. Grundlagen 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds (im Folgenden „DKB“ oder 

der „Fonds“) ist ein Investmentfonds mit einer Umbrella-

Struktur, bestehend aus einem oder mehreren Teilfonds, 

der gemäß Teil 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 

über Organismen für gemeinsame Anlagen verwaltet wird. 

Das Vermögen jedes Teilfonds, das in der Höhe nicht be-

grenzt ist, wird von demjenigen der Verwaltungsgesell-

schaft getrennt gehalten und steht im Miteigentum der je-

weiligen Anteilinhaber. 

Alle Anteilinhaber besitzen die gleichen Rechte, und zwar 

im Verhältnis zur Zahl ihrer Anteile und nur innerhalb des 

entsprechenden Teilfonds. Die Rechte der Anteilinhaber 

sind durch die Anteile bestätigt. 

Die Rechte und Pflichten der Anteilinhaber eines Teilfonds 

sind von denen der Anteilinhaber der anderen Teilfonds völ-

lig getrennt. Dies gilt auch im Verhältnis zu Dritten, denen 

gegenüber das Fondsvermögen eines Teilfonds nur für die 

Verbindlichkeiten dieses einzelnen Teilfonds einsteht. Alle 

Teilfonds werden im Interesse der Anteilinhaber von der 

Verwaltungsgesellschaft verwaltet. 

Den Anteilinhabern stehen keine Stimmrechte zu, Anteilin-

haberversammlungen sind nicht vorgesehen. 

Die im nachfolgend abgedruckten Verwaltungsreglement 

aufgeführten Anlagerichtlinien und Anlagebeschränkungen 

sind auf jeden Teilfonds anwendbar. 

Der Verkaufsprospekt, die KIIDs, das Verwaltungsregle-

ment sowie die aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte 

sind kostenlos bei der Verwaltungsgesellschaft sowie auf 

der Website www.bayerninvest.lu erhältlich. 

Zusätzliche Informationen über die Anlagegrenzen des Ri-

sikomanagements der Teilfonds, die Risikomanagement-

methoden und die jüngsten Entwicklungen bei den Risiken 

und Renditen der wichtigsten Kategorien von Vermögens-

gegenständen sind bei der Gesellschaft sowie auf der 

Website www.bayerninvest.lu  erhältlich. 

Das Verwaltungsreglement ist in diesem Prospekt unter 

Ziffer 29 abgedruckt. 

 
Die Verwaltungsgesellschaft kann das Verwaltungsregle-

ment jederzeit im Interesse der Anteilinhaber und mit Zu-

stimmung der Verwahrstelle abändern. Änderungen des 

Verwaltungsreglements, mit Ausnahme der Regelungen 

zu den Vergütungen und Aufwendungserstattungen, be-

dürfen der vorherigen Genehmigung durch die Commis-

sion de Surveillance du Secteur Financier. Solche Ände-

rungen werden beim Handelsregister hinterlegt und eine 

Erwähnung dieser Hinterlegung wird im Mémorial veröf-

fentlicht. 

Das Verwaltungsreglement des DKB in der Fassung vom 

März 2012 trat am 01. April 2012 in Kraft und wurde am 

15. Mai 2012 beim Régistre de Commerce et des Sociétés 

(Handelsregister) hinterlegt. Der Hinterlegungsvermerk 

wurde am 21. Mai 2012 im Mémorial veröffentlicht. 

Das Verwaltungsreglement des DKB in der Fassung vom 28. 

November 2014 trat am 29. November 2014 in Kraft und 

wurde am 18. November 2014 beim Re- gistre de Com-

merce et des Sociétés (Handelsregis- ter) hinterlegt. Der 

Hinterlegungsvermerk wurde am 21. November 2014 im 

Mémorial veröffentlicht. 

 

Das Verwaltungsreglement des DKB in der Fassung vom 

21. Dezember 2014 trat am 22. Dezember 2014 in Kraft 

und wurde am 17. Dezember 2014 beim Re- gistre de Com-

merce et des Sociétés (Handelsregis- ter) hinterlegt. Der 

Hinterlegungsvermerk wurde am 29. Dezember 2014 im 

Mémorial veröffentlicht. 

 

Das Verwaltungsreglement des DKB in der Fassung vom 23. 

November 2016. trat am 13. Dezember 2016 in Kraft und 

wurde am 12. Dezember 2016 beim Re- gistre de Com-

merce et des Sociétés (Handelsregister) hinterlegt. Der Hin-

terlegungsvermerk wurde im Recueil Électronique des 

Sociétés et Associations (RESA) veröffentlicht. 

2. Verwaltungsgesellschaft 

2.1 Firma, Rechtsform und Sitz 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. (die „Verwal- 

tungsgesellschaft”) wurde am 26. August 1991 als Ak-

tiengesellschaft nach Luxemburger Recht mit Sitz in Lu-

xemburg-Stadt auf unbestimmte Zeit errichtet. Die 

letzte Änderung der Satzung der 
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Verwaltungsgesellschaft erfolgte am 27. Dezember 2017 

und wurde im Mémorial, Recueil des Sociétés et Associa-

tions, veröffentlicht. Gegenstand der Verwaltungsgesell-

schaft ist die Auflage, Förderung, Betreuung, Verwaltung 

und Leitung von Organismen für gemeinsame Anlagen in 

Wertpapieren („OGAW“) im Sinne des Gesetzes vom 17. 

Dezember 2010 über Organismen für gemeinsame Anla-

gen. Die Geschäfte der Verwaltungsgesellschaft werden 

durch den Verwaltungsrat geführt. Er ist insbesondere für 

die Verwaltung des Fondsvermögens verantwortlich und 

berechtigt, im Namen der Verwaltungsgesellschaft zu han-

deln sowie sie gerichtlich und außergerichtlich zu vertre-

ten. 

Die Verwaltungsgesellschaft ist bei der Verwaltung des 

Fondsvermögens an das Verwaltungsreglement gebun-

den. 

2.2 Verwaltungsrat/Geschäftsführung/ 

Eigenkapital 

Nähere Angaben über die Geschäftsführung und die Zu-

sammensetzung des Verwaltungsrates und das Eigenkapi-

tal finden Sie unter dem Punkt „Organisation“ am Anfang 

des Verkaufsprospektes. 

2.3 Vergütungspolitik 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. ist als Verwaltungsge-

sellschaft dazu verpflichtet, Vergütungs- grundsätze nach 

Art. 12 des geänderten Gesetzes vom 12. Juli 2013 über die 

Verwalter alternativer Investmentfonds sowie Art. 111ter 

des geänderten Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über Or-

ganismen für gemeinsame Anlagen festzulegen. Dabei be-

stimmen sich die Anforderungen an das Vergütungssystem 

näher nach Anhang II der Richtlinie 2011/61/EU (AIFMD) so-

wie nach Artikel 14a Absatz 2 und Artikel 14b Absatz 1, 3 

und 4 der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW-RL). Darüber hin-

aus finden die ESMA Guidelines zur Vergütung Anwendung. 

Die BayernInvest Luxembourg S.A. hat eine Vergütungspo-

litik verabschiedet, die im Einklang mit den o.g. Anforde-

rungen steht. Sie beinhaltet insbesondere folgende As-

pekte: 

a) Sowohl die Organisation als auch das Dienstleis-

tungsangebot der BayernInvest Luxembourg S.A.

sind nach den Grundsätzen der

Nachhaltigkeit, Transparenz und Solidarität aus-

gerichtet und sollen langfristige Unternehmens-

stabilität sichern. 

b) Die Vergütung ist mit einem beständigen und wirk-

samen Risikomanagement vereinbar und diesem

förderlich und ermutigt nicht zur Übernahme von

Risiken, die unvereinbar sind mit den Risikoprofi-

len, Verwaltungsreglements und Satzungen sowie

Verkaufsprospekten/ Emissionsdokumenten der

verwalteten AIF und OGAW.

c) Die Vergütungspolitik steht im Einklang mit Ge-

schäftsstrategie, Zielen, Werten und Interessen

der Verwaltungsgesellschaft und der von ihr ver-

walteten OGAW und der Anleger solcher OGAW

und umfasst Maßnahmen zur Vermeidung von In-

teressenkonflikten.

d) Die variable Vergütung, einschließlich des zurück-

gestellten Anteils, wird nur dann ausgezahlt oder

verdient, wenn sie angesichts der Finanzlage der

Verwaltungsgesellschaft insgesamt tragbar und

aufgrund der Leistung der betreffenden Geschäfts-

abteilung, des OGAW und der betreffenden Person

gerechtfertigt ist.

e) In Bezug auf die außertariflich vergüteten Mitarbei-

ter stehen die festen und variablen Bestandteile

der Gesamtvergütung in einem angemessenen Ver-

hältnis zueinander, wobei der Anteil des festen Be-

standteils an der Gesamtvergütung hoch genug ist,

um in Bezug auf die variablen Vergütungskompo-

nenten völlige Flexibilität zu bieten, einschließlich

der Möglichkeit, auf die Zahlung einer variablen

Komponente zu verzichten.

f) Das Vergütungssystem wird jährlich auf Wirksam-

keit, Angemessenheit und Übereinstimmung mit

den gesetzlichen und aufsichtsrechtichen Vorga-

ben überprüft und bei Bedarf angepasst.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergütungspolitik der 

Gesellschaft sind im Internet unter https://

www.bayerninvest.lu/fileadmin/sn_config/mediapool_LU/

Dateien/fonds/Dokumente/Allgemeine_Dokumente/

BIL_Grundsaetze_der_Verguetungspolitik_Maerz_2021.pdf

veröffentlicht. Hierzu zählen eine 
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Beschreibung der Berechnungsmethoden für Vergütungen 

und Zuwendungen an bestimmte Mitarbeitergruppen, so-

wie die Angabe der für die Zuteilung zuständigen Personen. 

Auf Verlangen werden die Informationen von der Verwal-

tungsgesellschaft kostenlos in Papierform zur Verfügung 

gestellt. 

3. Verwahrstelle

Einzige Verwahrstelle des Fonds ist die European Deposi-

tay Bank S.A. mit eingetragenem Sitz in 3, rue Gabriel Lip-

pmann, L-5365 Munsbach (Luxemburg). Die Verwahrstelle 

ist eine Aktiengesellschaft nach dem Recht des Großher-

zogtums Luxemburg und betreibt Bankgeschäfte. Das Ei-

genkapital zum 31.12.2015 belief sich auf 32,7 Mio. EUR 

(LUXGAAP). Rechte und Pflichten der Verwahrstelle rich-

ten sich nach dem Gesetz vom 17. Dezember 2010, dem 

Verwahrstellenvertrag, diesem Verkaufsprospekt und die-

sem Verwaltungsreglement. 

Die Bestellung der Verwahrstelle kann durch die Verwahr-

stelle oder die Verwaltungsgesellschaft schriftlich unter 

der Einhaltung einer 3-monatigen Frist gekündigt werden. 

Eine solche Kündigung wird jedoch erst wirksam, wenn 

eine andere, von der zuständigen Luxemburger Aufsichts-

behörde zuvor genehmigte Bank die Pflichten und Funkti-

onen der Verwahrstelle gemäß den Bestimmungen des All-

gemeinen Verwaltungsreglements übernimmt. 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben handelt die Ver-

wahrstelle ehrlich, redlich, professionell, unabhängig und 

im Interesse des Fonds und seiner Anleger. 

Die Verwahrstelle darf keine Aufgaben in Bezug auf den 

Fonds oder die für den Fonds tätige Verwaltungsgesell-

schaft wahrnehmen, die Interessenkonflikte zwischen dem 

Fonds, den Anlegern des Fonds, der Verwaltungsgesell-

schaft sowie den Beauftragten der Verwahrstelle und ihr 

selbst schaffen könnten. 

Dies gilt nicht, wenn eine funktionale und hierarchi- sche 

Trennung der Ausführung ihrer Aufgaben als Verwahrstelle 

von ihren potenziell dazu in Konflikt stehenden Aufgaben 

vorgenommen wurde und die potenziellen Interessenkon-

flikte ordnungsgemäß ermittelt, gesteuert, beobachtet und 

den Anlegern des Fonds gegenüber offengelegt werden. 

Sämtliche Informationen bzgl. der Identität der Ver- wahr-

stelle des Fonds, ihrer Pflichten, der Interessen- konflikte, 

welche entstehen können, die Beschrei- bung sämtlicher 

von der Verwahrstelle übertragener Verwahrfunktionen 

sowie eine Liste der Unterverwahrer, unter Angabe sämtli-

cher Interessenkonflikte, die sich aus der Aufgabenübertra-

gung ergeben können, werden dem Anleger auf Anfrage 

kostenlos und mit dem neuesten Stand zur Verfügung ge-

stellt. 

3.1 Aufgaben der Verwahrstelle 

Die Funktion der Verwahrstelle richtet sich nach dem ge-

änderten Gesetz vom 17. Dezember 2010, dem Rund-

schreiben CSSF 16/644, dem Verwahrstellenvertrag, dem 

Verwaltungsreglement (Artikel 3) sowie dem Verkaufs-

prospekt. Die Transaktionen innerhalb der Fondsportfolios 

werden über die Verwahrstelle abgewickelt. Die Verwahr-

stelle handelt ausschließlich im Interesse der Anteilinha-

ber. 

Die Verwahrstelle 

a) stellt sicher, dass Verkauf, Ausgabe, Rücknahme,

Auszahlung und Annullierung von Anteilen des

Fonds gemäß dem anwendbaren luxemburgi-

schen Recht und dem Verwaltungsreglement erfol-

gen;

b) stellt sicher, dass die Berechnung des Wertes der

Anteile des Fonds gemäß dem anwendbaren lu-

xemburgischen Recht und dem Verwaltungsregle-

ment erfolgt;

c) leistet den Weisungen der Verwaltungsgesellschaft

Folge, es sei denn, diese Weisungen verstoßen ge-

gen das luxemburgische Recht oder das Verwal-

tungsreglement;

d) stellt sicher, dass bei Transaktionen mit Vermö-

genswerten des Fonds der Gegenwert innerhalb

der üblichen Fristen an den Fonds überwiesen

wird;

e) stellt sicher, dass die Erträge des Fonds gemäß

dem anwendbaren luxemburgischen Recht und

dem Verwaltungsreglement verwendet werden.

Ausländische Wertpapiere, die im Ausland ange- schafft 

oder veräußert werden oder die der Fonds 
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von der Verwahrstelle im Inland oder im Ausland verwah-

ren lässt, unterliegen regelmäßig einer ausländischen 

Rechtsordnung. Rechte und Pflichten der Verwahrstelle 

oder des Fonds bestimmen sich daher nach dieser Rechts-

ordnung, die auch die Offenlegung des Namens des Anle-

gers vorsehen kann. Der Anleger sollte sich beim Kauf der 

Anteile des Fonds bewusst sein, dass die Verwahrstelle ge-

gebenenfalls entsprechende Auskünfte an ausländische 

Stellen zu erteilen hat, weil sie gesetzlich oder aufsichts-

rechtlich hierzu verpflichtet ist. 

Die bei der Verwahrstelle und gegebenenfalls bei anderen 

Kreditinstituten gehaltenen Bankguthaben sind nicht 

durch eine Einrichtung zur Sicherung der Einlagen ge-

schützt. 

3.2 Cashflows 

Die Verwahrstelle stellt sicher, dass die Cashflows des 

Fonds ordnungsgemäß überwacht werden und gewähr-

leistet insbesondere, dass sämtliche bei der Zeichnung 

von Anteilen eines Fonds von Anlegern oder im Namen 

von Anlegern geleistete Zahlungen eingegangen sind und 

dass sämtliche Gelder des Fonds auf Geldkonten verbucht 

wurden, die: 

a) auf den Namen des Fonds, auf den Namen der für

den Fonds handelnden Verwaltungsgesellschaft

oder auf den Namen der für den Fonds handeln-

den Verwahrstelle eröffnet werden;

b) bei einer in Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a, b und

c der Richtlinie 2006/73/EG der Europäischen Kom-

mission genannten Stelle eröffnet werden und

c) gemäß den in Artikel 16 der Richtlinie

2006/73/EG festgelegten Grundsätzen ge- 

führt werden.

Werden die Geldkonten auf den Namen der für den Fonds 

handelnden Verwahrstelle eröffnet, so werden auf sol-

chen Konten ausschließlich Gelder des Fonds verbucht. 

3.3 Verwahrung Finanzinstrumente und Ver-

mögenswerte 

Das Vermögen des Fonds wird der Verwahrstelle wie folgt 

zur Verwahrung anvertraut: 

a) Für Finanzinstrumente, die in Verwahrung genom-

men werden können, gilt:

i) Die Verwahrstelle verwahrt sämtliche Finanzin-

strumente, die im Depot auf einem Konto für Fi-

nanzinstrumente verbucht werden können, und

sämtliche Finanzinstrumente, die der Verwahr-

stelle physisch übergeben werden können;

ii) die Verwahrstelle stellt sicher, dass Finanz- instru-

mente, die im Depot auf einem Konto für Finanzin-

strumente verbucht werden können, gemäß den in

Artikel 16 der Richtlinie 2006/73/EG festgelegten

Grundsätzen in den Büchern der Verwahrstelle auf

gesonderten Konten registriert werden, die auf den

Namen des Fonds oder der für den Fonds handeln-

den Verwaltungsgesellschaft eröffnet wurden, so

dass die Finanzinstrumente jederzeit eindeutig als

gemäß geltendem Recht im Eigentum des Fonds

befindliche Instrumente identifiziert werden kön-

nen;

b) für andere Vermögenswerte gilt:

i) die Verwahrstelle prüft, ob der Fonds oder die für

den Fonds handelnde Verwaltungsgesellschaft Ei-

gentümer der betreffenden Vermögenswerte ist,

indem sie auf der Grundlage der vom Fonds oder

der Verwaltungsgesellschaft vorgelegten Informa-

tionen oder Unterlagen und, soweit verfügbar, an-

hand externer Nachweise feststellt, ob der Fonds

oder die für den Fonds handelnde Verwaltungsge-

sellschaft Eigentümer ist;

ii) die Verwahrstelle führt Aufzeichnungen über die

Vermögenswerte, bei denen sie sich vergewissert

hat, dass der Fonds oder die für den Fonds han-

delnde Verwaltungsgesellschaft Eigentümer ist,

und hält ihre Aufzeichnungen auf dem neuesten

Stand.
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Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermögens- werte 

werden von der Verwahrstelle oder einem Dritten, dem 

die Verwahrfunktion übertragen wurde, nicht für eigene 

Rechnung wiederverwendet. Als Wiederverwendung gilt 

jede Transaktion verwahrter Vermögenswerte, darunter 

Übertragung, Verpfändung, Verkauf und Leihe. 

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermögens- werte 

dürfen nur wiederverwendet werden, sofern 

i) die Wiederverwendung der Vermögenswerte für

Rechnung des Fonds erfolgt,

ii) die Verwahrstelle den Weisungen der im Namen

des Fonds handelnden Verwaltungsgesellschaft

Folge leistet,

iii) die Wiederverwendung dem Fonds zugute

kommt sowie im Interesse der Anteilinhaber liegt

und

iv) die Transaktion durch liquide Sicherheiten hoher

Qualität gedeckt ist, die der Fonds gemäß einer Ver-

einbarung über eine Vollrechtsübertragung erhal-

ten hat.

Der Verkehrswert der Sicherheiten muss jederzeit min-

destens so hoch sein wie der Verkehrswert der wieder-

verwendeten Vermögenswerte zuzüglich eines Zuschlags. 

3.4 Unterverwahrung 

Die Verwahrstelle kann die Verwahrung der für Rechnung 

des Fonds gehaltenen Vermögensgegenstände auf Unter-

verwahrer auslagern. 

Die Unterverwahrer können die ihnen übertragenen Ver-

wahraufgaben unter Berücksichtigung der gesetzlichen Be-

dingungen wiederum auslagern. Die unter den vorgenann-

ten Abschnitten 3.1 und 3.2 beschriebenen Aufgaben darf 

die Verwahrstelle nicht auf Dritte übertragen. 

Die Verwaltungsgesellschaft ist auf Zulieferung der Infor-

mation durch die Verwahrstelle angewiesen und kann die 

Richtigkeit und Vollständigkeit im Einzelnen nicht überprü-

fen. 

Die Verwahrstelle stellt bei der Übertragung der Verwah-

rung an Dritte sicher, dass diese besonderen 

Anforderungen an eine wirksame aufsichtsrechtliche Re-

gulierung und Aufsicht unterliegen. 

3.4.1 Übertragung von Verwahraufgaben 

Eine aktuelle Übersicht der Unterverwahrer kann unter dem 

Link https://www.europeandepositarybank.com/de/

custody/liste-der-lagerstellen/ abgerufen oder kostenlos

bei der Verwaltungsgesellschaft oder der Verwahrstelle 

erfragt werden. 

Stand: März 2023 

Die in diesem Abschnitt aufgeführten Informationen hat die 

Verwaltungsgesellschaft von der Verwahrstelle mitgeteilt 

bekommen. Die Verwaltungsgesellschaft hat die Informatio-

nen lediglich auf Plausibilität geprüft. Sie ist jedoch auf die 

Zulieferung der Informationen durch die Verwahrstelle an-

gewiesen und kann die Richtigkeit und Vollständigkeit im 

Einzelnen nicht überprüfen. 
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3.5 Insolvenz der Verwahrstelle 

Im Falle einer Insolvenz der Verwahrstelle und/oder eines 

in der Europäischen Union ansässigen Dritten, dem die 

Verwahrung von Vermögenswerten des Fonds übertragen 

wurde, dürfen die verwahrten Vermögenswerte des Fonds 

nicht an die Gläubiger der Verwahrstelle und/oder dieses 

Dritten ausgeschüttet oder zu deren Gunsten verwendet 

werden. 

3.6 Haftung der Verwahrstelle 

Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem Fonds und dessen 

Anteilinhabern für den Verlust durch die Verwahrstelle 

oder einen Dritten, dem die Verwahrung von verwahrten 

Finanzinstrumenten übertragen wurde. 

Bei Verlust eines verwahrten Finanzinstrumentes gibt die 

Verwahrstelle dem Fonds oder der für den Fonds handeln-

den Verwaltungsgesellschaft unverzüglich ein Finan-

zinstrument gleicher Art zurück oder erstattet einen ent-

sprechenden Betrag. Die Verwahrstelle haftet gemäß dem 

Gesetz vom 17. Dezember 2010 sowie nach den geltenden 

Verordnungen nicht, wenn sie nachweisen kann, dass der 

Verlust auf äußere Ereignisse, die nach vernünftigem Er-

messen nicht kontrolliert werden können und deren Kon-

sequenzen trotz aller angemessenen Anstrengungen nicht 

hätten vermieden werden können, zurückzuführen ist. 

Die Verwahrstelle haftet gegenüber dem Fonds und den 

Anlegern des Fonds auch für sämtliche sonstige Verluste, 

die diese infolge einer fahrlässigen oder vorsätzlichen 

Nichterfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen der Ver-

wahrstelle erleiden. 

Die Haftung der Verwahrstelle bleibt, unter Berücksichti-

gung der gesetzlichen Ausnahmeregelungen, von einer et-

waigen Übertragung gemäß vorgenanntem Abschnitt  „Un-

terverwahrer“ unberührt. 

Anleger des Fonds können die Haftung der Verwahrstelle 

unmittelbar oder mittelbar über die Verwaltungsgesell-

schaft geltend machen, vorausgesetzt, dass dies weder zur 

Verdopplung von Regressansprüchen noch zur Ungleichbe-

handlung der Anteilinhaber führt. 

4. Interessenkonflikte

Potenzielle Interessenkonflikte können sich ergeben, wenn 

die Verwahrstelle einzelne Verwahraufgaben bzw. die Un-

terverwahrung an ein weiteres Auslagerungsunternehmen 

überträgt. Sollte es sich bei diesem weiteren Auslagerungs-

unternehmen um ein mit der Verwaltungsgesellschaft oder 

der Verwahrstelle verbundenes Unternehmen (z.B. Kon-

zernmutter) handeln, so könnten sich hieraus im Zusam-

menspiel zwischen diesem Auslagerungsunternehmen und 

der Verwaltungsgesellschaft bzw. der Verwahrstelle poten-

zielle Interessenkonflikte ergeben (z.B. könnte die Verwal-

tungsgesellschaft bzw. die Verwahrstelle ein mit ihr verbun-

denes Unternehmen bei der Vergabe Verwahraufgaben 

oder bei der Wahl des Unterverwahrers gegenüber gleich-

wertigen anderen Anbietern bevorzugt werden). 

4.1 Potenzielle Interessenkonfliktsituationen zwischen der 

Verwahrstelle und den Unterverwahrern 

Durch die Übertragung der Verwahraufgaben auf verbun-

dene Unternehmen könnten potenzielle Interessenkonflikte 

entstehen. 

Durch die Bestellung Dritter als Unterverwahrer, insbe-

sondere in der Konstellation, dass zwischen der Verwahr-

stelle und der jeweiligen Unterverwahrstelle eine Grup-

penverbindung besteht, können potenzielle Interessen-

konflikte entstehen. Soweit Dritte als Unterverwahrer 

bestellt werden, vergewissert sich die Verwahrstelle, 

dass sie selbst und die beauftragten Dritten allenotwen-

digen Maßnahmen zur Einhaltung der Anforderungen an 

Organisation und Vermeidung von Interessenkonflikten, 

wie sie in den anwendbaren Luxemburger Gesetzen und 

Verordnungen festgelegt sind, getroffen haben und 

überwachen die Einhaltung dieser Anforderungen. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospektes sind keine 

relevanten weiteren Interessenkonflikte mit Unterver-

wahrern bekannt. 

Sollten solche Interessenkonflikte auftreten, werden diese 

gemäß den bestehenden Richtlinien und Verfahren gelöst 

bzw. den Anlegern im Rahmen des nächsten Pros-

pektupdates offengelegt. Der Umgang der Verwahrstelle 

mit Interessenkonflikten ist auf der Homepage der Ver-

wahrstelle unter https://

www.europeandepositarybank.com/media/3kqjhfez/edb-

information-about-dealing-with-conflicts-of-interests-1.pdf

abrufbar. 
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4.2 Potenzielle Interessenkonfliktsituatio-

nen zwischen der Verwahrstelle und der Ver-

waltungsgesellschaft 

Zwischen dem Fonds, bzw. der Verwaltungsgesellschaft 

und der Verwahrstelle besteht keine nach Artikel 1 der 

Level 2 Verordnung zur Richtlinie 2014/91/EU (UCITS V) 

relevante Verbindung oder Gruppenverbindung. 

Die Funktion der Verwahrstelle bzw. Unterverwahrer, die 

mit Verwahrfunktionen beauftragt wurden, kann ebenfalls 

von einem verbundenen Unternehmen der Verwaltungs-

gesellschaft wahrgenommen werden. Die Verwaltungsge-

sellschaft und die Verwahrstelle, sofern eine Verbindung 

zwischen ihnen besteht, verfügen über angemessene 

Strukturen, um mögliche Interessenkonflikte aus der Ver-

bindung zu vermeiden. Können Interessenkonflikte nicht 

verhindert werden, werden die Verwaltungsgesellschaft 

und die Verwahrstelle diese identifizieren, steuern, be-

obachten und diese, sofern vorhanden, offenlegen. 

4.3 Maßnahmen zum Umgang mit 

Interessenkonflikten 

Die Verwaltungsgesellschaft und Verwahrstelle verfügen 

über angemessene und wirksame Maßnahmen (z.B. Poli-

cies und organisatorische Maßnahmen), um potenzielle 

Interessenkonflikte entweder ganz zu vermeiden oder in 

den Fällen, in denen dies nicht möglich ist, eine potenzi-

elle Schädigung der Interessen der Anleger auszuschlie-

ßen. Die Einhaltung dieser Maßnahmen wird von einer 

unabhängigen Compliance Funktion überwacht. 

4.4 Identifizierung von Interessenkonflikten 

Die Verwaltungsgesellschaft sowie die Verwahrstelle über-

prüfen grundsätzlich jede Fondsstruktur sowie jedes Ver-

tragsverhältnis auf potenzielle Interessenkonflikte. In fol-

genden Fällen gehen die Gesellschaften davon aus, dass es 

sich mit hoher Wahrscheinlichkeit um einen Interessen-

konflikt handelt: 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung ste-

hende Person ist versucht die Realisierung von

Gewinnen oder die Vermeidung von Verlusten

auf Kosten des Fonds umzusetzen

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung ste-

hende Person haben ein Interesse, am Ergebnis

der Dienstleistung/Aktivität/Transaktion, die an

einen Fonds oder einen anderen Kunden zu ihren

Gunsten erbracht wird, wenn diese Dienstleistung

dem Vergleich unter Dritten nicht standhält oder zu 

ihren Gunsten er- bracht wird, wenn diese Dienst-

leistung/Aktivität/Transaktion ihrerseits nicht mit 

den Interessen des Fonds in Einklang steht. 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung stehende

Person sind aus finanziellen oder sonstigen Grün-

den dazu verleitet, die Interessen eines Kunden

oder einer Kundengruppe gegenüber den Interes-

sen eines Fonds bevorzugt zu behandeln.

Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung stehende 

Person üben dieselben Aktivitäten für einen Fonds 

aus, wie für einen oder mehrere Kunden, die keine 

Fonds sind 

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung stehende

Person üben gleichzeitig oder nacheinander gleiche

oder verschiedene Aktivitäten im Zusammenhang

mit dem Fonds aus

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung stehende

Person erhalten von einer anderen Person, als dem

Fonds, einen Vorteil in Zusammenhang mit den Ak-

tivitäten des Portfoliomanagements, in Form von

Geld-, Waren- oder Dienstleistungen, als die Kom-

missionen und Gebühren, die üblicherweise für

diese Dienstleistungen gezahlt werden.

– Die Verwaltungsgesellschaft, respektive die Ver-

wahrstelle oder eine damit in Verbindung stehende

Person halten sowohl eine Aufsichtsrats-/Verwal-

tungsratsposition in der Verwaltungsgesellschaft als

auch in einer von ihr verwalteten SICAV inne. Stellt

der Compliance Officer fest, dass eines der darge-

stellten Kriterien erfüllt ist, wird der Interessenkon-

flikt im Interessenkonfliktregister festgehalten und

dem Konfliktmanagement unterzogen.
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4.5 Vermeidung von Interessenkonflikten 

Die Verwaltungsgesellschaft sowie auch die ver- wahrstelle 

bemühen sich ihren Aufbau und ihre Organisation in einer 

Art und Weise zu strukturieren, dass Interessenkonflikte 

von vorneherein nicht entstehen. Hierzu haben die Gesell-

schaften jeweils einen unabhängigen Compliance Officer 

benannt. Diesem obliegt es, die Angemessenheit, Wirksam-

keit und Zweckmäßigkeit der implementierten Maßnah-

men zum Umgang mit und insbesondere zur Vermeidung 

von Interessenkonflikten und Verfahren zu überwachen, re-

gelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich, zu überprüfen 

und weiterzuentwickeln. Insbesondere hat die Verwal-

tungsgesellschaft folgende Maßnahmen in Ihre Organisati-

onsabläufe integriert: 

– Funktionstrennung/Trennung von 

Verantwortlichkeiten

– Vier-Augen Prinzip

– Sicherstellung Best Execution

– Geschenkepolicy

– Regelung zum Thema Marktmissbrauch und Ei-

gengeschäften zu persönlichen Geschäften der

Mitarbeiter

– Due Diligence Prüfungen von Dienstleistern und

Fondinitiatoren

– eine den jeweils gültigen Richtlinien entspre-

chende Vergütungspolitik

– Stimmrechtspolitik

– Sorgfältige Auswahl und regelmäßige Schu- lung

der Mitarbeiter

4.6 Umgang mit Interessenkonflikten

Das vorrangige Ziel ist das Vermeiden von Interessenkon-

flikten. Lassen sich Interessenkonflikte in speziellen Fällen 

nicht vermeiden, so führt die BayernInvest Luxembourg 

S.A. sowie auch die Verwahrstelle ein Konfliktregister. 

Dort dokumentiert der Compliance Officer den bestehen-

den Interessenkonflikt und die getroffenen Maßnahmen. 

Die Pflege des Konfliktregisters erfolgt regelmäßig sowie 

anlassbezogen und obliegt dem Compliance Officer. 

Interessenkonflikte, die gelöst werden konnten, werden 

entsprechend im Konfliktregister als gelöst gekennzeich-

net und dokumentiert. Ungelöste Interessenkonflikte wer-

den als bestehende Interessenkonflikte gekennzeichnet 

und den Anlegern gegenüber im Rahmen des nächsten 

Prospektupdates offengelegt. 

4.7 Zusätzliche Informationen 

Auf Verlangen übermittelt die Verwaltungsgesellschaft 

den Anlegern Informationen auf dem neuesten Stand zur 

Verwahrstelle und ihren Pflichten, zu den Unterverwah-

rern sowie zu möglichen Interessenkonflikten in Zusam-

menhang mit der Tätigkeit der Verwahrstelle oder der Un-

terverwahrer. 

Eine Beschreibung, wie auch die Methoden zum Umgang mit 

Interessenkonflikten durch die Verwaltungsgesellschaft ist 

auf der Homepage der BayernInvest Luxembourg S.A: unter 

https://www.bayerninvest.lu/grundsaetze-policies/

index.html zu finden.

Die Interessenkonfliktpolitik der Verwahrstelle ist auf deren 

Homepage unter https://

www.europeandepositarybank.com/media/3kqjhfez/edb-

information-about-dealing-with-conflicts-of-interests-1.pdf

abrufbar. 
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5. Fonds

5.1 Bezeichnung, Bildung, Laufzeit 

Der Fonds ist auf unbestimmte Dauer errichtet. Die einzel-

nen Teilfonds können für eine bestimmte Zeit aufgelegt 

werden und somit für eine vom Fonds abweichende Dauer 

errichtet werden. Sofern ein Teilfonds für eine bestimmte 

Dauer aufgelegt wird, sind nähere Informationen hierzu 

den respektiven Fondsbeschreibungen im Verkaufspros-

pekt unter “DKB Nachhaltigkeitsfonds im Überblick“ zu ent-

nehmen. Die Anleger sind an den Vermögensgegenstän-

den der einzelnen Teilfonds entsprechend der Anzahl ihrer 

Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 

5.2 Anlageziel, Anlagegrundsätze und –berater/ 

Fondsmanager 

5.2.1 Anlageziel/Anlagegrundsätze 

Die Anlageziele der einzelnen Teilfonds sind in der Über-

sicht „DKB Nachhaltigkeitsfonds im Überblick“ dargestellt. 

Für die Teilfonds können die nach dem Gesetz vom 17. De-

zember 2010 über Organismen für gemeinsame Anlagen 

und den gemäß Artikel 4 des Verwaltungsreglements zu-

lässigen Vermögensgegenstände erworben werden. 

5.2.2 Anlageberater/Fondsmanager 

Der Name des Fondsmanagers und/oder Anlagebe- raters 

des jeweiligen Teilfonds wird in der Beschreibung des Teil-

fonds (siehe DKB Nachhaltigkeitsfonds im Überblick) auf-

geführt, falls ein solcher Fondsmanager und/oder Anlage-

berater für den Teilfonds bestellt wurde. Die genannten 

Fondsmanager/Anlageberater dürfen ihre Aufgaben un-

ter Verantwortung und Kontrolle der Verwaltungsgesell-

schaft ganz oder teilweise an eine oder mehrere andere 

Gesellschaften delegieren, unter der Bedingung, dass sol-

che Gesellschaften mindestens mehrheitlich im Eigentum 

von Gesellschaften im gleichen Firmenverbund wie der 

Fondsmanager bzw. Anlageberater stehen. 

Die Anlageberater/Fondsmanager sind ermächtigt, im 

Rahmen der Bestimmungen gemäß Artikel 2 des Verwal-

tungsreglements Empfehlungen für den Erwerb oder die 

Veräußerung von Anlagen zu geben. 

Der Fondsmanager kann Vereinbarungen mit Bro- 

kern/Kontrahenten eingehen, wonach die Broker/ Kon-

trahenten für seitens des Fondsmanagers von Dritten in 

Anspruch genommene Leistungen auf- kommen (so ge-

nannte „soft commission arrange- ments“). Zahlungen er-

folgen laut diesen Vereinbarungen zu Lasten der seitens 

der Broker/Kontrahenten vereinnahmten Umsatzprovisio-

nen aus abgewickelten Wertpapiergeschäften für die Teil-

fonds. Im Einklang mit dem Grundsatz, dass im besten In-

teresse des jeweiligen Teilfonds gehandelt werden muss, 

kann der Fondsmanager im Gegenzug für erhaltene Leis-

tungen die Ausführung von Wertpapiergeschäften für die 

Teilfonds über Broker/Kontrahenten beauftragen, mit de-

nen solche Vereinbarungen bestehen. Der Erhalt dieser 

Leistungen (zum Beispiel Informationen zu potenziellen In-

vestitionen) ergänzt die Möglichkeiten des Fondsmanagers 

und erlaubt es diesem, Einsicht in die Einschätzungen und 

Informationen Dritter zu erhalten. Diese Vereinbarungen 

werden nur unter den folgenden Bedingungen geschlossen: 

1) der Fondsmanager handelt bei Abschluss solcher Verein-

barungen stets im Interesse der Anteilinhaber; 2) die sei-

tens des Fondsmanagers erhaltenen Leistungen stehen in 

einem direkten Zusammenhang mit seinen Aufgaben; 3) 

die Vereinbarungen werden ausschließlich mit juristischen 

Personen und nicht mit natürlichen Personen abgeschlos-

sen; 4) der Fondsmanager wird die Verwaltungsgesellschaft 

über diese Vereinbarungen unter Angabe der erhaltenen 

Leistungen informieren. 

5.2.3 Anlageinstrumente im Einzelnen 

5.2.3.1 Wertpapiere 

Die Anlagepolitik der einzelnen Teilfonds umfasst die 

Anlage in Wertpapieren soweit, 

a) diese an einem geregelten Markt notiert oder gehan-

delt werden; oder

b) diese an einem anderen Markt, der anerkannt, gere-

gelt, für das Publikum offen und dessen Funktions-

weise ordnungsgemäß ist, in einem Mitgliedstaat der

Europäischen Union gehandelt werden; oder

c) diese an einer Wertpapierbörse eines anderen Staates

Europas, Nord- oder Südamerikas, Asiens, Afrikas, Aust-

raliens oder Ozeaniens zur amtlichen Notierung zugelas-

sen oder dort auf einem anderen Markt gehandelt wer-

den, der anerkannt, geregelt, für das Publikum offen und

dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist.

d) es sich um Wertpapiere aus Neuemissionen handelt und

die Emissionsbedingungen die
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Verpflichtungen enthalten: 

– dass die Zulassung zur amtlichen Notierung an ei-

ner Wertpapierbörse oder zum Handel auf einem 

geregelten Markt, der anerkannt, geregelt, für das 

Publikum offen und dessen Funktionsweise ord-

nungsgemäß ist, beantragt wird, und zwar an den 

Börsen oder geregelten Märkten eines EU-Mit-

gliedsstaates oder eines anderen Staates Europas, 

Nord- und Südamerikas, Asiens, Afrikas, Australi-

ens oder Ozeaniens 

– und das die Zulassung spätestens vor Ablauf eines 

Jahres nach der Emission erlangt wird. 

Als Wertpapiere gelten auch Bezugsrechte, sofern sich die 

Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte herrühren, im 

Teilfondsvermögen befinden können. 

Die Wertpapiere, welche für die einzelnen Teilfonds er-

worben werden, werden unter der Rubrik DKB im Über-

blick näher erläutert. 

5.2.3.2 Geldmarktinstrumente 

Geldmarktinstrumente sind Instrumente, die üblicher-

weise auf dem Geldmarkt gehandelt werden sowie ver-

zinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs für 

den jeweiligen Teilfonds eine Laufzeit bzw. Restlaufzeit 

von höchstens 12 Monaten haben. Sofern ihre Laufzeit 

länger als 12 Monate ist, muss ihre Verzinsung regelmäßig, 

mindestens einmal in 12 Monaten, marktgerecht ange-

passt werden. 

Jeder Teilfonds kann erwerben: 
 

a) Geldmarktinstrumenten, die an einem geregelten 

Markt notiert oder gehandelt werden; oder 

b) Geldmarktinstrumente, die an einem anderen 

Markt, der anerkannt, geregelt, für das Publikum of-

fen und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist, 

in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ge-

handelt werden; oder 

c) Geldmarktinstrumente, die an einer Wertpapier-

börse eines anderen Staates Europas, Nord- oder Süd-

amerikas, Asiens, Afrikas, Australiens oder Ozeaniens 

zur amtlichen Notierung zugelassen oder dort auf ei-

nem anderen Markt gehandelt werden, der aner-

kannt, geregelt, für das Publikum offen und dessen 

Funktionsweise ordnungsgemäß ist, 

d) soweit es sich um Geldmarktinstrumente aus Neu-

emissionen handelt, müssen die Emissionsbedingun-

gen die Verpflichtungen enthalten: 

– dass die Zulassung zur amtlichen Notierung an ei-

ner Wertpapierbörse oder zum Handel auf einem 

geregelten Markt, der anerkannt, geregelt, für das 

Publikum offen und dessen Funktionsweise ord-

nungsgemäß ist, beantragt wird, und zwar an den 

Börsen oder geregelten Märkten eines EU-Mit-

gliedsstaates oder eines anderen Staates Europas, 

Nord- und Südamerikas, Asiens, Afrikas, Australi-

ens oder Ozeaniens 

– und dass die Zulassung spätestens vor Ablauf eines 

Jahres nach der Emission erlangt wird. 

Geldmarktinstrumente, die nicht auf einem geregelten 

Markt gehandelt werden und die Instrumente sind, die üb-

licherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, liquide 

sind und deren Wert jederzeit bestimmt werden kann, so-

fern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente 

selbst Vorschriften über den Einlagen- und Anlegerschutz 

unterliegt und vorausgesetzt diese Instrumente werden: 

• von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen 

Körperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaa-

tes, der Europäischen Zentralbank, der Europäischen 

Union oder Europäischen Investitionsbank, einem Dritt-

staat oder, im Falle eines Bundesstaates, einem Glied-

staat der Föderation oder von einer internationalen Ein-

richtung öffentlich-rechtlichen Charakters, der mindes-

tens ein Mitgliedstaat angehört, begeben oder garan-

tiert, oder 

• von einem Unternehmen begeben, dessen Wertpapiere 

auf einem der unter den Buchstaben a., b. und c. be-

zeichneten Märkte gehandelt werden, oder 

• von einem Institut, das gemäß den im Gemein- schafts-

recht festgelegten Kriterien einer behördlichen Aufsicht 

unterstellt ist, oder einem Institut, das Aufsichtsbestim-

mungen, die mindestens so streng sind wie die des Ge-

meinschaftsrechts, unterliegt und diese einhält, bege-

ben oder garantiert, oder 
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• von anderen Emittenten begeben, die einer Kategorie 

angehören, die von der Luxemburger Aufsichtsbe-

hörde (CSSF) zugelassen wurde, sofern für Anlagen in 

diesen Instrumenten Vorschriften für den Anleger-

schutz gelten, die denen des ersten, zweiten und drit-

ten Gedankenstrichs gleichwertig sind und sofern es 

sich bei dem Emittenten entweder um ein Unterneh-

men mit einem Eigenkapital von mindestens zehn Milli-

onen EURO (10.000.000 EURO), das seinen Jahresab-

schluss nach der Richtlinie 2013/34/EU erstellt und 

veröffentlicht, oder um einen Rechtsträger, der inner-

halb einer eine oder mehrere börsennotierte Gesell-

schaften umfassenden Unternehmensgruppe für die 

Finanzierung dieser Gruppe zuständig ist, oder um ei-

nen Rechtsträger handelt, der die wertpapiermäßige 

Unterlegung von Verbindlichkeiten durch Nutzung ei-

ner von einer Bank eingeräumten Kreditlinie finanzie-

ren soll. 

5.2.3.3 Bankguthaben 

Bis zu 100% des Wertes der Teilfonds dürfen in Bankgutha-

ben angelegt werden, die eine Laufzeit von höchstens zwölf 

Monaten haben. Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei 

einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Eu-

ropäischen Union oder des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum zu unterhalten. Die Guthaben kön-

nen auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Dritt-

staat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der 

CSSF denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig 

sind, unterhalten werden. 

Die Verwaltungsgesellschaft darf nur bis zu 20% des Wer-

tes eines Teilfonds in Bankguthaben bei je einem Kreditin-

stitut anlegen. 

5.2.3.4 Anteile an Investmentvermögen 

Die Verwaltungsgesellschaft darf für jeden Teilfonds in 

Anteilen an anderen Investmentvermögen investieren. 

Diese anderen Investmentvermögen dürfen nach ihren 

Vertragsbedingungen höchstens bis zu 10 Prozent in An-

teile an anderen Investmentvermögen investieren. 

5.2.3.5 Techniken für eine effiziente 

Portfolioverwaltung 

Gemäß CSSF-Rundschreiben 13/559 dürfen für den 

Fonds Techniken für eine effiziente Portfolioverwaltung 

genutzt werden.  

Diese Techniken und Instrumente müssen für Zwecke einer 

effizienten Portfolioverwaltung genutzt werden; dies setzt 

gemäß CSSF Rundschreiben 08/356 und der Leitlinie ESMA 

2012/832 voraus, dass sie die folgenden Kriterien erfüllen: 

a) Sie sind wirtschaftlich geeignet in dem Sinne, dass 

ihre Durchführung rentabel ist; 

b) sie werden eingesetzt, um eines oder mehrere der 

folgenden Ziele zu erreichen: 

– Verminderung von Risiken 

– Verminderung von Kosten 

– Schaffung von Kapital oder Zusatzerträgen für den 

OGAW, mit einem Risikograd, der mit seinem Risi-

koprofil und den auf ihn andwendbaren Regeln zur 

Risikostreuung vereinbar ist; 

c) Den mit den Techniken und Instrumenten verbundenen 

Risiken wird im Rahmen des Risikomanagementprozes-

ses des OGAW in angemessener Form Rechnung getra-

gen. 

Der Einsatz dieser Geschäfte durch den betreffenden Teil-

fonds darf keinesfalls zur Änderung der Anlagepolitik, die im 

Verwaltungsreglement und in diesem Verkaufsprospekt dar-

gelegt wird, oder zu einer Übernahme zusätzlicher Risiken 

führen, die höher als das Risikoprofil sind, das in diesem Ver-

kaufsprospekt beschrieben ist. 

5.2.3.6 Derivate 

Die Gesellschaft darf zum Zwecke der effizienten Portfo-

lioverwaltung für jeden Teilfonds zur Absicherung und als Teil 

der Anlagestrategie Geschäfte mit Derivaten tätigen (dies 

wird gegebenenfalls im Rahmen der Anlagepolitik des jewei-

ligen Teilfonds genau erläutert, vgl. DKB im Überblick). 

Dadurch kann sich das Verlustrisiko des jeweiligen Teilfonds 

zumindest zeitweise erhöhen. Der Handel mit Derivaten 

wird im Rahmen der Anlagegrenzen eingesetzt und dient der 

effizienten Verwaltung des Fondsvermögens sowie zum 

Laufzeiten- und Risikomanagement der Anlagen. 

Unter keinen Umständen darf die Gesellschaft bei diesen 

Geschäften von den in diesem Verkaufsprospekt genannten 

Anlagegrundsätzen abweichen. 
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Die Verwaltungsgesellschaft stellt für den jeweiligen Teil-

fonds sicher, dass das mit Derivaten verbundene Gesamtri-

siko den Gesamtnettowert des Portfolios des jeweiligen 

Teilfonds nicht überschreitet. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird – der Art und dem Um-

fang der eingesetzten Derivate entsprechend - zur Ermitt-

lung des Marktrisikopotentials für den Einsatz von Deriva-

ten die einzelnen Teilfonds im Sinne des Rundschreibens 

CSSF 11/512 gerecht. Detaillierte Angaben hierzu enthält 

das jeweilige Teilfondsprospekt. 

In der Regel wird die Verwaltungsgesellschaft hier- zu auf 

den VaR-Ansatz zurückgreifen. Hierzu werden die folgen-

den oder strengere Parameter herangezogen: ein Kon-

fidenzintervall von 99%, eine Halteperiode von einem 

Monat und die „jüngste“ Volatilität, d.h. die Volatilität in 

einem Beobachtungszeitraum, der bei der Berechnung 

höchstens ein Jahr betragen darf. 

5.2.3.6.1 Hinweise zur Nutzung von Wertpapierfi-

nanzierungsgeschäften  und Gesamtrendite-Swaps 

In Übereinstimmung mit den in Artikel 4 des Verwaltungs-

reglements genannten allgemeinen Grundsätzen der An-

lagepolitik kann der Fonds im Rahmen eines effizienten 

Portfoliomanagements Derivate, Wertpapierfinanzie-

rungsgeschäfte sowie sonstige Techniken und Instru-

mente einsetzen. 

Der Einsatz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften so-

wie Total Return Swaps („Gesamtrenditeswaps“) im Sinne 

der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 25. November 2015 über die 

Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und 

der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verord-

nung (EU) Nr. 648/2012 („SFTR“) ist im Rahmen der Anla-

gepolitik der Teilfonds nicht vorgesehen und findet inso-

fern keine Anwendung. 

Für den Fall, dass insoweit eine Änderung der Vor- ge-

hensweise durch die Verwaltungsgesellschaft für den 

Fonds erfolgt, wird diese im Rahmen des nächsten Pros-

pektupdates berücksichtigt. 

5.2.3.6.2 Terminkontrakte 

Terminkontrakte sind für beide Vertragspartner unbe-

dingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem be-

stimmten Zeitpunkt, dem Fälligkeitsdatum, oder inner-

halb eines bestimmten Zeitraumes, eine bestimmte 

Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im Voraus 

bestimmten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen. 

5.2.3.6.3 Optionsgeschäfte 

Optionsgeschäfte beinhalten, dass einem Dritten gegen 

Entgelt (Optionsprämie) das Recht eingeräumt wird, wäh-

rend einer bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimm-

ten Zeitraums zu einem von vornherein vereinbarten Preis 

(Basispreis) die Lieferung oder Abnahme von Vermögensge-

genständen oder die Zahlung eines Differenzbetrages zu 

verlangen, oder auch die entsprechenden Optionsrechte zu 

erwerben. 

5.2.3.6.4 Swaps 

Swapgeschäfte sind Tauschverträge, bei denen die dem Ge-

schäft zugrundeliegenden Zahlungsströme oder Risiken zwi-

schen den Vertragspartnern ausge- tauscht werden. 

Die Verwaltungsgesellschaft darf für Rechnung eines Teil-

fonds im Rahmen der Anlagegrundsätze unter anderem 

• Zins-, 
 

• Währungs-, 
 

• Equity-, 
 

• Zins-Währungs-Swaps, 
 

• Credit Default Swapgeschäfte ab-

schließen. 

5.2.3.6.5 Swaptions 

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist das 

Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu einem bestimmten 

Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen 

hinsichtlich der Konditionen genau spezifizierten Swap ein-

zutreten. 

5.2.3.6.6 Credit Default Swaps 

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermögli-

chen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen auf andere zu 

übertragen. Im Gegenzug zur Übernahme des Kreditaus-

fallrisikos zahlt der Verkäufer des Risikos eine Prämie an 

seinen Vertragspartner. 
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5.2.3.6.7 In Wertpapieren verbriefte 

Finanzinstrumente 

Die Gesellschaft kann die vorstehend beschriebe- nen Fi-

nanzinstrumente auch erwerben, wenn diese in Wertpa-

pieren verbrieft sind. Dabei können die Geschäfte, die Fi-

nanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur teil-

weise in Wertpapieren enthalten sein (z. B. Optionsanlei-

hen). Die Aussagen zu Chancen und Risiken gelten für sol-

che verbrieften Finanzinstrumente entsprechend, jedoch 

mit der Maßgabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften Fi-

nanzinstrumenten auf den Wert des Wertpapiers be-

schränkt ist. 

5.2.3.6.8 OTC Derivatgeschäfte 

Die Gesellschaft darf sowohl Derivatgeschäfte tätigen, 

die an einer Börse zum Handel zugelassen oder in einen 

anderen organisierten Markt einbezogen sind, als auch 

sogenannte over-the-counter (OTC)–Geschäfte. 

Zum Zwecke der Klarstellung und in Übereinstim- mung 

mit der Definition des deutschen Kapitalan- lagegesetz-

buches (KAGB) ist im Fortlaufenden ein organisierter 

Markt, ein Markt, der anerkannt und für das Publikum of-

fen ist und dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist, 

sofern nicht ausdrücklich etwas Anderes bestimmt ist. 

Dieser organisierte Markt entspricht zugleich den Krite-

rien des Artikels 50 der OGAW-Richtlinie. 

5.2.3.6.9 Sicherheitenverwaltung für Geschäfte mit 

OTC-Derivaten und Techniken für eine effiziente Portfo-

lioverwaltung 

Der Fonds kann bei Geschäften mit OTC Derivaten zur Re-

duzierung des Gegenparteirisikos Sicherheiten erhalten.  

Zur Sicherung der Verpflichtungen kann der Fonds über-

wiegend solche Sicherheiten akzeptieren, die den Rege-

lungen der CSSF-Rundschreiben 08/356, 11/512 und 

13/559 entsprechen. 

1. Grundsätzlich sind Sicherheiten für Geschäfte mit

OTC-Derivaten (außer Währungstermingeschäften)

in einer der folgenden Formen zu stellen:

a) liquide Vermögenswerte wie Barmittel, kurzfristige

Bankeinlagen, Geldmarktinstrumente ge-mäß Defini-

tion in Richtlinie 2007/16/EG vom 19. März 2007, Ak-

kreditive und Garantien auf erstes Anfordern, die von

erstklassigen, nicht mit dem Kontrahenten verbunde-

nen Kreditinstituten ausgegeben werden, beziehungs-

weise von einem OECD-Mitgliedstaat oder dessen Ge-

bietskörperschaften oder von supranationalen Instituti-

onen und Behörden auf kommunaler, regionaler oder in-

ternationaler Ebene begebene Anleihen; 

b) Anteile eines in Geldmarktinstrumente anlegenden

OGA, der täglich einen Nettoinventarwert berechnet

und der über ein Rating von AAA oder ein vergleichbares

Rating verfügt,

c) Anteile eines OGAW, der vorwiegend in die unter den

nächsten beiden Gedankenstrichen aufgeführten Anlei-

hen/Aktien anlegt,

d) Anleihen, die von erstklassigen Emittenten mit ange-

messener Liquidität begeben oder garantiert werden,

oder Aktien, die an einem geregelten Markt eines Mit-

gliedstaats der Europäischen Union oder an einer

Börse eines OECD-Mitgliedstaats zugelassen sind oder

gehandelt werden, sofern diese Aktien in einem wich-

tigen Index enthalten sind
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e) Anteile eines in Geldmarktinstrumente anlegenden 

OGA, der täglich einen Nettoinventarwert berechnet 

und der über ein Rating von AAA oder ein vergleichba-

res Rating verfügt, 

f) Anteile eines OGAW, der vorwiegend in die unter den 

nächsten beiden Gedankenstrichen aufgeführten An-

leihen/Aktien anlegt, 

g) Anleihen, die von erstklassigen Emittenten mit ange-

messener Liquidität begeben oder garantiert wer-

den, oder 

h) Aktien, die an einem geregelten Markt eines Mitglied-

staats der Europäischen Union oder an einer Börse ei-

nes OECD-Mitgliedstaats zugelassen sind oder gehan-

delt werden, sofern diese Aktien in einem wichtigen 

Index enthalten sind. 

2. Entgegengenommene Barsicherheiten (Cash Collate-

ral) sollten nur: 

• als Sichteinlagen bei Rechtsträgern gemäß Arti-

kel 50 Buchstabe f der Richtlinie 2009/65/EG angelegt 

werden; 

• in Staatsanleihen von hoher Qualität angelegt 

werden; 

• in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur 

gemäß der Definition in den CESR’s Leitlinien zu einer 

gemeinsamen Definition für europäische Geldmarkt-

fonds angelegt werden. 

Neu angelegte Barsicherheiten sollten entspre- chend 

den Diversifizierungsvoraussetzungen für unbare Si-

cherheiten diversifiziert werden. Unbare Sicherheiten 

und reinvestierte Barsicherheiten, die der betreffende 

Fonds erhalten hat, sollen bei der Erfüllung der Diver-

sifikationsanforderungen hinsichtlich der vom betref-

fenden Fonds erhaltenen Sicherheiten aggregiert be-

trachtet werden. 

3. Sicherheiten, die nicht in Form von Barmitteln oder 

OGA-/OGAW-Anteilen gestellt werden, müssen von ei-

ner juristischen Person begeben worden sein, die 

nicht mit dem Kontrahenten verbunden ist. 

4. Wird die Sicherheit in Form von Barmitteln zur Verfü-

gung gestellt und besteht dadurch für die Gesellschaft 

gegenüber dem Verwalter dieser Sicherheit ein Kre-

ditrisiko, unterliegt dieses der in Artikel 43 Absatz 1 

des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 angegebenen 

20%-Beschränkung. Außerdem darf die Verwahrung 

einer solchen Barsicherheit nicht durch den Kontrahen-

ten erfolgen, es sei denn, sie ist rechtlich vor den Folgen 

eines Zahlungsausfalls des Kontrahenten geschützt. 

Die Verwahrung von unbaren Sicherheiten darf nicht 

durch den Kontrahenten erfolgen, es sei denn, sie wer-

den in geeigneter Weise vom eigenen Vermögen des 

Kontrahenten getrennt. 

Erfüllt eine Sicherheit eine Reihe von Kriterien wie etwa 

die Standards für Liquidität, Bewertung, Bonität des 

Emittenten, Korrelation und Diversifizierung, kann sie 

gegen das Brutto-Engagement des Kontrahenten aufge-

rechnet werden. Wird eine Sicherheit aufgerechnet, 

kann sich in Abhängigkeit der Preisvolatilität des Wert-

papiers ihr Wert um einen Prozentsatz (ein „Abschlag“) 

verringern, der u.a. kurzfristige Schwankungen im Wert 

des Engagements und der Sicherheit auffangen soll. 

Das Kriterium der angemessenen Diversifizierung im 

Hinblick auf Emittentenkonzentration wird als erfüllt be-

trachtet, wenn der Teilfonds von einer Gegenpartei bei 

der effizienten Portfolioverwaltung oder bei Geschäften 

mit OTC-Derivaten einen Sicherheitskorb (Collateral Bas-

ket) erhält, bei dem der maximale Gesamtwert der offe-

nen Positionen gegenüber einem bestimmten Emitten-

ten 20 % des Nettoinventarwertes nicht überschreitet. 

Wenn ein Teilfonds unterschiedliche Gegenparteien hat, 

sollten die verschiedenen Sicherheitenkörbe aggregiert 

werden, um die 20 % Grenze für den Gesamtwert der of-

fenen Positionen gegenüber einem einzelnen Emitten-

ten zu berechnen. In Ausnahmefällen können auch an-

dere Vermögenswerte, die die Anforderungen an Sicher-

heiten erfüllen, akzeptiert werden. 

5. Die auf die Sicherheiten angewendeten Abschläge ori-

entieren sich dabei entweder an: 

a) Der Kreditwürdigkeit des Kontrahenten, 
 

b) Der Liquidität der Sicherheiten, 
 

c) Deren Preisvolatilität, 
 

d) Der Bonität des Emittenten und / oder 
 

e) Dem Land bzw. Markt an dem die Sicherheit gehandelt 

wird. 

6. Vermögenswerte, die eine erhöhte Preisvolatilität auf-

weisen, sollten nur als Sicherheit akzeptiert werden, 

wenn geeignete konservative Bewertungsabschläge 

(„Haircuts“) angewandt werden. In Abhängigkeit von der 

Art der erhaltenen Sicherheiten, z.B. Bonität der Gegen-
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partei, der Fälligkeit, der Währung und der Preisvola-

tilität der Vermögenswerte, können die in nachstehen-

der Tabelle aufgeführten Bewertungsabschläge vor-

genommen werden: 

 
 

Art der Sicherheit Bewertungs- 

abschläge 

Barmittel in der Währung 0% 

des Fonds  

Barmittel in einer anderen  bis zu 100 % 

Währung als jener des Fonds, 

jedoch aussschließlich 

EUR, CHF, USD  

Anleihen und/oder andere bis zu 100% 

Schuldtitel oder Forderungsrechte, 

mit festem oder variablem Zinssatz  

In Ausnahmefällen können auch bis zu 30% 

Andere Vermögenswerte, die die 

Anforderungen an Sicherheiten 

erfüllen, akzeptiert werden 

7. Die verwendeten Abschläge werden in regelmäßigen 

Abständen, mindestens jährlich, auf ihre Angemes-

senheit hin überprüft und falls notwendig entspre-

chend angepasst. 

8. Die Gesellschaft (oder ihre Vertreter) nimmt täglich 

eine Bewertung der erhaltenen Sicherheiten vor. Er-

scheint der Wert der bereits gewährten Sicherheiten 

angesichts des zu deckenden Betrags nicht ausrei-

chend, hat der Kontrahent sehr kurzfristig zusätzliche 

Sicherheiten zur Verfügung zu stellen. Soweit ange-

messen, wird den mit den als Sicherheiten akzeptier-

ten Vermögenswerten verbundenen Wechselkurs- 

oder Marktrisiken durch Sicherheitsmargen Rechnung 

getragen. 

9. Die Gesellschaft stellt sicher, dass sie ihre Rechte in 

Bezug auf die Sicherheiten geltend machen kann, 

wenn ein Ereignis eintritt, das die Ausübung der 

Rechte erforderlich macht; d.h., die Sicherheit muss 

jederzeit entweder direkt oder über die vermit-

telnde Stelle eines erstklassigen Finanzinstituts oder 

eine 100-prozentige Tochtergsellschaft dieses Insti-

tuts in  

10. Die Gesellschaft stellt sicher, dass sie ihre Rech- te in 

Bezug auf die Sicherheiten geltend machen kann, 

wenn ein Ereignis eintritt, das die Ausübung der 

Rechte erforderlich macht; d.h., die Sicherheit muss 

jederzeit entweder direkt oder über die vermittelnde 

Stelle eines erstklassigen Finanzinstituts oder eine 

100-prozentige Tochtergesellschaft dieses Instituts in 

einer Form zur Verfügung stehen, die es der Gesellschaft 

ermöglicht, sich die als Sicherheit bereitgestellten Ver-

mögenswerte anzueignen oder diese zu verwerten, falls 

der Kontrahent seiner Verpflichtung zur Rückgabe der 

geliehenen Wertpapiere nicht nachkommt. 

11. Während der Dauer der Vereinbarung kann die Sicher-

heit nicht veräußert, anderweitig als Sicherheit bereit-

gestellt oder verpfändet werden, es sei denn, die Gesell-

schaft verfügt über andere Deckungsmittel. 

12. Ein Teilfonds, der Sicherheiten für mindestens 30 

% seiner Vermögenswerte entgegennimmt, wird das da-

mit verbundene Risiko u.a. im Rahmen von regelmäßigen 

Stresstests, unter normalen und außergewöhnlichen Be-

dingungen, die Auswirkungen von Veränderungen des 

Marktwertes und der Liquidität der Sicherheiten, prüfen. 

5.2.3.7 Kreditaufnahme 

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten für ge- mein-

schaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 10 Prozent des 

Wertes des jeweiligen Teilfonds zulässig, sofern die Be-

dingungen der Kreditaufnahme marktüblich sind und die 

Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt. 

6. Bewertung 

6.1 An Börse notierte / in geregeltem Markt ge- han-

delte Vermögensgegenstände 

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die an einer offi-

ziellen Börse notiert sind oder die an einem anderen gere-

gelten Markt, der anerkannt, für das Publikum offen und 

dessen Funktionsweise ordnungsgemäß ist, gehandelt wer-

den, werden zum letztbekannten Kurs bewertet. Wenn ein 

und dasselbe Wertpapier auf verschiedenen Märkten im 

Handel ist, wird der letztbekannte Verkaufskurs auf dem 

Hauptmarkt für das betreffende Wertpapier benutzt. 

6.2 Nichtnotierte Vermögensgegenstände/Ver- mö-

gensgegenstände ohne repräsentativen letzten Verkaufs-

preis 

Nichtnotierte Wertpapiere, andere gesetzlich und gemäß 

diesem Verwaltungsreglement zulässige Vermögenswerte 

und Wertpapiere, welche zwar an einer offiziellen Börse 

notiert sind oder an einem geregelten Markt gehandelt 

werden, für welche aber der letzte Verkaufspreis nicht re-

präsentativ ist, werden zum jeweiligen Verkehrswert be-

wertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu und 

Glauben und allgemein anerkannten, von unabhängigen 

Wirtschaftsprüfern nachprüfbaren Bewertungsregeln fest-

legt. 
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6.3 Anteile anderer OGAW oder OGA 

Anteile anderer OGAW oder OGA werden zu ihrem letzt-

verfügbaren Nettoinventarwert berechnet. 

6.4 Flüssige Mittel 

Flüssige Mittel werden zu ihrem Nominalwert plus aufge-

laufene Zinsen bewertet. 

Die Bewertung von Geldmarktpapieren und sonsti- gen 

Vermögensanlagen mit einer Restlaufzeit von weniger als 

einem Jahr kann auf der Grundlage des beim Erwerb be-

zahlten Preises abzüglich der beim Erwerb bezahlten Kos-

ten, unter Annahme einer konstanten Anlagerendite konti-

nuierlich dem Rücknahmepreis der entsprechenden Geld-

marktpapiere und sonstigen Vermögensanlagen angegli-

chen werden. Die Verwaltungsgesellschaft achtet darauf, 

dass im Falle der Veräußerung dieser Vermögensanlagen 

der realisierte Verkaufspreis nicht unter dem Renditekurs 

liegen wird. 

Dabei wird die Bewertungsbasis bei wesentlichen Verän-

derungen der Marktverhältnisse den jeweiligen aktuel-

len Marktrenditen angepasst. 

Wann immer ein Devisenkurs benötigt wird, um den 

Nettoinventarwert eines Teilfonds zu bestimmen, wird 

der letztbekannte Devisenmittelkurs herangezogen. 

6.5 Nichtnotierte Schuldverschreibungen und 

Schuldscheindarlehen 

Für die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht 

zum amtlichen Markt zugelassen oder in ei- nen organisier-

ten Markt einbezogen sind (z. B. nicht notierte Anleihen, 

Commercial Papers und Einla- genzertifikate), und für die 

Bewertung von Schuld- scheindarlehen werden die für ver-

gleichbare Schuldverschreibungen und Schuldscheindarle-

hen vereinbarten Preise und gegebenenfalls die Kurswerte 

von Anleihen vergleichbarer Aussteller mit entsprechen-

der Laufzeit und Verzinsung, erforderlichenfalls mit einem 

Abschlag zum Ausgleich der geringeren Veräußerbarkeit, 

herangezogen. 

6.6 Optionsrechte und Terminkontrakte 

Die zu einem Teilfonds gehörenden Optionsrechte und 

die Verbindlichkeiten aus einem Dritten 

eingeräumten Optionsrechten, die zum Handel an einer 

Börse zugelassen oder in einen anderen organisierten 

Markt einbezogen sind, werden zu den jeweils zuletzt fest-

gestellten Kursen bewertet. 

Das gleiche gilt für Forderungen und Verbindlichkeiten aus 

für Rechnung des Teilfonds ge- und verkauften Terminkon-

trakten. Die zu Lasten des Teilfonds geleisteten Einschüsse 

werden unter Einbeziehung der am Börsentag festgestell-

ten Bewertungsgewinne und Bewertungsverluste zum 

Wert des Teilfonds hinzugerechnet. 

7. Wertentwicklung 

Die Wertentwicklung der Teilfonds ist den spezifischen 

Informationen zu den Teilfonds im KIID der jeweiligen 

Anteilklasse zu entnehmen. Soweit ein Teilfonds neu auf-

gelegt wurde, können keine Wertentwicklungen der Ver-

gangenheit ausgewiesen werden. 

Die Wertentwicklung der einzelnen Teilfonds kann ferner 

den erscheinenden Halb-/Jahresberichten sowie auf der 

Website der Gesellschaft www.bayerninvest.lu entnom-

men werden. 

Die historische Wertentwicklung der Teilfonds er-

möglicht keine Prognose für die zukünftige Wertent-

wicklung. 

8. Risikohinweise 

8.1 Allgemeines 

Die Vermögensgegenstände, in die die Verwaltungs- gesell-

schaft für Rechnung der Teilfonds investiert, enthalten ne-

ben den Chancen auf Wertsteigerung auch Risiken. So kön-

nen Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der Ver-

mögensgegenstände gegenüber dem Einstandspreis fällt. 

Veräußert der Anleger Anteile eines Teilfonds zu einem Zeit-

punkt, in dem die Kurse der in dem Teilfonds befindlichen 

Vermögensgegenstände gegenüber dem Zeitpunkt seines 

Anteilerwerbs gefallen sind, so erhält er das von ihm in den 

Teilfonds investierte Geld nicht vollständig zurück. Obwohl 

jeder Teilfonds stetige Wertzuwächse anstrebt, können 

diese nicht garantiert werden. Das Risiko des Anlegers ist je-

doch auf die angelegte Summe beschränkt. Eine Nach-

schusspflicht 
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über das vom Anleger investierte Geld hinaus besteht 

nicht. 

ES KANN KEINE ZUSICHERUNG GEGEBEN WERDEN, DASS 

DIE ZIELE DER ANLAGEPOLITIK DES JEWEILIGEN TEIL-

FONDS TATSÄCHLICH ERREICHT WERDEN. 

8.2 Mögliches Anlagespektrum 

Unter Beachtung der durch das Gesetz vom 17. Dezember 

2010 über Organismen und die Vertragsbedingungen vor-

gegebenen Anlagegrundsätze und –grenzen, die für den 

DKB und seine Teilfonds einen sehr weiten Rahmen vor-

sehen, kann die tatsächliche Anlagepolitik auch darauf 

ausgerichtet sein, schwerpunktmäßig Vermögensgegen-

stände z. B. nur weniger Branchen, Märkte oder Regio-

nen/Länder zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige 

spezielle Anlagesektoren kann mit besonderen Chancen 

verbunden sein, denen aber auch entsprechende Risiken 

(z. B. Marktenge, hohe Schwankungsbreite innerhalb be-

stimmter Konjunkturzyklen) gegenüberstehen. 

Die Risiken, welche die Anlagepolitik der einzelnen Teil-

fonds betreffen, sind unter der Rubrik DKB Nachhaltig-

keitsfonds im Überblick beschrieben. 

8.3 Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz- produk-

ten hängt insbesondere von der Entwicklung der Kapital-

märkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der 

Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen 

Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ländern beein-

flusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung insbeson-

dere an einer Börse können auch irrationale Faktoren wie 

Stimmungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

8.4 Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer Bran-

che können ebenfalls dazu führen, dass sich die besonde-

ren Risiken einer Branche verstärkt im Wert eines Teilfonds 

widerspiegeln. 

Insbesondere bei Anlagen in Branchen, die stark von Ent-

wicklung und Forschung abhängig sind (z.B. Biotechnolo-

giebranche, Pharmabranche etc.) oder vergleichsweise 

neu sind, kann es bei Entwicklungen 

mit branchenweiten Auswirkungen zu vorschnellen Reakti-

onen der Anleger mit der Folge erheblicher Kursschwankun-

gen kommen. Der Erfolg dieser Branchen basiert häufig auf 

Spekulationen und Erwartungen um Hinblick auf zukünftige 

Produkte. Erfüllen diese Produkte allerdings nicht die in sie 

gesetzten Erwartungen oder treten sonstige Rückschläge 

auf, können abrupte Wertverluste in der gesamten Branche 

auftreten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhängigkei-

ten geben, die dazu führen, dass bei ungünstigen Entwick-

lungen wie z.B. bei Lieferengpässen, Rohstoffknappheit, 

Verschärfung von gesetzlichen Vorschriften usw. die ge-

samte Branche einer erheblichen Wertschwankung unter-

liegt. 

8.5 Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken 

Die Verwaltungsgesellschaft erachtet Nachhaltigkeitsrisiken 

als relevant. Ein „Nachhaltigkeitsrisiko“ im Sinne der Verord-

nung (EU) 2019/2088 über nachhaltigkeitsbezogene Offen-

legungspflichten im Finanzdiensteistungssektor („SFDR“) ist 

ein Ereignis oder eine Bedingung in den Bereichen Umwelt, 

Soziales oder Unternehmensführung, dessen beziehungs-

weise deren Eintreten tatsächlich oder potenziell wesentli-

che negative Auswirkungen auf den Wert der Investition ha-

ben könnte.  

Die Verwaltungsgesellschaft bezieht im Rahmen des Invest-

mentprozesses alle relevanten Nachhaltigkeitsrisiken in die 

Anlageentscheidung mit ein und bewertet und überwacht 

diese fortlaufend. Dabei werden auch alle relevanten Nach-

haltigkeitsrisiken berücksichtigt, die wesentliche negative 

Auswirkungen auf die Rendite einer Anlage haben können. 

Im Rahmen der Bewertung der relevanten Nachhaltigkeits-

risiken werden Nachhaltigkeitsdaten von ESG-Datenanbie-

tern sowie öffentlich zugängliche Informationsquellen (ins-

besondere Unternehmens-berichterstattung, Unterneh-

mensnachrichten) berücksichtigt. Die Bewertung von Nach-

haltigkeitsrisiken ist komplex und erfordert subjektive Ein-

schätzungen, die auf schwer zu beschaffenden, unvollstän-

digen, geschätzten, veralteten oder anderweitig wesentlich 

ungenauen Daten beruhen können. Selbst wenn sie identifi-

ziert werden, gibt es keine Garantie dafür, dass der AIFM die 

Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Anlagen 

des Fonds korrekt bewertet. Tritt ein Nachhaltigkeitsrisiko 

ein oder tritt es in einer Weise ein, die durch die Verwal-

tungsgesellschaft nicht vorhergesehen wurde, kann dies 

plötzliche, erhebliche negative Auswirkungen auf den Wert 

einer Anlage und damit auf den Nettoinventarwert des 
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Fonds haben. Eine solche negative Auswirkung kann zu ei-

nem vollständigen Wertverlust der betreffenden Anlage(n) 

führen und einen entsprechenden negativen Einfluss auf 

den Nettoinventarwert des Fonds haben. 

Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Emittenten 

verlässt sich der Fondsmanager weitgehend auf Informa-

tionen der Emittenten und entsprechender Datenanbie-

ter. Externe Datenanbieter sammeln Informationen von 

Unternehmen bzw. Emittenten zum Umgang mit Nachhal-

tigkeitsthemen und stellen diese ihren Kunden zur Verfü-

gung. Neben der Weiterleitung von Informationen neh-

men die Datenanbieter auch Beurteilungen der Informati-

onen vor, die in die Investentscheidung einbezogen wer-

den können. Trotz sorgfältiger Auswahl des Datenanbie-

ters kann es dennoch bei Datenanbietern zu Fehlern in Be-

zug auf ESG-Daten kommen, die dazu führen, dass Vermö-

gensgegenstände erworben werden, die die genannten 

Nachhaltigkeitskriterien nicht oder nicht umfänglich erfül-

len. Daneben können Unternehmen ihre Geschäftspolitik 

nach dem Erwerb eines Vermögensgegenstands anpassen 

und dann nicht mehr als nachhaltig im Sinne der vorste-

henden Kriterien gelten. Es kann daher nicht garantiert 

werden, dass die erworbenen Emissionen den Nachhaltig-

keitskriterien jederzeit und im vollen Umfang entspre-

chen.  

Die Auswahl von nachhaltigen Unternehmen bedeutet 

nicht, dass die Investition in Emissionen dieses Emittenten 

risikofrei oder mit geringeren Risiken verbunden ist. Auch 

die Emissionen nachhaltiger Emittenten können ausfallen 

und zu Verlusten im Teilfonds führen.  

Durch die Anwendung von Mindeststandards und Aus-

schlusskriterien kann das Portfolio des Teilfonds insgesamt 

konzentrierter ausfallen in Bezug auf die Einzeltitel, als 

auch in Bezug auf die Branchen- oder Länderallokation im 

Vergleich zu einem Fonds, der keine Ausschlusskriterien 

anwendet. Durch eine solche Konzentration kann es zu Zei-

ten einer besseren oder einer schlechteren Performance 

im Vergleich zu einem Fonds kommen, dem ein breiteres Invest-

mentuniversum zur Verfügung steht. 

8.6 Länder- oder Transferrisiko 

Vom Länderrisiko spricht man, wenn ein ausländi- scher 

Schuldner trotz Zahlungsfähigkeit aufgrund fehlender 

Transferfähigkeit oder –bereitschaft seines Sitzlandes 

Leistungen nicht fristgerecht, oder überhaupt nicht er-

bringen kann. So können z.B. Zahlungen, auf die ein Teil-

fonds Anspruch hat, ausbleiben, oder in einer Währung er-

folgen, die aufgrund von Devisenbeschränkungen nicht 

mehr konvertierbar ist. 

 

8.7 Abwicklungsrisiko 

Insbesondere bei der Investition in nicht notierte Wertpa-

piere besteht das Risiko, dass die Abwicklung durch ein 

Transfersystem aufgrund einer verzögerten oder nicht ver-

einbarungsgemäßen Zahlung oder Lieferung nicht erwar-

tungsgemäß ausgeführt wird. 

8.8 Liquiditätsrisiko 

Für die Teilfonds dürfen auch Vermögensgegenstän- de er-

worben werden, die nicht zum amtlichen Markt an einer 

Börse zugelassen oder in einen organisierten Markt einbe-

zogen sind. Der Erwerb derartiger Vermögensgegenstände 

ist mit der Gefahr verbunden, dass es insbesondere zu Prob-

lemen bei der Weiterveräußerung der Vermögensgegen-

stände an Dritte kommen kann. 

Im speziellen, kann es bei erst im Aufbau befindli- chen 

Marktsegmenten früher als in hoch entwickelten Märkten 

zu Engpässen bei der Handelbarkeit 



29  

kommen. Die Bewertung und der Verkauf einzelner Anla-

gen kann sich daher schwierig und zeitaufwendig gestal-

ten. Gegebenenfalls sind Verkäufe nur unter Inkaufnahme 

von Kursverlusten möglich. 

8.9 Adressenausfallrisiko 

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahenten 

können Verluste für den jeweiligen Teilfonds entstehen. 

Das Ausstellerrisiko beschreibt die Auswirkung der beson-

deren Entwicklungen des jeweiligen Ausstel- lers, die ne-

ben den allgemeinen Tendenzen der Ka- pitalmärkte auf 

den Kurs eines Wertpapiers einwir- ken. Auch bei sorgfälti-

ger Auswahl der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass Verluste durch Vermögensverfall von Aus-

stellern eintreten. 

Das Kontrahentenrisiko beinhaltet das Risiko der Partei ei-

nes gegenseitigen Vertrages, mit der eigenen Forderung 

teilweise oder vollständig auszufallen. Dies gilt für alle Ver-

träge, die für Rechnung eines Teilfonds geschlossen wer-

den. 

8.10 Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen Wäh-

rungen als der jeweiligen Teilfondswährung angelegt sind, 

erhält der Teilfonds die Erträge, Rückzahlungen und Erlöse 

aus solchen Anlagen in der jeweiligen Währung. Fällt der 

Wert dieser Währung gegenüber der Fondswährung, so re-

duziert sich der Wert des Teilfonds. 

8.11 Verwahrrisiko 

Mit der Verwahrung von Vermögensgegenständen des 

Fonds insbesondere im Ausland und in aufstre- benden 

Märkten kann ein Verlustrisiko verbunden sein, das aus In-

solvenz, Sorgfaltspflichtverletzungen oder missbräuchli-

chem Verhalten des Verwahrers oder eines Unter-Verwah-

rers resultieren kann. In diesem Fall besteht damit die 

Möglichkeit, dass die in Verwahrung befindlichen Anlagen 

teilweise oder vollständig dem Zugriff des Fonds zu dessen 

Schaden entzogen werden könnte. 

8.12 Konzentrationsrisiko 

Weitere Risiken können dadurch entstehen, dass eine 

Konzentration der Anlage in bestimmte Vermögensge-

genstände oder Märkte erfolgt. Dann ist der jeweilige 

Teilfonds von der Entwicklung dieser Vermögensge-

genstände oder Märkte besonders stark abhängig. Da-

mit verbunden ist eine Konzentration des Adressen-

ausfallrisikos. 

8.13 Inflationsrisiko 

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko für alle Ver-

mögensgegenstände. 

8.14 Rechtliches und steuerliches Risiko 

Die rechtliche und steuerliche Behandlung von Fonds kann 

sich in unabsehbarer und nicht beeinflussbarer Weise än-

dern. Eine Änderung fehlerhaft festgestellter Besteue-

rungsgrundlagen der Teilfonds für vorangegangene Ge-

schäftsjahre kann für den Fall einer für den Anleger steuer-

lich grundsätzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben, 

dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur für voran-

gegangene Geschäftsjahre zu tragen hat, obwohl er unter 

Umständen zu diesem Zeitpunkt nicht in dem jeweiligen 

Teilfonds investiert war. Umgekehrt kann für den Anleger 

der Fall eintreten, dass ihm eine steuerlich grundsätzlich 

vorteilhafte Korrektur für das aktuelle und für vorangegan-

gene Geschäftsjahre, in denen er an dem jeweiligen Teil-

fonds beteiligt war, durch die Rückgabe oder Veräußerung 

der Anteile vor Umsetzung der entsprechenden Korrektur 

nicht mehr zugutekommt. 

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu führen, 

dass steuerpflichtige Erträge bzw. steuerliche Vorteile in ei-

nem anderen als dem eigentlich zutreffenden Veranla-

gungszeitraum tatsächlich steuerlich veranlagt werden und 

sich dies beim einzelnen Anleger negativ auswirkt. 

8.15 Änderung der Anlagepolitik 

Durch eine Änderung der Anlagepolitik innerhalb des für 

die Teilfonds zulässigen Anlagespektrums kann sich das 

mit dem Teilfonds verbundene Risiko inhaltlich verändern. 

8.16 Änderung der Vertragsbedingungen; Auflösung 

oder  Verschmelzung 

Die Verwaltungsgesellschaft behält sich im Verwal- tungs-

reglement für den Fonds das Recht vor, dasVerwaltungs-

reglement zu ändern (siehe hierzu auch Ziffer 1 „Grundla-

gen„). Ferner ist es ihr gemäß dem Verwaltungsreglement 

möglich, einen Teilfonds ganz aufzulösen, oder ihn mit ei-

nem anderen, ebenfalls von ihr verwalteten Teilfonds zu 

verschmelzen. Für den Anleger besteht daher das Risiko, 

dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren 

kann. 



30  

8.17 Risiko der Rücknahmeaussetzung 

Die Anleger können grundsätzlich von der Verwal- tungs-

gesellschaft die bewertungstägliche Rücknah- me ihrer An-

teile verlangen. Die Verwaltungsgesellschaft kann die 

Rücknahme der Anteile jedoch in den im Verwaltungsreg-

lement vorgesehenen Fällen und gemäß den darin festge-

legten Bedingungen vorübergehend aussetzen. Die Ausset-

zung der Anteilrücknahme darf nur für Ausnahmefälle vor-

gesehen werden, wenn die Umstände eine solche Ausset-

zung erfordern und wenn diese unter Berücksichtigung der 

Interessen der Anteilinhaber gerechtfertigt sind. Mit dieser 

Entscheidung geht einher, dass Zeichnungen, Umtausche 

oder Rücknahmen in den von der Aussetzung betroffenen 

Teilfonds bis auf Weiteres nicht mehr möglich sind. Vorlie-

gende Anträge auf Zeichnungen, Umtausche oder Rück-

nahmen, die nach Annahmeschlusszeit eingegangen sind, 

werden abgelehnt. Über die Wiederaufnahme des Anteil-

scheingeschäftes sowie der offiziellen Preisberechnung 

des Teilfonds sind die Anleger umgehend zu informieren.  

8.18 Schlüsselpersonenrisiko 

Teilfonds, deren Anlageergebnis in einem bestimm- ten 

Zeitraum sehr positiv ausfällt, haben diesen Er- folg auch 

der Eignung der handelnden Personen und damit den rich-

tigen Entscheidungen ihres Managements zu verdanken. 

Die personelle Zusammensetzung des Fondsmanagements 

kann sich jedoch verändern. Neue Entscheidungsträger 

können dann möglicherweise weniger erfolgreich agieren. 

8.19 Regulierungsrisiko 

Für den Teilfonds dürfen auch Anlagen im Ausland getätigt 

werden. Damit geht das Risiko möglicher nachteiliger inter-

nationaler politischer Entwicklungen, Änderungen der Po-

litik der jeweiligen Regierung, Änderungen der regulatori-

schen Rahmenbedingungen, Änderungen der Besteue-

rungsgrundlagen und anderer rechtlicher Entwicklungen 

einher. Dadurch können sich insbesondere Beschränkungen 

hinsichtlich der für den Teilfonds erwerbbaren Vermögens-

gegenstände ergeben, die dementsprechend die Wertent-

wicklung des Teilfonds nachteilig beeinflussen können. 

8.20 Risiko an Feiertagen im In- und Ausland 

Aufgrund lokaler Feiertage in bestimmten Regio- 

nen/Ländern kommt es möglicherweise zu Abweichun-

gen zwischen den Handelstagen an Börsen dieser Län-

der/Regionen und den Bewertungstagen des Teilfonds. 

Der Teilfonds kann daher vielleicht an einem Tag, der 

kein Bewertungstag ist, auf Markt- entwicklungen in den 

Ländern/Regionen nicht am selben Tag reagieren oder 

an einem Bewertungstag, der kein Handelstag in diesen 

Ländern ist, auf dem dortigen Markt nicht handeln. 

Dadurch können Liquiditätsprobleme bei der Veräußerung 

von Anteilen auftreten. 

8.21 Risiken im Zusammenhang mit De-

rivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von 

Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken 

verbunden: 

1. Kursänderungen des Basiswerts können den Wert ei-

nes Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin zur

Wertlosigkeit vermindern. Durch Wertänderungen des

einem Swap zugrundeiegenden Vermögenswertes

kann ein Teilfonds ebenfalls Verluste erleiden.

2. Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- nes Ge-

gengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden.

3. Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert

des Fondsvermögens stärker beeinflusst werden, als

dies beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der

Fall ist.

4. Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option

nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Basis-

werte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die von

einem Teilfonds gezahlte Optionsprämie verfällt.

Beim Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, dass

ein Teilfonds zur Abnahme von Vermögenswerten zu

einem höheren als dem Marktpreis oder zur Lieferung

von Vermögenswerten zu einem niedrigeren als dem

aktuellen Marktpreis verpflichtet. Der Teilfonds erlei-

det dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz mi-

nus der eingenommenen Optionsprämie.

5. Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass

ein Teilfonds infolge einer unerwarteten Entwicklung

des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste erleidet.
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9. Erhöhte Volatilität

Das Auftreten von Volatilitäten der Teilfonds, d.h. beson-

ders hohen Schwankungen des Anteilpreises in kurzer Zeit, 

hängt zu einem nicht unerheblichen Teil von nicht im Vor-

hinein abschätzbaren allgemeinen Marktgegebenheiten 

ab. Allerdings wird das Risiko von erheblichen Volatilitäten 

verstärkt, wenn bei den Anlageinstrumenten Schwer-

punkte gebildet werden. 

Genauere Angaben sind der Rubrik DKB Nachhaltigkeits-

fonds im Überblick zu entnehmen. 

10. Anteile

Die Rechte der Anleger werden bei Errichtung eines Teil-

fonds per Central Facility for Funds (CFF) verbrieft und bei einer 

Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Ein Anspruch des An-

legers auf Auslieferung einzelner Anteilscheine besteht 

nicht. Der Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotverwah-

rung möglich. Die Anteile lauten auf den 

Inhaber und verbriefen die Ansprüche der Inhaber ge-

genüber der Gesellschaft. 

Die Ausgestaltung der unterschiedlichen Anteilklassen er-

folgt gemäß Art. 7 des Verwaltungsreglements. Pro Teil-

fonds wird die Verwaltungsgesellschaft eine oder mehrere 

dieser Anteilklassen begeben. Die jeweils ausgegebenen 

Anteilklassen pro Teilfonds sind der Rubrik „DKB Nachhal-

tigkeitsfonds im Überblick“ dieses Verkaufsprospektes zu 

entnehmen. 

11. Nettoinventarwert, Ausgabe und Rücknahme von

Anteilen und Orderannahmeschluss 

11.1 Nettoinventarwert 

Der Nettoinventarwert je Anteil für die jeweilige Anteil-

klasse jedes Teilfonds wird an dem Bewertungstag nächst-

folgenden Bankarbeitstag in Luxemburg, der selbst ein Be-

wertungstag ist, in der Basiswährung berechnet und auf der 

Internetseite www.bayerninvest.lu veröffentlicht. Die Ba-

siswährung jedes Teilfonds ist in der entsprechenden Teil-

fondsbeschreibung angegeben. Weitere Informationen 

zum Nettoinventarwert finden sich in Artikel 8 des Verwal-

tungsreglements. 

11.2 Ausgabe von  Anteilen 

Die Ausgabe von Anteilen erfolgt gemäß Art. 5 und 6 des 

Verwaltungsreglements. Anteile eines jeden Teilfonds 

können bei der Verwaltungsgesellschaft, bei der Verwahr-

stelle sowie über jede im Verkaufsprospekt verzeichnete 

Zahlstelle an einem Bewertungstag erworben werden. 

Der Ausgabepreis ist der Nettoinventarwert je Anteil für je-

den Teilfonds, veröffentlicht mit dem NAV zum nächstfol-

genden Bewertungstag, nachdem der Kaufauftrag bei der 

Verwaltungsgesellschaft eingegangen ist, sofern in den 

nachfolgenden Teilfondsanhängen nicht etwas Anderes be-

stimmt ist. 

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile je Teilfonds ist grund-

sätzlich nicht beschränkt. Die Anteile können bei der Ver-

waltungsgesellschaft erworben werden. Sie werden von der 

Verwahrstelle zum Ausgabepreis ausgegeben Der Ausgabe-

preis jeder Anteilscheinklasse kann jeweils um Stempelge-

bühren oder andere Belastungen welche der Verwaltungs-

gesellschaft entstehen, sowie um eine Verkaufsprovision 

zuzüglich eines den Vertriebsstellen zukommenden Ausga-

beaufschlags, den die Verwaltungsgesellschaft festsetzt, er-

höht werden. Die Gesellschaft behält sich 
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vor, die Ausgabe von Anteilen vorübergehend oder voll-

ständig einzustellen. 

11.3 Rücknahme und Umwandlung von Anteilen 

Anteilinhaber können Aufträge zur Rücknahme und Um-

wandlung ihrer Anteile an jedem Bewertungstag einrei-

chen. 

Die Anteile können über die Verwaltungsgesellschaft, die 

Verwahrstelle oder jede Zahlstelle zurückgegeben bzw. um-

gewandelt werden. Die Rücknahme beziehungsweise die 

Umwandlung erfolgt nach den in den Artikeln 10 und 11 des 

Verwaltungsreglements festgelegten Bedingungen. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann mit der Zustim- mung 

der Verwahrstelle im Falle von umfangreichen Rücknahme-

anträgen die Zahlung des Rücknahmepreises aufschieben, 

bis die entsprechenden Vermögenswerte veräußert wor-

den sind (siehe Artikel 8 des Verwaltungsreglements). 

Je nach der Entwicklung des Nettovermögens des jeweili-

gen Teilfonds kann der Rücknahmepreis höher oder niedri-

ger liegen als der gezahlte Ausgabepreis (Kaufpreis). 

Die Verwaltungsgesellschaft beabsichtigt grundsätzlich 

keine Umwandlungsgebühr zu erheben. 

Wenn jedoch ein Anleger seine Anteile von einem Teil-

fonds in einen anderen Teilfonds mit höherem Ausgabe-

aufschlag umwandelt, wird die Verwal- tungsgesellschaft 

die positive Differenz dieser Aus- gabeaufschläge berech-

nen. 

In außergewöhnlichen Situationen kann die Verwaltungs-

gesellschaft zeitweilig die Berechnung des Nettoinventar-

wertes eines jeden Teilfonds und folglich die Ausgabe, die 

Rücknahme und die Umwandlung von Anteilen eines bzw. 

aller Teilfonds aussetzen (siehe Artikel 9 des Verwaltungs-

reglements). 

11.4 Late Trading/Market Timing 

Zum Zeitpunkt des Eingangs des Zeichnungs-, Rücknahme- 

oder Umwandlungsbegehrs erfolgt die Zeichnung, Rück-

nahme und Umwandlung von Anteilen zu unbekannten 

Ausgabe- und Rücknahmepreisen. Der Zeichnungs-, Rück-

nahme- oder Umwandlungsantrag muss vor 14.00 Uhr Lu-

xemburger Zeit 

an einem Bewertungstag bei der Gesellschaft eingegangen 

sein. 

Zeichnungs-, Rücknahme- oder Umwandlungsanträge, die 

nach 14.00 Uhr Luxemburger Zeit an einem Bewertungstag 

bei der Gesellschaft eingehen, werden so behandelt als 

seien diese erst am nächsten Bewertungstag bei der Ge-

sellschaft eingegangen. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird geeignete Maß- nahmen 

ergreifen, um der missbräuchlichen Nut- zung von Market 

Timing entgegenzuwirken und in Verdachtsfällen ange-

messene Schritte einleiten, um diese Praxis zu unterbin-

den. 

12. Veröffentlichung der Ausgabe- und Rücknah-

mepreise und weitere Mitteilungen an die Anteilin-

haber 

Der Nettoinventarwert je Anteil eines jeden Teilfonds sowie 

die Ausgabe- und Rücknahmepreise sind am Sitz der Verwal-

tungsgesellschaft, der Verwahrstelle und über jede Zahlstelle 

erhältlich. Ebendort sind auch der Verkaufsprospekt, mit Ver-

waltungsreglement in der jeweils aktuellen Fassung sowie die 

Jahres- und Halbjahresberichte kostenfrei erhältlich. 

Der jeweils gültige Ausgabe- und Rücknahmepreis wird 

grundsätzlich auf der Internetseite der Verwaltungsgesell-

schaft (http://www.bayerninvest.lu) veröffentlicht und kann 

daneben auch in einer überregionalen Tageszeitung bzw. ei-

nem sonstigen Online-Medium veröffentlicht werden. 

Sonstige wichtige Informationen an die Anteilinhaber werden 

grundsätzlich auf der Internetseite der Verwaltungsgesell-

schaft (http://www.bayerninvest.lu) veröffentlicht. Daneben 

wird in gesetzlich vorgeschriebenen Fällen, in Luxemburg zu-

sätzlich eine Veröffentlichung in einer Luxemburger Tageszei-

tung vorgenommen. 
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13. Verwaltungs- und sonstige Kosten

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet eine jährli- che 

Verwaltungsgebühr, deren Höhe in den nachfolgenden 

Teilfondsanhängen definiert ist. Etwaige Fondsmanager- 

und eventuell anfallende Anlageberaterhonorare inklusive 

erfolgsabhängige Gebühren im Zusammenhang mit der 

Verwaltung eines Teilfondsvermögens können dem jewei-

ligen Teilfonds separat belastet werden. Die Verwaltungs-

gebühr, etwaige Fondsmanagerhonorare und eventuell 

anfallende Anlageberaterhonorare inklusive erfolgsabhän-

gige Gebühren sowie deren Berechnungsmethode werden 

in der Übersicht des jeweiligen Teilfonds aufgeführt. 

Die Verwahrstelle berechnet eine jährliche Verwahrstel-

lengebühr („Verwahrstellengebühr“) von maximal 0,7%, 

zahlbar monatlich, berechnet auf den letzten Nettoinven-

tarwert eines jeden Teilfonds am Ende eines jeden Mo-

nats. Fremde Verwahrungs- und Verwaltungsgebühren, 

die von anderen Korrespondenzbanken und/oder Clea-

ringstellen (z.B. Clearstream oder Euroclear) für die Ver-

wahrung der Vermögenswerte des Fonds anfallen, wer-

den dem Fondvermögen gesondert in Rechnung gestellt. 

Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgen-

den Aufwendungen zu Lasten des jeweiligen Teilfonds: 

1. Übliche Makler-, Broker- und Bankgebühren, die für

Geschäfte eines jeden Teilfonds anfallen.

2. Druckkosten für Inhaberzertifikate, die Kosten der

Vorbereitung und/oder der amtlichen Prüfung des

Verwaltungsreglements und aller anderen den Fonds

betreffenden Dokumente, einschließlich Zulassungs-

anträgen, Verkaufspros- pekt sowie diesbezügliche Än-

derungsanträge an Behörden in verschiedenen Län-

dern in den entsprechenden Sprachen im Hinblick auf

das Verkaufsangebot von Fondsanteilen;

3. Kosten für den Druck und Versand der Jahres- und

Zwischenberichte und anderer Mitteilungen an die

Anteilinhaber in den zutreffenden Sprachen sowie

Kosten der Veröffentlichung der Ausgabe- und

Rücknahmepreise und der Ausschüttungsbekannt-

machungen sowie aller

sonstiger an die Anteilinhaber gerichteten Bekannt-

machungen; 

4. Kosten des Rechnungswesens, der Buchführung, der

Register- und Transferstelle, der Messung der Perfor-

mance der Teilfonds, des Risk Management und der täg-

lichen Errechnung des Inventarwertes und dessen Ver-

öffentlichung;

5. Honorare der Wirtschaftsprüfer;

6. Kosten für die Meldung an ein Transaktionsregister ge-

mäß EMIR.

7. etwaige Kosten von Kurssicherungsgeschäften;

8. Eventuell anfallende Mehrwertsteuer;

9. Kosten zur Förderung des Vertriebs;

10. Kosten für Rechtsberatung und alle ähnlichen administ-

rativen Kosten, die der Verwaltungsgesellschaft oder

der Verwahrstelle entstehen, wenn sie im Interesse

der Anteilinhaber des Fonds handeln;

11. Kosten für die Bekanntmachung der Besteue- rungs-

grundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerli-

chen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-

rechts ermittelt wurden, Kosten zur Erstellung und Be-

kanntmachung steuerlicher Hinweise;

12. Kosten etwaiger Börsennotierung(en) und/ oder Re-

gistrierung der Anteile zum öffentlichen Vertrieb in

verschiedenen Ländern.

13. Eine jährliche Abgabe („taxe d’abonnement“) wird

vom Großherzogtum Luxemburg dem Gesamtnetto-

vermögen auferlegt.

14. Die Verwaltungsgesellschaft ist ermächtigt, auf Anteile

bestimmter Anteilklassen, die im Ver- kaufsprospekt je-

weils beschrieben sind, eine Vertriebsprovision von

maximal 1,5% pro Jahr des dieser Anteilklasse zukom-

menden Anteils des Nettoinventarwertes innerhalb

des jeweiligen Teilfonds zu berechnen. Die Berech-

nungsmethode ist im Verkaufsprospekt des jeweiligen

Teilfonds beschrieben.

Im Falle, dass eine der oben genannten Ausgaben des Fonds 

nicht einem bestimmten einzelnen Teilfonds zugeteilt wer-

den kann, wird diese Ausgabe allen Teilfonds pro rata zum 

Nettoinventarwert jedes einzelnen Teilfonds  zugeteilt. 
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Wo der Fonds eine der oben genannten Ausgaben für ei-

nen bestimmten einzelnen Teilfonds oder im Zusammen-

hang mit einem bestimmten einzelnen Teilfonds macht, 

wird diese Ausgabe jenem Teilfonds zugeteilt. 

Alle periodisch wiederkehrenden Kosten werden direkt 

vom Fonds getragen; andere Auslagen können über einen 

Zeitraum von 5 Jahren abgeschrieben werden. 

Im Jahresbericht des Fonds werden die zu Lasten der Teil-

fonds angefallenen Verwaltungskosten (ohne Transakti-

onskosten) offengelegt und als Quote des durchschnittli-

chen Fondsvolumens ausgewiesen (“Total Expense Ratio” 

– TER).

Der Verwaltungsgesellschaft können im Zusammenhang 

mit Geschäften für Rechnung des Teilfonds geldwerte Vor-

teile (Broker Research, Finanzanalysen, Markt- und Kursin-

formationssysteme) entstehen, die im Interesse der Anle-

ger bei den Anlageentscheidungen verwendet werden. 

14. Besonderheiten bei dem Erwerb von In-

vestmentanteilen 

Neben der Vergütung zur Verwaltung der Teilfonds wird 

eine Verwaltungsvergütung für die in den Teilfonds gehal-

tenen Zielfondsanteile berechnet. Die Teilfonds werden 

nicht in Zielfonds anlegen, die einer Verwaltungsvergütung 

von mehr als 5% p.a. unterliegen. 

Sämtliche Arten von Gebühren, Kosten, Steuern, Provisio-

nen und sonstigen Aufwendungen, die den jeweiligen Ziel-

fonds nach ihren vertraglichen Bedingungen belastet wer-

den können, sind mittelbar oder unmittelbar von den Anle-

gern des Teilfonds zu tragen. Dazu zählen insbesondere 

Transaktionskosten, bankübliche Depotgebühren, Kosten 

für den Druck und Versand sowie Bekanntmachung der für 

die Anleger bestimmten Jahres- und Halbjahresberichte 

sowie Auflösungsberichte, Kosten der Bekanntmachung 

der Ausgabe- und Rücknahmepreise und Ausschüttungen, 

Kosten für die Prüfung der Zielfonds, evtl. entstehende 

Steuern, Kosten für die Bekanntmachung der Besteue-

rungsgrundlagen sowie Kosten für die Geltendmachung 

und Durchsetzung von Rechtsansprüchen. 

Im Gegenzug vereinnahmt der jeweilige Teilfonds voll-

umfänglich die von den Zielfondsgesellschaften an die 

Verwaltungsgesellschaft gezahlten Vertriebsfolgepro-

visionen. 

Erwirbt der jeweilige Teilfonds Anteile anderer OGAW 

und/oder sonstiger OGA, die unmittelbar oder mittel-

bar von einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, 

mit der die Verwaltungsgesellschaft durch eine gemein-

same Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine 

wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbun-

den ist, so werden für die Zeichnung oder den Rückkauf 

von Anteilen der anderen OGAW und/oder anderen 

OGA durch den Teilfonds keine Ausgabeaufschläge, Ver-

triebsprovisionen und Rücknahmeprovisionen berech-

net. Investiert ein Teilfonds in einen derartigen OGAW 

oder OGA, dann werden die dem Teilfonds in Rechnung 

gestellten Gebühren (Verwaltungsgebühr, Anlagebera-

ter-/Fondsmanagerhonorar und Verwahrstellenge-

bühr), soweit diese Gebühren identischen Begünstigten 

zukommen, anteilig um diesen Teil gekürzt. 

Durch die Investition in andere Investmentfonds kann es zu 

Kostendoppelbelastungen kommen, die im Jahresbericht 

erwähnt werden. Zielfonds werden zu banküblichen Kondi-

tionen erworben, so dass grundsätzlich lediglich eine ge-

ringe Doppelbelastung entstehen sollte. Darüber hinaus 

werden gegebenenfalls erlangte Gebührenermäßigungen 

dem Teilfondsvermögen gutgeschrieben. 

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offengelegt, die dem je-

weiligen Teilfonds für den Erwerb und die Rücknahme von 

Anteilen an anderen Investmentvermögen berechnet wor-

den sind. Ferner wird die Vergütung offengelegt, die dem 

jeweiligen Teilfonds von einer Verwaltungsgesellschaft 

oder einer Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch Be-

teiligung verbunden ist, als Verwaltungsvergütung für die 

im jeweiligen Teilfonds gehaltenen Anteile berechnet 

wurde. 



35  

15. Anteilklassen

Die Ausgestaltung der unterschiedlichen Anteilklassen er-

folgt gemäß Art. 7 des Verwaltungsreglements. Pro Teil-

fonds wird die Verwaltungsgesellschaft eine oder meh-

rere dieser Anteilklassen begeben. Die jeweils ausgegebe-

nen Anteilklassen pro Teilfonds sind der Rubrik „DKB 

Nachhaltigskeitsfonds im Überblick“ dieses Verkaufspros-

pektes zu entnehmen. 

Folgende Anteilklassen können von der Verwaltungs-

gesellschaft begeben werden: 

Anteilklasse: 

AL: Ausschüttung (A) mit Ausgabeaufschlag (L – 

Load) 

ANL: Ausschüttung (A) mit Vertriebsprovision (NL 

– no Load)

TL: Thesaurierung (T) mit Ausgabeaufschlag (L – 

Load) 

TNL:  Thesaurierung (T) mit Vertriebsprovision (NL – no 

Load) 

InstAL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren (Inst) – 

Ausschüttung (A) mit Ausgabeauf- schlag (L – 

Load) 

InstANL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren (Inst)- 

Ausschüttung (A) mit Vertriebspro- vision (NL 

– no Load)

InstTL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren (Inst) - 

Thesaurierung (T) mit Ausgabeauf- schlag (L – 

Load) 

InstTNL: Vorbehalten für Institutionelle Investoren (Inst)  

Thesaurierung (T) mit Vertriebspro- vision (NL 

– no Load)

Sofern Anteilklassen des gleichen Typs ausgegeben wer-

den, werden diese zusätzlich gekennzeichnet so 

z.B. AL, AL2, AL3.

Bei Zeichnung von Anteilklassen, die institutionel- len An-

legern vorbehalten sind, muss der Name des Zeichners 

der Verwaltungsgesellschaft offen gelegt werden. 

Sofern in einem Land, in dem Anteile ausgegeben wer-

den, Stempelgebühren oder andere Belastungen anfal-

len, erhöht sich der Ausgabepreis entsprechend. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach eigenem Er- messen 

Kaufaufträge zurückweisen und die Ausgabe von Anteilen 

aussetzen oder begrenzen (siehe Verwaltungsreglement Ar-

tikel 5). 

16. Ertragsausgleichsverfahren

Die Verwaltungsgesellschaft wendet für die Teil- fonds 

ein sog. Ertragsausgleichsverfahren an. Das bedeutet, 

dass die während des Geschäftsjahres angefallenen an-

teiligen Erträge, die der Anteilerwerber als Teil des Aus-

gabepreises bezahlen muss und die der Verkäufer von 

Anteilscheinen als Teil des Rücknahmepreises vergütet 

erhält, fortlaufend verrechnet werden. Bei der Berech-

nung des Ertragsausgleichs werden die angefallenen Auf-

wendungen berücksichtigt. 

Das Ertragsausgleichsverfahren dient dazu, Schwan- kun-

gen im Verhältnis zwischen Erträgen und sonstigen Vermö-

gensgegenständen auszugleichen, die durch Nettomittel-

zuflüsse oder Nettomittelabflüsse aufgrund von Anteilver-

käufen oder –rückgaben ver- ursacht werden. Denn jeder 

Nettomittelzufluss liquider Mittel würde andernfalls den 

Anteil der Erträge am Inventarwert der Teilfonds verrin-

gern, jeder Abfluss ihn vermehren. 

Im Ergebnis führt das Ertragsausgleichsverfahren dazu, dass 

der Ausschüttungsbetrag je Anteil nicht durch die unvorher-

sehbare Entwicklung eines Teil- fonds bzw. des Anteilum-

laufs beeinflusst wird. Dabei wird in Kauf genommen, dass 

Anleger, die beispielsweise kurz vor dem Ausschüttungster-

min Anteile erwerben, den auf Erträge entfallenden Teil des 

Ausgabepreises in Form einer Ausschüttung zurückerhal-

ten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an dem Entstehen der 

Erträge nicht mitgewirkt hat. 

17. Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des Fonds und jedes Teilfonds endet am 

31. März eines jeden Jahres.

18. Auflösung und Übertragung des Fonds bzw. von

Teilfonds 

18.1 Auflösung 

Der Fonds oder einzelne Teilfonds können je- derzeit 

durch gegenseitiges Einverständnis der 
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Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle liquidiert 

werden. Zusätzlich erfolgt die Liquidation des Fonds bei 

Eintritt der gesetzlichen Voraussetzungen des Artikels 22 

des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über Organismen für 

gemeinsame Anlagen. 

Sobald die Entscheidung gefällt wird, den Fonds oder einen 

Teilfonds aufzulösen, werden keine Anteile des Fonds be-

ziehungsweise des betreffenden Teilfonds mehr ausgege-

ben oder zurückgenommen (es sei denn, alle Anteilinhaber 

können gleichbehandelt werden). Dies wird den Anteilinha-

bern gemäß Artikel 16 des Verwaltungsreglements be-

kannt gegeben. Die Verwaltungsgesellschaft wird das Ver-

mögen eines jeden Teilfonds im Interesse der Anteilinha-

ber des entsprechenden Teilfonds veräußern und die Ver-

wahrstelle wird den Nettoliquidationserlös gemäß den An-

weisungen der Verwaltungsgesellschaft nach Abzug der Li-

quidationskosten und –gebühren an die Anteilinhaber des 

jeweiligen Teilfonds im Verhältnis zu ihrer Beteiligung aus-

zahlen. Beträge, die aus der Liquidation des Fonds oder ei-

nes seiner Teilfonds stammen und die von den berechtig-

ten Anteilinhabern nicht eingelöst werden, werden durch 

die Verwahrstelle zugunsten der berechtigten Anteilinha-

ber bei der „Caisse de Consignation“ in Luxemburg hinter-

legt. Die Beträge verfallen, wenn sie nicht innerhalb von 30 

Jahren nach Hinterlegung dort angefordert werden. 

18.2 Übertragung 

Teilfonds können unter den nachfolgend beschriebenen Be-

dingungen zusammengelegt werden, indem ein Teilfonds 

in einen anderen Teilfonds des Fonds eingebracht wird, 

und sie können in einen anderen Organismus für gemein-

same Anlagen („OGA“) eingebracht werden. Eine Zusam-

menlegung von Teilfonds sowie die Einbringung in einen 

anderen OGA erfolgen auf Beschluss der Verwaltungsge-

sellschaft. Die Verwaltungsgesellschaft kann beschließen, 

Teilfonds zusammenzulegen, wenn die Verwaltung eines 

oder aller zusammenzulegender Teilfonds nicht mehr in 

wirtschaftlich effizienter Weise gewährleistet werden kann 

oder im Falle einer Änderung der wirtschaftlichen oder po-

litischen Situation. Im Falle der Verschmelzung von Teil-

fonds wird die Verwaltungsgesellschaft die Absicht der Ver-

schmelzung 

den Anteilinhabern des oder der einzubringenden Teilfonds 

durch Veröffentlichung gemäß den Bestimmungen von Ar-

tikel 16 des Verwaltungsreglements mindestens einen Mo-

nat vor Inkrafttreten des Verschmelzungsbeschlusses mit-

teilen; diesen Anteilinhabern steht dann das Recht zu, alle 

oder einen Teil ihrer Anteile zum Nettoinventarwert ohne 

weitere Kosten zurückzugeben. Die Einbringung eines Teil-

fonds in einen anderen Organismus für gemeinsame Anla-

gen ist nur zulässig, soweit dieser andere OGA ein Organis-

mus für gemeinsame Anlagen, gemäß Teil I des Luxembur-

ger Gesetzes vom 17. Dezember 2010, ist. Die Einbringung 

eines Teilfonds in einen anderen OGA Luxemburger Rechts 

erfolgt im Übrigen nach den vorstehend aufgeführten 

Grundsätzen. Ein Teilfonds kann in einen anderen OGA, wel-

cher nach einem anderen als dem Luxemburger Recht ver-

fasst ist („ausländischer OGA“), eingebracht werden. In die-

sem Fall müssen die Anteilinhaber des jeweiligen Teilfonds 

zu einer Versammlung der Anteilinhaber einberufen wer-

den; die Einbringung des jeweiligen Teilfonds insgesamt 

kann nur aufgrund eines einstimmigen Beschlusses aller An-

teilinhaber dieses Teilfonds rechtswirksam erfolgen; man-

gels eines solchen einstimmigen Beschlusses können in den 

ausländischen OGA nur die Anteile der Anteilinhaber einge-

bracht werden, welche der Einbringung zugestimmt haben. 

Anteilinhaber, ihre Erben oder andere Berechtigte können 

die Auflösung oder Teilung des Fonds oder eines Teilfonds 

nicht fordern. 

19. Datenschutz 

Mit der Zeichnung von Anteilen des Fonds ermächtigt jeder 

Investor die Dienstleister des Fonds, vertrauliche Daten 

über den Investor zu speichern und zu verarbeiten, die der 

jeweilige Dienstleister in Bezug auf den Investoren und 

seine Geschäftsbeziehung zum Fonds für notwendig hält. 

Jeder Investor genehmigt die Nutzung und Weitergabe von 

Informationen zwischen verschiedenen Dienstleistern. 

Auch soweit Dienstleister außerhalb der Europäischen 

Union möglicherweise geringere Datenschutzstandards ha-

ben, müssen Investoren akzeptieren, dass ihre Daten auch 

von diesen gespeichert und verarbeitet werden. Die er-

laubte Datennutzung 
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umfasst das Erstellen von Aufzeichnungen, die Bearbei-

tung von Orders. 

20. Steuerhinweise 

Die folgenden Informationen sind grundsätzlicher Natur 

und beziehen sich auf die in Luxemburg aktuell anwendba-

ren Rechtsvorschriften. Die folgenden Informationen erhe-

ben nicht den Anspruch, eine vollständige Beschreibung al-

ler möglichen steuerlichen Erwägungen darzustellen, die 

für eine Investitionsentscheidung von Bedeutung sein kön-

nen. Die folgenden Informationen dienen lediglich einer 

grundsätzlichen Vorabinformation. Sie stellen keine rechtli-

che oder steuerliche Beratung dar und sollten nicht als eine 

solche angesehen werden. Zukünftige Gesellschafter soll-

ten ihre Steuerberater und Rechtsanwälte zu Rate ziehen, 

um sich über besondere Rechtsfolgen Auskunft geben zu 

lassen, die aus der jeweils für sie anwendbaren Rechtsord-

nung erwachsen können. 

20.1 Besteuerung des Fonds 

Die Vermögen der Teilfonds unterliegen in Luxem- burg ei-

ner Steuer (Taxe d’Abonnement) von zurzeit 0,05% p.a. 

des jeweiligen Nettofondsvermögens. Soweit ein Teil-

fonds über eine institutionelle Anteilklasse verfügt, be-

trägt die Taxe d’Abonnement für diese Anteilklasse zurzeit 

0,01% p.a. Die Taxe d’Abonnement wird derzeit viertel-

jährlich auf den Nettoinventarwert eines jeden Teilfonds 

am letzten Tag des Quartals errechnet. 

Dividendenausschüttungen, Liquidationserlöse und Zins-

zahlungen durch den Fonds unterliegen mit Ausnahme der 

Anwendung des Gesetzes vom 23. Dezember 2005 (das 

“Relibi Gesetz”) keiner luxemburgischen Quellensteuer. 

Interessenten sollten sich über die Gesetze und Verord-

nungen, die für die Zeichnungen, den Kauf, den Besitz und 

den Verkauf von Anteilen an ihrem Wohnsitz Anwendung 

finden, unterrichten und, falls angebracht, von einem 

Rechtsanwalt oder Steuerberater beraten lassen. 

20.2 Besteuerung nicht in Luxemburg ansässiger In-

vestoren 

Anteilinhaber, die nicht in Luxemburg wohnhaft oder an-

gesiedelt sind und denen auch keine Aufenthaltserlaubnis 

für Luxemburg erteilt wurde, unterliegen, hinsichtlich der 

von ihnen gehaltenen Anteile am Fonds bzw. den Teil-

fonds zurzeit weder der luxemburgischen Kapitalertrag-, 

Einkommen-, Quellen, Schenkung- oder Erbschaftsteuer 

noch einer anderen luxemburgischen Steuer. Die Einnah-

men aus der Anlage des Fondsvermögens können jedoch 

etwaigen Steuern in Ländern unterliegen, in welchen das 

Fondsvermögen angelegt ist. Weder die Verwaltungsgesell-

schaft noch die Verwahrstellewerden Quittungen über sol-

che Steuern für einzelne oder alle Anteilinhaber einholen. 

Im Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie des Rates 

der Europäischen Union im Bereich der Besteuerung von 

Zinserträgen (die Richtlinie 2003/48/ EG, die „EU-Zinsricht-

linie”), die am 01. Juli 2005 in Kraft trat, ist eine luxembur-

gische Zahlstelle jedoch verpflichtet, den Luxemburger 

Steuerbehörden Informationen über Zinszahlungen, wel-

che an einen wirtschaftlichen Eigentümer, bei dem es sich 

um eine natürliche Person oder um eine sonstige Einrich-

tung im Sinne von Art. 4 Abs. 2 der EU-Zinsrichtlinie han-

delt und der in einem EU-Mitgliedsstaat oder in einem von 

bestimmten abhängigen bzw. assoziierten Gebieten steu-

erlich ansässig ist, oder zu dessen unmittelbaren Gunsten, 

gezahlt werden, zu übermitteln. Die Luxemburger Steuer-

behörden übermitteln daraufhin diese Informationen an 

die zuständigen Behörden in dem betroffenen anderen EU-

Mitgliedsstaat bzw. dem betroffenen abhängigen oder as-

soziierten Gebiet. 

Zinszahlungen im Sinne der EU-Zinsrichtlinie umfas- sen un-

ter anderem: (i) Gewinnausschüttungen durch den Fonds, 

die durch Zinszahlungen erlangt wurden und (ii) Einkom-

men, das durch den Verkauf, die Erstattung oder Rückgabe 

von Anteilen oder Aktien realisiert wurde, wenn der Fonds 

unmittelbar oder mittelbar mehr als 25 % seines Nettover-

mögens in schuldrechtliche Ansprüche investiert und soweit 

solches Einkommen den Wertzuwächsen entspricht, die un-

mittelbar oder mittelbar aus Zinszahlungen erlangt wurden 

(ausnahmsweise gelten diese Regeln nicht, wenn die Investi-

tion in schuldrechtliche Ansprüche des Fonds 15 % nicht 

übersteigt). 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass vom 

Rat der Europäischen Union am 24. März 2014 eine Abände-

rung der EU-Zinsrichtlinie beschlossen wurde, wobei insbe-

sondere eine Ausweitung des Anwendungsbereichs der EU-

Zinsrichtlinie auf bestimmte zwischengeschaltete Strukturen 

(unabhängig davon, ob diese in einem EU-Mitgliedstaat er-

richtet sind oder nicht), sowie auf ein weiteres Spektrum an 

zinsähnlichen Erträgen, vorgesehen ist. 
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Die Änderungen sind von den EU-Mitgliedsstaaten bis zum 

1. Januar 2016 in nationales Recht umzusetzen und ab dem

1. Januar 2017 anzuwenden.

Des Weiteren hat der Rat der Europäischen Uni- on am 

9. Dezember 2014 die Richtlinie 2014/107/

EU beschlossen, welche insbesondere eine Abänderung 

und Ausweitung des Anwendungsbereiches der EU-Richt-

linie 2011/16/EU vom 15. Februar 2011 über die Zusam-

menarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Be-

steuerung vorsieht. Dementsprechend ist der Informati-

onsaustausch im Rahmen der EU-Zinsrichtlinie ab 1. Januar 

2016 durch einen automatischen Informationsaustausch 

in Übereinstimmung mit dem OECD-Common Reporting 

Standard zu ersetzen. 

Am 18 März 2015 hat die Europäische Kommission dem Rat 

der Europäischen Union einen Vorschlag für eine Richtlinie 

zur Aufhebung der EU-Zinsrichtlinie unterbreitet 

(2015/129/COM) mit der Begründung, dass es zwischen 

den beiden Richtlinien (EU-Zinsrichtlinie und der Richtlinie 

2014/107/EU) erhebliche Überschneidungen gibt und mit 

dem Ziel sicher zu stellen, dass es nur einen anwendbaren 

Standard für den automatischen Informationsaustausch in 

der EU gibt und Situationen zu vermeiden, in denen parallel 

zwei Standards angewandt werden. 

Interessenten sollten sich über Gesetze und Verordnun-

gen, die für die Zeichnung, den Kauf, den Besitz und den 

Verkauf von Aktien an ihrem Wohnsitz Anwendung finden, 

unterrichten und, falls angebracht, beraten lassen. 

20.3 Besteuerung in Luxemburg ansässiger In-

vestoren 

Natürliche Personen, mit Wohnsitz in Luxemburg, die 

nicht in einem anderen Staat steuerlich ansäs- sig sind, 

müssen seit dem 1. Januar 2006 gemäß dem Relibi Ge-

setz auf die dort genannten Zinserträge eine abgeltende 

Quellensteuer in Höhe von 10% (laut dem luxemburgi-

schen Gesetzentwurf 7020, der sich zur Zeit im finalen le-

gislativen Prozess befindet, wird sich diese abgeltende 

Quellensteuer ab 1.01.2017 auf 20% erhöhen) zahlen. 

Diese Quellensteuer kann unter bestimmten Bedingun-

gen auch Zinserträge eines Investmentfonds betreffen. 

Investoren, die in Luxemburg ansässig sind, bzw. dort 

eine Betriebsstätte unterhalten, sind mit ihren Anteilen 

oder Erträgen aus Anteilen in Luxemburg einkommen-

steuerpflichtig. 

Veräußerungsgewinne auf Anteile, die im Privatver- mö-

gen gehalten werden, sind in Luxemburg nur steuerpflich-

tig, wenn es sich bei dem Veräußerungsgewinn um einen 

sog. Spekulationsgewinn handelt oder die Beteiligung an 

dem Fonds eine wesentliche Beteiligung darstellt. 

Für einen einzelnen Investor, der in Luxemburg seinen Sitz 

hat, wird keine Vermögenssteuer erhoben. Luxemburgi-

sche Kapitalgesellschaften unterliegen jedoch der Vermö-

genssteuer, sofern keine Ausnahmetatbestände greifen. 

Potenzielle Investoren sollten sich nach dem Recht des Lan-

des ihrer Staatsangehörigkeit, ihres Aufenthalts oder ihres 

Wohnorts über möglicherweise anfallende Steuern und 

sonstige hoheitliche Belastungen informieren, die für den 

Erwerb, das Halten, die Umwandlung und das Abstoßen von 

Anteilen des Fonds und für jeweilige Ausschüttungen anfal-

len. 

20.4 Quellensteuer und Rechnungslegung der Vereinig-

ten Staaten nach dem Foreign Account Tax Compliance 

Act (“FATCA”) 

Die Begriffe, die in diesem Abschnitt verwendet wer- den, 

haben die gleiche Bedeutung wie in der luxemburgischen 

zwischenstaatlichen Vereinbarung vom 28. März 2014 

(„IGA Lux“) und dem entsprechenden Umsetzungsgesetz 

vom 24. Juli 2015. 

Im IGA Lux haben die USA und Luxemburg vereinbart, das 

Model 1 zur Implementierung von FATCA in Luxemburg an-

zuwenden. FATCA Vorschriften beinhalten Berichterstat-

tungspflichten an die amerikanischen Steuerbehörden 

(„IRS“) durch amerikanische Personen, welche direkt oder in-

direkt Eigentümer von Bankkonten oder Gesellschaften sind, 

welche sich nicht in den USA befinden. Sollten die notwen-

digen Berichtspflichten nicht oder nur unvollständig erfüllt 

werden, könnten der IRS eine Quellensteuer von 30% auf 

USA-bezogenes Einkommen erheben (inklusive Dividenden 

und Zinsen), welches auch Einkünfte aus dem Verkauf oder 

anderweitigen Verwertung von Eigentum hat, welches USA-

bezogene Zinsen oder Dividenden generieren könnte. 

Fonds, welche als „Restricted Funds“ qualifizieren, sind als 

„Non-Reporting Financial Institutions“ anzusehen und müs-

sen sich nicht beim IRS registrieren lassen bzw. an diese Be-

richt erstatten. Im Einklang mit Artikel 4 Nr. 4 des IGA Lux 

werden alle nicht meldende luxemburgische Finanzinstitute 

als konforme ausländische Finanzinstitute behandelt im 

Sinne und für  
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Zwecke des IRS Codes und für FATCA Zwecke. 

Der Fonds hat für den Status eines „Restricted Funds“ op-

tiert und muss deshalb bestimmte Vorgaben unter FATCA 

und dem luxemburgischen IGA erfüllen. Diese Vorgaben 

beinhalten, dass Anteile des Fonds nicht an Unbefugte Per-

sonen, wie in diesem Emissionsdokument näher beschrie-

ben (siehe Abschnitt 6.3), verkauft werden dürfen. 

Die Möglichkeit des Fonds, Quellensteuer unter dem FATCA 

Regime zu vermeiden liegt nichtsdestotrotz, außerhalb sei-

ner Kontrolle, seines Komplementärs und seines AIFMs und 

hängt, in manchen Fällen, von Handlungen oder Unterlas-

sen von Delegierten oder Dienstleistern des Fonds sowie 

vom FATCA Statuts von Investoren oder ihrer ultimativen 

Nutznießer ab. Jede Quellensteuer, welche dem Fonds 

oder einem Teilfonds auferlegt werden würde, kann das 

Vermögen und die vorhandene Liquidität des Fonds min-

dern, um Forderungen der Investoren zu zahlen. Außerdem 

könnte eine Quellenbesteuerung unter FATCA bestimmte 

Teilfonds stärker belasten als andere. 

Es kann keine Garantie oder Zusicherung geben, dass eine 

Ausschüttung oder Zahlung des Fonds oder eines Teil-

fonds nicht einer Quellensteuer nach FATCA unterzogen 

wird. Daher sollten alle Investoren des Fonds sich recht-

zeitig und umfänglich mit ihren Steuerberatern beraten, 

um FATCA Auswirkungen auf ihr Investment zu analysie-

ren und vollumfänglich zu verstehen. 

20.5 CRS - Common Reporting Standard (Ge-

meinsamer Meldestandard) 

Die OECD hat einen gemeinsamen Meldestandard für den 

automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten 

(Common Reporting Standard, „CRS“) entwickelt, um 

weltweit einen umfassenden und multilateralen automa-

tischen Informationsaustausch („AEOI“) zu ermöglichen. 

Am 9. Dezember 2014 wurde die Richtlinie 2014/107/EU 

des Rates zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU des Ra-

tes bezüglich der Verpflichtung zum automatischen Aus-

tausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

(die „Euro-CRS-Richtlinie“) verabschiedet, um den CRS in-

nerhalb der Mitgliedstaaten umzusetzen. Die Euro-CRS-

Richtlinie wurde durch das Gesetz vom 18. Dezember 

2015 über den automatischen Austausch von Informatio-

nen zu Finanzkonten im Bereich der Besteuerung („CRS-

Gesetz“) in luxemburgisches Recht umgesetzt. Das CRS-

Gesetz verpflichtet Finanzinstitute in Luxemburg, die In-

haber von Finanzvermögen zu identifizieren und zu ermit-

teln, ob diese einen Steuersitz in Ländern haben, mit de-

nen Luxemburg eine Vereinbarung zum Austausch von 

Steuerinformationen getroffen hat. Finanzinstitute in Lu-

xemburg melden in diesem Falle Informationen zu Finanz-

konten der Inhaber von Vermögenswerten an die Luxem-

burger Steuerbehörden. Diese leiten die Informationen an-

schließend jährlich automatisch an die zuständigen auslän-

dischen Steuerbehörden weiter. 

Dementsprechend kann der Fonds von Investoren, zur Be-

stätigung ihres CRS-Status, Angaben zu Identität und steuer-

licher Ansässigkeit der Inhaber von Finanzkonten (u. a. be-

stimmter Rechtsträger sowie der diese leitenden Personen) 

verlangen und den Luxemburger Steuerbehörden (Administ-

ration des Contributions Directes) Angaben zu einem Inves-

tor und seinem Konto melden, sofern dieses Konto gemäß 

CRS-Gesetz als meldepflichtiges CRS-Konto gilt. Der Fonds 

muss den Investoren alle Informationen mitteilen, denen zu-

folge (i) der Fonds für die Behandlung der laut CRS-Gesetz er-

forderlichen persönlichen Daten verantwortlich ist; (ii) die 

persönlichen Daten ausschließlich zu den im CRS-Gesetz vor-

gesehenen Zwecken verwendet werden; (iii) die persönli-

chen Daten den Luxemburger Steuerbehörden (Administra-

tion des Contributions Directes) gemeldet werden können; 

(iv) die Beantwortung von CRS- bezogenen Fragen Pflicht ist

und dementsprechend die potentiellen Folgen bei Nichtbe-

antwortung; und (v) der Investor das Recht auf Zugang zu den 

und auf Berichtigung der Daten hat, die den Luxemburger 

Steuerbehörden (Administration des Contributions Directes) 

mitgeteilt wurden. 

Laut CRS-Gesetz erfolgt der erste Informationsaus- tausch 

für Daten des Kalenderjahres 2016 bis 30. September 2017. 

Gemäß der Euro-CRS-Richtlinie muss der erste AEOI an die 

lokalen Steuerbehörden der Mitgliedstaaten für die Daten 

des Kalenderjahres 2016 bis zum 30. September 2017 erfol-

gen. Zudem hat Luxemburg die multilaterale Vereinbarung 

zuständiger Behörden der OECD („Multilaterale Vereinba-

rung“) zum automatischen Austausch von Informationen im 

Rahmen des CRS unterzeichnet. Die Multilaterale Vereinba-

rung hat zum Ziel, den CRS in Nicht-Mitgliedstaaten einzu-

führen, wozu Vereinbarungen mit den einzelnen Ländern er-

forderlich sind. 

Der Fonds behält sich das Recht vor, Anträge auf Anteils-

zeichnung zu verweigern, wenn die bereitgestellten Infor-

mationen nicht die Anforderungen gemäß CRS-Gesetz er-

füllen oder die Anforderungen wegen Nichtbereitstellung 

solcher Informationen unerfüllt bleiben. Anleger sollten 

hinsichtlich möglicher steuerlicher oder anderweitiger Fol-

gen der Umsetzung des CRS ihre eigenen Steuerberater 

konsultieren. 
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Der Fonds hat zu Zwecken des automatischen Informati-

onsaustausch nach CRS bestimmte personenbezogene Da-

ten über Investoren zu erheben, zu verwahren, speichern 

und zu melden. Mit Zeichnung für Anteile des Fonds erklä-

ren sich die Investoren mit der vorstehend beschriebenen 

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten sowie der 

Bereitstellung von Pflichtangaben gemäß CRS einverstan-

den. Investoren bestätigen und akzeptieren, dass der 

Fonds, die Berechnungs- und Verwaltungsstelle oder deren 

Vertretern oder Beauftragten alle relevanten Informatio-

nen in Bezug auf CRS - relevante Informationen an die Lu-

xemburger Steuerbehörden melden zwecks automati-

schen Informationsaustausches mit den zuständigen Be-

hörden. 

20.6 Investmentsteuerreform 

Am 26. Juli 2016 wurde in Deutschland das Invest- ment-

steuerreformgesetz verkündet. Es sieht unter anderem 

vor, dass ab 2018 bei Fonds bestimmte deutsche Erträge 

(Dividenden/mieten/Veräuße- rungsgewinne aus Immo-

bilien) bereits auf Ebene des Fonds besteuert werden. 

Eine Ausnahme besteht nur, soweit bestimmte steuerbe-

günstigte Institutionen Anleger sind, oder die Anteile im 

Rahmen von Altersvorsorge- oder Basisrentenverträgen 

(Riester/ Rürup) gehalten werden. Bislang gilt grundsätz-

lich das sogenannte Transparenzprinzip, d.h. Steuern 

werden erst auf der Ebene des Anlegers erhoben. 

Zum Ausgleich sieht das neue Gesetz vor, dass An- leger 

unter bestimmten Voraussetzungen einen pauschalen 

Teil der vom Fonds erwirtschafteten Erträge steuerfrei 

erhalten (sog. Teilfreistellung), um die Steuerbelastung 

auf Fondsebene auszugleichen. Dieser Mechanismus ge-

währleistet allerdings nicht, dass in jedem Einzelfall ein 

vollständiger Ausgleich geschaffen wird. 

Zum 31. Dezember 2017 soll unabhängig vom tat- sächli-

chen Geschäftsjahresende des Fonds für steuerliche Zwe-

cke ein (Rumpf-)Geschäftsjahr als beendet gelten. Hier-

durch können ausschüttungsgleiche Erträge zum 31. De-

zember 2017 als zugeflossen gelten. Zu diesem Zeitpunkt 

sollen auch die Fondsanteile der Anleger als veräußert 

und am 1. Januar 2018 als wieder angeschafft gelten. Ein 

Gewinn aus dem fiktiven Verkauf der Anteile soll jedoch 

erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Veräußerung der An-

teile bei den Anlegern als zugeflossen gelten. 

21. Hinweis zur Besteuerung von Erträgen aus ausländi-

schen Investmentvermögen für Anleger aus Deutschland 

Einzelheiten zur Besteuerung der Erträge dieses Sonderver-

mögens werden in den jährlich erscheinenden Jahresberich-

ten veröffentlicht. 

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten nur für 

Anleger, die in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig 

sind. Dem Anleger, der nicht in Deutschland steuerpflichtig 

ist, empfehlen wir, sich vor Erwerb von Anteilen an dem in 

diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Sondervermögen 

mit seinem Steuerberater in Verbindung zu setzen und mög-

liche steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb in sei-

nem Heimatland individuell zu klären. 

Das Sondervermögen ist als Zweckvermögen von der Kör-

perschaft- und Gewerbesteuer befreit. Die steuerpflichtigen 

Erträge des Sondervermögens werden jedoch beim Privatan-

leger als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Einkommens-

teuer unterworfen, soweit diese zusammen mit sonstigen 

Kapitalerträgen den Sparer-Freibetrag einschließlich des 

Werbungskosten-Pauschbetrages von jährlich 801€ (für Al-

leinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 

1.602 € (für zusammen veranlagte Ehegatten) übersteigen. 

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen befinden, wer-

den die Erträge als Betriebseinnahmen steuerlich erfasst. Die 

steuerliche Gesetzgebung erfordert zur Ermittlung der steu-

erpflichtigen bzw. der kapitalertragsteuerpflichtigen Erträge 

eine differenzierte Betrachtung der Ertragsbestandteile. Es 

muss unterschieden werden, ob die Erfassung der Erträge 

beim Anleger zum Zeitpunkt der Ertragsausschüttung bzw. 

Thesaurierung erfolgt. 

21.1 Anteile im Privatvermögen 

21.1.1 Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapieren, 

Gewinne aus Termingeschäften und Erträge aus Stillhalter-

prämien 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigenkapitalähn-

lichen Genussrechten und Investmentanteilen, Gewinne 

aus Termingeschäften sowie Erträge 
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aus Stillhalterprämien, die auf der Ebene des Sonderver-

mögens erzielt werden, werden beim Anleger nicht er-

fasst, solange sie nicht ausgeschüttet werden. Zudem wer-

den die Gewinne aus der Veräußerung der in § 1 Abs. 3 

Satz 3 Nr. 1 Buchstaben 

a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderungen beim An-

leger nicht erfasst, wenn sie nicht ausgeschüttet wer-

den. 

Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen: 

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite ha-

ben,

b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forderun- gen

mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen, Floa-

ter und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder ei-

nes veröffentlichten Index für eine Mehrzahl von

Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und

Wandelanleihen,

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat) gehandelte

Gewinnobligationen und Fremdkapital-Genuss-

rechte und

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden Gewinne aus der Veräußerung der o.g. Wertpa-

piere/Kapitalforderungen, Gewinne aus Termingeschäf-

ten sowie Erträge aus Stillhalterprämien ausgeschüttet, 

sind sie grundsätzlich steuerpflichtig und unterliegen bei 

Verwahrung der Anteile im Deutschland dem Steuerab-

zug von 25 % (zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kir-

chensteuer). Ausgeschüttete Gewinne aus der Veräuße-

rung von Wertpapieren und Gewinne aus Termingeschäf-

ten sind jedoch steuerfrei, wenn die Wertpapiere auf 

Ebene des Sondervermögens vor dem 1.1.2009 erworben 

bzw. die Termingeschäfte vor dem 1.1.2009 eingegangen 

wurde. 

Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforderun-

gen, die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten sind, sind 

steuerlich wie Zinsen zu behandeln (s.u.). 

21.1.2 Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie ausländi-

sche Dividenden 

Zinsen und zinsähnliche Erträge sowie ausländi- sche 

Dividenden sind beim Anleger mit Wohnsitz in Deutsch-

land grundsätzlich steuerpflichtig. Dies 

gilt unabhängig davon, ob diese Erträge thesauriert oder 

ausgeschüttet werden. 

Ausgeschüttete oder thesaurierte Zinsen und zins- ähnliche 

Erträge sowie ausländische Dividenden des Sondervermö-

gens unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 % (zuzüglich 

Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer). 

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn 

der Anleger seinen Wohnsitz in Deutschland hat (Steuerin-

länder) und einen Freistellungsauftrag bei seinem deut-

schen Finanzinstitut vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Er-

tragsteile 801,00 € bei Einzelveranlagung bzw. 1.602,00€ 

bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht übersteigen. 

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer NV-Be- scheini-

gung und bei ausländischen Anlegern bei Nachweis der steu-

erlichen Ausländereigenschaft bei dem deutschen Finan-

zinstitut des Anlegers. 

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile eines steuer-

rechtlich ausschüttenden Sondervermögens in einem in-

ländischen Depot bei der Kapitalanlagegesellschaft oder ei-

nem Kreditinstitut (Depotfall), so nimmt die depotfüh-

rende Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn 

ihr vor dem festgelegten Ausschüttungstermin ein in ausrei-

chender Höhe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amt-

lichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom Fi-

nanzamt für die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, 

vorgelegt wird. In diesem Fall erhält der Anleger die ge-

samte Ausschüttung ungekürzt gutgeschrieben. 

Handelt es sich um ein steuerrechtlich thesaurierendes Son-

dervermögen, so wird der Steuerabzug auf thesaurierte Zin-

sen, zinsähnliche Erträge sowie ausländische Dividenden des 

Sondervermögens in Höhe von 25 % (zuzüglich Solidaritäts-

zuschlag und Kirchensteuer) durch die Depotführende Stelle 

i.d.R das Kreditinstitut des Anlegers abgeführt. Der Ausgabe- 

und Rücknahmepreis der Fondsanteile ermäßigt sich inso-

weit um den Steuerabzug zum Ablauf des Geschäftsjahres. 

Für den Fall, dass die Konfession des Anlegers der depotfüh-

renden Stelle nicht bekannt ist, kann in diesem Fall kein Kir-

chensteuereinbehalt erfolgen, so dass kirchensteuerpflich-

tige Anleger insoweit Angaben in der Einkommensteuerer-

klärung zu machen haben. 
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Befinden sich die Anteile im Depot bei einem inländischen 

Kreditinstitut oder einer inländischen Kapitalanlagegesell-

schaft, so erhält der Anleger, der seiner depotführenden 

Stelle einen in ausreichender Höhe ausgestellten Freistel-

lungsauftrag oder eine NV-Bescheinigung vor Ablauf des 

Geschäftsjahres des Sondervermögens vorlegt, den abge-

führten Steuerabzug auf seinem Konto gutgeschrieben. 

Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-Bescheini-

gung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt wird, erhält der 

Anleger auf Antrag von der depotführenden Stelle eine 

Steuerbescheinigung über den einbehaltenen und abge-

führten Steuerabzug und den Solidaritätszuschlag. Der An-

leger hat dann die Möglichkeit, den Steuerabzug im Rah-

men seiner Einkommensteuerveranlagung auf seine per-

sönliche Steuerschuld anrechnen zu lassen. 

Werden Anteile ausschüttender Sondervermögen nicht in 

einem Depot verwahrt und Ertragsscheine einem inländi-

schen Kreditinstitut vorgelegt (Eigen- verwahrung), wird 

der Steuerabzug in Höhe von 25% zzgl. des Solidaritätszu-

schlags und gegebenenfalls Kirchensteuer  vorgenommen. 

21.1.3 Inländische Dividenden 

Inländische Dividenden, die vom Sondervermögen aus-

geschüttet oder thesauriert werden, sind beim Anleger 

grundsätzlich steuerpflichtig. 

Bei Ausschüttung oder Thesaurierung wird von der inlän-

dischen Dividende ein Steuerabzug in Höhe von 25% (zu-

züglich Solidaritätszuschlag) von der depotführenden 

Stelle vorgenommen. Die depotführende Stelle berück-

sichtigt bei Ausschüttungen zudem einen ggf. vorliegen-

den Antrag auf Kirchensteuereinbehalt. Der Anleger er-

hält den Steuerabzug von 25% (zuzüglich Solidaritätszu-

schlag) in voller Höhe sofort erstattet, sofern die Anteile 

bei einer inländischen depotführenden Stelle verwahrt 

werden und dort ein Freistellungsauftrag in ausreichen-

der Höhe oder eine NV-Bescheinigung vorliegt. Anderen-

falls kann er den Steuerabzug von 25% (zuzüglich Solidari-

tätszuschlag) unter Beifügung der steuerlichen Bescheini-

gung der depotführenden Stelle auf seine persönliche Ein-

kommensteuerschuld anrechnen. 

21.1.4 Negative steuerliche Erträge 

Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit gleich-

artigen positiven Erträgen auf der Ebene des Sonderver-

mögens, werden diese auf Ebene des Sondervermögens 

steuerlich vorgetragen. Diese können auf Ebene des Son-

dervermögens mit künftigen gleichartigen positiven steu-

erpflichtigen Erträgen der Folgejahre verrechnet werden. 

Eine direkte Zurechnung der negativen steuerlichen Erträge 

auf den Anleger ist nicht möglich. Damit wirken sich diese 

negativen Beträge beim Anleger bei der Einkommensteuer 

erst in dem Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem 

das Geschäftsjahr des Sondervermögens endet bzw. die 

Ausschüttung für das Geschäftsjahr des Sondervermögens 

erfolgt, für das die negativen steuerlichen Erträge auf Ebene 

des Sondervermögens verrechnet werden. Eine frühere Gel-

tendmachung bei der Einkommensteuer des Anlegers ist 

nicht möglich. 

21.1.5 Substanzauskehrungen 

Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Subs- tanzaus-

kehrungen, die der Anleger während seiner Besitzzeit erhal-

ten hat, sind allerdings dem steuerlichen Ergebnis aus der 

Veräußerung der Fondsanteile hinzuzurechnen, d.h. sie er-

höhen den steuerlichen Gewinn. 

21.1.6 Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene 

Werden Anteile an einem Sondervermögen, die nach dem 

31.12.2008 erworben wurden, von einem Privatanleger ver-

äußert, unterliegt der Veräußerungsgewinn dem Abgel-

tungssatz von 25 %. Sofern die Anteile in einem inländischen 

Depot verwahrt werden, nimmt die depotführende Stelle 

den Steuerabzug vor. Der Steuerabzug von 25 % (zuzüglich 

Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) kann durch die 

Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauftrags bzw. ei-

ner NV-Bescheinigung vermieden werden. 

Werden Anteile an einem Sondervermögen, die vor dem 

1.1.2009 erworben wurden, von einem Privatanleger inner-

halb eines Jahres nach Anschaffung (Spekulationsfrist) wie-

der veräußert, sind Veräußerungsgewinne als Einkünfte 

aus privaten Veräußerungsgeschäften grundsätzlich steu-

erpflichtig. Beträgt der aus ”privaten Veräußerungsge-

schäften” erzielte Gesamtgewinn im Kalenderjahr weniger 

als 600,00€, ist er steuerfrei (Freigrenze). Wird die Frei-

grenze überschritten, ist der gesamte private Veräuße-

rungsgewinn steuerpflichtig. 
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Bei einer Veräußerung der vor dem 1.1.2009 erworbenen 

Anteile außerhalb der Spekulationsfrist ist der Gewinn bei 

Privatanlegern steuerfrei. 

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns sind die An-

schaffungskosten um den Zwischengewinn im Zeitpunkt 

der Anschaffung und der Veräußerungspreis um den Zwi-

schengewinn im Zeitpunkt der Veräußerung zu kürzen, 

damit es nicht zu einer doppelten einkommensteuerli-

chen Erfassung von Zwischengewinnen (siehe unten) 

kommen kann. Zudem ist der Veräußerungspreis um die 

thesaurierten Erträge zu kürzen, die der Anleger bereits 

versteuert hat, damit es auch insoweit nicht zu einer Dop-

pelbesteuerung kommt. 

Der Gewinn aus der Veräußerung nach dem 

31.12.2008 erworbener Fondanteile ist insoweit steu-

erfrei, als er auf die während der Besitzzeit im Fonds 

entstandenen, noch nicht auf der Anlegerebene er-

fassten, nach DBA-steuerfreien Erträge zurückzufüh-

ren ist (sog. besitzzeitanteiliger Immobiliengewinn). 

21.2 Anteile im Betriebsvermögen Betriebsstätte in 

Deutschland (Steuerinländer) 

21.2.1 Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapie-

ren, Gewinne aus Termingeschäften und Erträge aus 

Stillhalterprämien 

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, eigenkapital-

ähnlichen Genussrechten und Investmentanteilen, Ge-

winne aus Termingeschäften sowie Erträge aus Stillhalt-

erprämien, die auf der Ebene des Sondervermögens er-

zielt werden, werden beim Anleger nicht erfasst, solange 

sie nicht ausgeschüttet werden. Zudem werden die Ge-

winne aus der Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 

Buchstaben a) bis f) InvStG genannten Kapitalforderun-

gen beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht ausge-

schüttet werden. 

Hierunter fallen folgende Kapitalforderungen: 

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite ha-

ben,

b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forderungen mit

festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen, Floater

und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder eines

veröffentlichten Index für eine Mehrzahl von Aktien

im Verhältnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und

Wandelanleihen,

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat) gehandelte

Gewinnobligationen und Fremdkapital-Genussrechte

und

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden diese Gewinne ausgeschüttet, so sind sie steuerlich 

auf Anlegerebene zu berücksichtigen. Dabei sind Veräuße-

rungsgewinne aus Aktien ganz1 (bei Anlegern, die Körper-

schaften sind) oder zu 40% (bei sonstigen betrieblichen An-

legern, z.B. Einzel- unternehmern) steuerfrei (Teileinkünfte-

verfahren). Veräußerungsgewinne aus Renten/Kapitalforde-

rungen, Gewinne aus Termingeschäften und Erträge aus 

Stillhalterprämien sind hingegen in voller Höhe steuerpflich-

tig. 

Ergebnisse aus der Veräußerung von Kapitalforderungen, 

die nicht in der o.g. Aufzählung enthalten sind, sind steuer-

lich wie Zinsen zu behandeln (s.u.). 

Ausgeschüttete Wertpapierveräußerungsgewinne, ausge-

schüttete Termingeschäftsgewinne sowie ausgeschüttete 

Erträge aus Stillhalterprämien unterliegen grundsätzlich 

dem Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25 % zuzüglich Soli-

daritätszuschlag). Dies gilt nicht für Gewinne aus der Veräu-

ßerung von vor dem 1.1.2009 erworbenen Wertpapieren 

und Gewinne aus vor dem 1.1.2009 eingegangenen Termin-

geschäften. Die deutsche auszahlende Stelle nimmt jedoch 

insbesondere dann keinen Steuerabzug vor, wenn der Anle-

ger eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft ist 

oder diese Kapitalerträge Betriebseinnahmen eines inländi-

schen Betriebs sind und dies der deutschen auszahlenden 

Stelle vom Gläubiger der Kapitalerträge nach amtlich vorge-

schriebenem Vordruck erklärt wird. 

21.2.2 Zinsen und zinsähnliche Erträge 

Zinsen und zinsähnliche Erträge sind beim Anleger grund-

sätzlich steuerpflichtig.2 Dies gilt unabhängig davon, ob 

diese Erträge thesauriert oder ausge- schüttet werden. 

Eine Abstandnahme vom Steuerabzug bzw. eine Vergütung 

des Steuerabzugs ist nur durch Vorlage einer entsprechen-

den NV-Bescheinigung möglich. Ansonsten erhält der Anle-

ger eine Steuerbescheinigung über die Vornahme des Steu-

erabzugs. 

21.2.3 In- und ausländische Dividenden 

Dividenden in- und ausländischer Aktiengesell- schaften, 

die auf Anteile im Betriebsvermögen ausgeschüttet oder 

thesauriert werden, sind mit  
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Ausnahme von Dividenden nach dem REITG bei Kör-

perschaften steuerfrei.3 Von Einzelunterneh- mern 

sind diese Erträge zu 60 % zu versteuern (Teilein-

künfteverfahren). 

Inländische Dividenden unterliegen dem Steuerabzug (Ka-

pitalertragsteuer 25% zuzüglich Solidaritätszuschlag). 

Ausländische Dividenden unterliegen grundsätzlich dem 

Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25% zuzüglich Solidari-

tätszuschlag). Die auszahlende Stelle nimmt jedoch insbe-

sondere dann keinen Steuerabzug vor, wenn der Anleger 

eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft ist (wo-

bei von Körperschaften i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KStG 

der auszahlenden Stelle eine Bescheinigung des für sie zu-

ständigen Finanzamtes vorliegen muss) oder die ausländi-

schen Dividenden Betriebseinnahmen eines inländischen 

Betriebs sind und dies der auszahlenden Stelle vom Gläu-

biger der Kapitalerträge nach amtlich vorgeschriebenen 

Vordruck erklärt wird. 

1 Die zu versteuernden Zinsen sind gemäß § 2 Abs. 2a InvStG im Rahmen der 

Zinsschrankenregelung nach § 4h EStG zu berücksichtigen. 

2 5% der Dividenden gelten bei Körperschaften als nichtabzugsfähige Be- 

triebsausgaben und sind somit letztlich doch   steuerpflichtig. 

21.2.4 Negative steuerliche Erträge 

Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit gleich-

artigen positiven Erträgen auf der Ebene des Sonderver-

mögens, werden diese steuerlich auf Ebe- ne des Sonder-

vermögens vorgetragen. Diese kön- nen auf Ebene des 

Sondervermögens mit künftigen gleichartigen positiven 

steuerpflichtigen Erträgen der Folgejahre verrechnet wer-

den. Eine direkte Zurechnung der negativen steuerlichen 

Erträge auf den Anleger ist nicht möglich. Damit wirken 

sich diese negativen Beträge beim Anleger bei der Einkom-

mensteuer bzw. Körperschaftsteuer erst in dem Veranla-

gungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das Geschäftsjahr 

des Sondervermögens endet, bzw. die Ausschüttung für 

das Geschäftsjahr des Sondervermögens erfolgt, für das 

die negativen steuerlichen Erträge auf Ebene des Sonder-

vermögens verrechnet werden. Eine frühere Geltendma-

chung bei der Einkommensteuer bzw. Körperschaftsteuer 

des Anlegers ist nicht  möglich. 

21.2.5 Substanzauskehrungen 

Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies bedeutet 

für einen bilanzierenden Anleger, dass die Substanzauskeh-

rungen in der Handelsbilanz ertragswirksam zu vereinnah-

men sind, in der Steuerbilanz aufwandswirksam ein passiver 

Ausgleichsposten zu bilden ist und damit technisch die his-

torischen Anschaffungskosten steuerneutral gemindert wer-

den. 

21.2.6 Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene 

Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen im Be- triebs-

vermögen sind für Körperschaften grundsätzlich steuerfrei, 

soweit die Gewinne aus noch nicht zugeflossenen oder noch 

nicht als zugeflossen geltenden Dividenden und aus reali-

sierten und nicht realisierten Gewinnen des Sondervermö-

gens aus in- und ausländischen Aktien herrühren (soge-

nannter Aktiengewinn). Von Einzelunternehmern sind diese 

Veräußerungsgewinne zu 60% zu versteuern. 

Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den Aktienge-

winn bewertungstäglich als Prozentsatz des Wertes des In-

vestmentanteils. 

3 5% des steuerfreien Veräußerungsgewinns gelten bei Körperschaf ten als nich-

tabzugsfähige Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch steuerpflichtig. 

Der Gewinn aus der Veräußerung der Anteile ist zudem in-

soweit steuerfrei, als er auf die während der Besitzzeit im 

Fonds entstandenen, noch nicht auf der Anlegerebene er-

fassten, nach DBA-steuerfreien Erträge zurückzuführen ist 

(sog. besitzzeitanteiliger Immobiliengewinn). 

Die Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht den Im- mobi-

liengewinn bewertungstäglich als Prozentsatz des Wertes 

des Investmentanteils. 

21.3 Steuerausländer 

Verwahrt ein Steuerausländer Anteile an ausschüttenden 

Sondervermögen im Depot bei einer deut- schen depotfüh-

renden Stelle, wird vom Steuerabzug auf Zinsen, zinsähnli-

che Erträge, Wertpapierver- äußerungsgewinne, Terminge-

schäftsgewinne und ausländische Dividenden Abstand ge-

nommen, sofern er seine steuerliche Ausländereigenschaft 

nachweist. Inwieweit eine Anrechnung oder Erstattung des 

Steuerabzugs auf inländische Dividenden für den ausländi-

schen Anleger möglich ist, hängt von dem zwischen dem 

Sitzstaat des Anlegers und der Bundesrepublik Deutschland 

bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen ab. 
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Sofern die Ausländereigenschaft der depotführenden 

Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen 

wird, ist der ausländische Anleger gezwungen, die Erstat-

tung des Steuerabzugs gemäß § 37 Abs. 2 AO zu beantra-

gen. Zuständig ist das Betriebsstättenfinanzamt der de-

potführenden Stelle. 

Hat ein ausländischer Anleger Anteile thesaurierender 

Sondervermögen im Depot bei einer deutschen depotfüh-

renden Stelle, wird ihm bei Nachweis seiner steuerlichen 

Ausländereigenschaft der Steuerabzug in Höhe von 25 % 

zuzüglich Solidaritätszuschlag, soweit dieser nicht auf in-

ländische Dividenden entfällt, erstattet. Erfolgt der Antrag 

auf Erstattung verspätet, kann - wie bei verspätetem 

Nachweis der Ausländereigenschaft bei ausschüttenden 

Fonds - eine Erstattung gemäß § 37 Abs. 2 AO auch nach 

dem Thesaurierungszeitpunkt beantragt werden. 

21.4 Solidaritätszuschlag 

Auf den bei Ausschüttungen oder Thesaurierungen ab-

zuführenden Steuerabzug ist ein Solidaritätszuschlag in 

Höhe von 5,5 % zu erheben. Der Solidaritätszuschlag ist 

bei der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer anre-

chenbar. 

Fällt kein Steuerabzug an bzw. erfolgt bei Thesaurierung die 

Vergütung des Steuerabzugs – beispielsweise bei ausrei-

chendem Freistellungsauftrag, Vorlage einer NV-Beschei-

nigung oder Nachweis der Steuerausländereigenschaft, ist 

kein Solidaritätszuschlag abzuführen bzw. wird bei einer 

Thesaurierung der einbehaltene Solidaritätszuschlag ver-

gütet. 

21.5 Kirchensteuer 

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer deutschen 

depotführenden Stelle (Abzugsverpflichteter) durch den 

Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf entfallende 

Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der Religions-

gemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehört, 

als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Zu diesem Zweck 

hat der Kirchensteuerpfichtige dem Abzugsverpflichteten 

in einem schriftlichen Antrag seine Religionsangehörigkeit 

zu benennen. Ehegatten haben in dem Antrag zudem zu 

erklären, in welchem Verhältnis der auf jeden Ehegatten 

entfallende Anteil der Kapitalerträge zu den gesamten Ka-

pitalerträgen der Ehegatten steht, damit die Kirchensteuer 

entsprechend diesem Verhältnis aufgeteilt, einbehalten 

und abgeführt werden kann. Wird kein Aufteilungsverhält-

nis angegeben, erfolgt eine Aufteilung nach Köpfen. 

Die Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe 

wird bereits beim Steuerabzug mindernd berücksichtigt. 

21.6 Ausländische Quellensteuer 

Auf die ausländischen Erträge des Sondervermögens wird 

teilweise in den Herkunftsländern Quellensteuer einbehal-

ten. 

Die Kapitalanlagegesellschaft kann die anrechenbare Quel-

lensteuer auf der Ebene des Sondervermögens wie Wer-

bungskosten abziehen. In diesem Fall ist die ausländische 

Quellensteuer auf Anlegerebene weder anrechenbar noch 

abzugsfähig. 

Übt die Kapitalanlagegesellschaft ihr Wahlrecht zum Abzug 

der ausländischen Quellensteuer auf Fondsebene nicht aus, 

dann wird die anrechenbare Quellensteuer bereits beim 

Steuerabzug mindernd berücksichtigt. 

21.7 Ertragsausgleich 

Auf Erträge entfallende Teile des Ausgabepreises für ausge-

gebene Anteile, die zur Ausschüttung herangezogen werden 

können (Ertragsausgleichsverfahren), sind steuerlich so zu 

behandeln wie die Erträge, auf die diese Teile des Ausgabe-

preises entfallen. 

21.8 Gesonderte Feststellung, Außenprüfung 

Die Besteuerungsgrundlagen, die auf Ebene des Sonderver-

mögens ermittelt werden, sind gesondert festzustellen. 

Hierzu hat die Investmentgesellschaft beim zuständigen Fi-

nanzamt eine Feststellungserklärung abzugeben. Änderun-

gen der Feststellungserklärungen, z.B. anlässlich einer Au-

ßenprüfung (§ 11 Abs. 3 InvStG) der Finanzverwaltung, wer-

den für das Geschäftsjahr wirksam, in dem die geänderte 

Feststellung unanfechtbar geworden ist. Die steuerliche Zu-

rechnung dieser geänderten Feststellung beim Anleger er-

folgt dann zum Ende dieses Geschäftsjahres bzw. am Aus-

schüttungstag bei der Ausschüttung für dieses Geschäfts-

jahr. 

Damit treffen die Bereinigungen von Fehlern wirt- schaft-

lich die Anleger, die zum Zeitpunkt der Fehlerbereinigung 

an dem Sondervermögen beteiligt sind. Die steuerlichen 

Auswirkungen können entweder positiv oder negativ sein. 
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21.9 Folgen der Verschmelzung von Sonder-

vermögen 

In den Fällen der Übertragung aller Vermögensge- gen-

stände eines Sondervermögens in ein anderes Sonderver-

mögen gem. § 40 InvG bzw. vergleichbarer ausländischer 

Vorschriften kommt es weder auf der Ebene der Anleger 

noch auf der Ebene der beteiligten Sondervermögen zu ei-

ner Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist 

steuerneutral. 

21.10 Folgen der Verschmelzung von Sonder-

vermögen 

In den Fällen der Übertragung aller Vermögensge- gen-

stände eines Sondervermögens in ein anderes Sonderver-

mögen gem. § 40 InvG bzw. vergleichbarer ausländischer 

Vorschriften kommt es weder auf der Ebene der Anleger 

noch auf der Ebene der beteiligten Sondervermögen zu ei-

ner Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist 

steuerneutral. 

21.11 Transparente, semitransparente und 

intransparente  Besteuerung 

Die oben genannten Besteuerungsgrundsätze (sog. trans-

parente Besteuerung) gelten nur, wenn sämtliche Besteu-

erungsgrundlagen im Sinne des § 5 Abs. 1 InvStG bekannt 

gemacht werden (sog. steuerliche Bekanntmachungs-

pflicht). Dies gilt auch insoweit, als das Sondervermögen 

Anteile an anderen inländischen Sondervermögen und In-

vestmentaktiengesellschaften, EG-Investmentanteile und 

ausländische Investmentanteile, die keine EG-Investmen-

tanteile sind, erworben hat (Zielfonds i.S.d. § 10 InvStG) 

und diese ihren steuerlichen Bekanntmachungspflichten 

nachkommen. 

Die Kapitalanlagegesellschaft ist bestrebt, sämtliche Be-

steuerungsgrundlagen, die ihr zugänglich sind, bekannt zu 

machen. 

Die erforderliche Bekanntmachung kann jedoch nicht ga-

rantiert werden, insbesondere soweit das Sondervermö-

gen Zielfonds erworben hat und diese ihren steuerlichen 

Bekanntmachungspflichten nicht nachkommen. In diesem 

Fall werden die Ausschüttungen und der Zwischengewinn 

des jeweiligen Zielfonds sowie 70 % der Wertsteigerung im 

letzten Kalenderjahr des jeweiligen Zielfonds (mindestens 

jedoch 6 % des Rücknahmepreises) als steuerpflichtiger 

Ertrag auf der Ebene des Sondervermögens angesetzt. 

Die Kapitalanlagegesellschaft ist zudem bestrebt, Be-

steuerungsgrundlagen außerhalb des § 5 Abs. 1 InvStG 

(wie insbesondere den Aktiengewinn, den Immobilien-

gewinn und den Zwischengewinn) bekannt zu machen. 

21.12 EU-Zinsrichtlinie/ Zinsinformationsverordnung 

Die Zinsinformationsverordnung (kurz ZIV), mit der die 

Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 2003, ABL. EU 

Nr. L 157 S. 38 umgesetzt wird, soll grenzüberschreitend 

die effektive Besteuerung von Zinserträgen natürlicher 

Personen im Gebiet der EU sicherstellen. Mit einigen Dritt-

staaten (insbesondere mit der Schweiz, Liechtenstein, 

Channel Islands, Monaco und Andorra) hat die EU Abkom-

men abgeschlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend 

entsprechen. 

Dazu werden grundsätzlich Zinserträge, die eine im euro-

päischen Ausland oder bestimmten Drittstaaten ansässige 

natürliche Person von einem deutschen Kreditinstitut 
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(das insoweit als Zahlstelle handelt) gutgeschrieben erhält, 

von dem deutschen Kreditinstitut an das Bundeszentralamt 

für Steuern und von dort aus letztlich an die ausländischen 

Wohnsitzfinanzämter gemeldet. 

Entsprechend werden Zinserträge, die eine natürliche Per-

son in Deutschland von einem ausländischen Kreditinstitut 

im europäischen Ausland oder in bestimmten Drittstaaten 

erhält, von der ausländischen Bank letztlich an das deutsche 

Wohnsitzfinanzamt gemeldet. Alternativ zur Meldung an 

das deutsche Wohnsitzfinanzamt behalten einige ausländi-

sche Staaten Quellensteuern ein, die in Deutschland anre-

chenbar sind. 

Konkret betroffen sind folglich die innerhalb der Europäi-

schen Union bzw. in den beigetretenen Drittstaaten ansäs-

sigen Privatanleger, die grenzüberschreitend in einem an-

deren EU-Land ihr Depot oder Konto führen und Zinserträge 

erwirtschaften. 

U. a. Luxemburg und die Schweiz haben sich ver- pflichtet,

von den Zinserträgen eine Quellensteuer i.H.v. 35 % einzu-

behalten. Der Anleger erhält im Rahmen der steuerlichen 

Dokumentation eine Bescheinigung, mit der er sich die ab-

gezogenen Quellensteuern im Rahmen seiner Einkom-

mensteuererklärung anrechnen lassen kann. 

Alternativ hat der Privatanleger die Möglichkeit, sich vom 

Steuerabzug im Ausland befreien zu lassen, indem er eine 

Ermächtigung zur freiwilligen Offenlegung seiner Zinser-

träge gegenüber der ausländischen Bank abgibt, die es dem 

Institut gestattet, auf den Steuerabzug zu verzichten und 

stattdessen die Erträge an die gesetzlich vorgegebenen Fi-

nanzbehörden zu melden. 

Nach der ZIV ist von der Kapitalanlagegesellschaft für jeden 

in– und ausländischen Fonds anzugeben, ob er der ZIV un-

terliegt (in scope) oder nicht (out of scope). 

Für diese Beurteilung enthält die ZIV zwei wesentliche An-

lagegrenzen. 

Wenn das Vermögen eines Fonds aus höchstens 15% Forde-

rungen im Sinne der ZIV besteht, haben die Zahlstellen, die 

letztendlich auf die von der Kapitalanlagegesellschaft gemel-

deten Daten zurückgreifen, keine Meldungen an das Bundes-

zentralamt für Steuern zu versenden. Ansonsten löst die 

Überschreitung der 15%-Grenze eine Meldepflicht der Zahl-

stellen an das Bundeszentralamt für Steuern über den in der 

Ausschüttung enthaltenen Zinsanteil aus. 

Bei Überschreiten der 40%-Grenze ist der in der Rückgabe 

oder Veräußerung der Fondsanteile ent- haltene Zinsanteil 

zu melden. Handelt es sich um ei- nen ausschüttenden 

Fonds, so ist zusätzlich im Falle der Ausschüttung der darin 

enthaltene Zinsanteil an das Bundeszentralamt für Steuern 

zu melden. Handelt es sich um einen thesaurierenden Fonds, 

erfolgt eine Meldung konsequenterweise nur im Falle der 

Rückgabe oder Veräußerung des Fondsanteils. 

HINWEIS: 

DIE STEUERLICHEN AUSFÜHRUNGEN GEHEN VON DER DER-

ZEIT BEKANNTEN RECHTSLAGE AUS. SIE RICHTEN SICH AN 

IN DEUTSCHLAND UNBESCHRÄNKT EINKOMMENSTEUER-

PFLICHTIGE ODER UNBESCHRÄNKT KÖRPERSCHAFTS-

TEUER- PFLICHTIGE PERSONEN. ES KANN JEDOCH KEINE GE-

WÄHR DAFÜR ÜBERNOMMEN WERDEN, DASS SICH DIE 

STEUERLICHE BEURTEILUNG DURCH GESETZGEBUNG, 

RECHTSPRECHUNG ODER ERLASSE DER FI- NANZVERWAL-

TUNG NICHT ÄNDERT. 

22. Besteuerung ausländischer Investmentfonds für Privat-
anleger in Österreich

Die in diesem Prospekt angeführten Informationen über 

die Ertragsbesteuerung decken nur eine allge- meingültige 

Betrachtungsweise für österreichische Pri- vatanleger in 

ausländischen Investmentfonds ab; Rückschlüsse auf die 

individuelle Besteuerung der An- teilsinhaber können auf 

Basis dieser Informationen nicht gezogen werden. Die 

endgültige Beurteilung steuerlicher Fragen in Bezug auf 

den einzelnen Investor kann daher nur ein Steuerberater 

oder Wirtschaftsprüfer abgeben. Grundsätzlich werden 

durch das österreichische Steuerrecht alle auf Fondsan-

teile entfallenden Ausschüttungen bzw. die vom jeweili-

gen Fonds vereinnahmten und nicht zur Kostendeckung 

oder Ausschüttung verwendeten Dividenden, Zinsen oder 

sonstigen Erträge) als Kapitalerträge beurteilt, die steuer-

pflichtig sind. 

Ein Fonds ist als solcher kein Steuersubjekt, vielmehr wer-

den die Erträge nach dem „Durchgriffsprinzip“ dem Anteil-

sinhaber zugerechnet. Grundsätzlich wird zwischen zwei 

Ertragskomponen- ten unterschieden: 

• Ausschüttungsgleicher ordentlicher Ertrag: bein- haltet

Dividenden, Zinserträge und sonstige Erträge nach Abzug 

aller im Fonds anfallenden Kosten. Übersteigen die Kosten 

die ordentlichen Erträge, so ist der übersteigende Teil mit 

den Substanzgewinnen zu verrechnen. 

• Im Privatvermögen steuerpflichtige Substanzgewinne:

umfassen weitestgehend 20% der realisierten Kursge-

winne/-verluste aus Aktien nach Abzug der die ordentli-

chen Erträge übers- teigenden Kosten. Substanzgewinne 

aus Forderungswertpapieren und aus damit im Zusam-

menhang stehenden derivativen Produkten sind zur Gänze 
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steuerfrei. 

Ausschüttungen eines Fonds fließen dem Anleger im 

Zeitpunkt der Vereinnahmung zu (tatsächlicher Zufluss). 

Werden die Erträge eines Fonds nicht an die Anteilsinha-

ber ausgeschüttet, gelten nach derzeitiger Rechtslage 

diese erwirtschafteten Erträge (einschließlich Substanz-

gewinne) eines Fonds 4 Monate nach Ende des Ge-

schäftsjahres als ausgeschüttet (fiktiver Zufluss). 

Die Fondserträge sind grundsätzlich einkommen- steuer-

pflichtig. Werden die ausländischen Fonds- an- teile von 

einem österreichischen Kreditinstitut ver- wahrt, so un-

terliegen die Fondserträge grundsätzlich dem Kapitaler-

tragsteuer-System (KESt).   

Die genaue steuerliche Behandlung hängt davon ab, ob 

die ausländische Fondsgesellschaft sowohl auf täglicher 

als auch auf jährlicher Basis die Steuerda- ten über die 

Oesterreichische Kontrollbank (OeKB) in die österreichi-

schen Bankensysteme einspielen lassen (Meldefonds) 

oder zumindest über einen österreichischen steuerlichen 

Vertreter die Ertragskompo- nenten an das Bundesminis-

terium für Finanzen (BMF) meldet. Je nachdem lassen 

sich drei Fondska- tegorien unterscheiden: 

1) Meldefonds

Meldet der Auslandsfonds Daten an die OeKB, so zieht 

die depotführende Bank dem Kunden 25% KESt auf den 

steuerpflichtigen Teil der Ausschüttung, die ausschüt-

tungsgleichen Erträge und den im Privatvermögen steu-

erpflichtigen Substanzgewinn ab. Der Fonds liefert somit 

dieselben Daten wie österreichi- sche Fonds und der 

Kunde ist damit endbesteuert und muss die Erträge aus 

dem Meldefonds nicht mehr in die Steuererklärung auf-

nehmen. Es fällt auch keine Sicherungssteuer an (vgl. 

Sämtliche in Österreich vertriebene Teilfonds sind Mel-

defonds und somit endbesteuert. 

2) Nicht-Meldefonds, weiß

Meldet der Auslandsfonds keine Daten an die OeKB, mel-

det er jedoch ein Mal im Jahr über einen österrei- 

chischen steuerlichen Vertreter die Ertragskom- po- nen-

ten an das Bundesministerium für Finanzen (BMF), so 

handelt es sich um einen weißen Fonds. Für die Teil-

fonds, welche zum öffentlichen Vertrieb in Österreich zu-

gelassen sind, wurde die BAWAG P.S.K. Bank für Arbeit 

und Wirtschaft und Österreichische Postsparkasse Akti-

engesellschaft, Seitzergasse 2-4, A- 1010 Wien, als steu-

erlicher Vertreter gemäß § 40 In- vFG gegenüber dem 

BMF namhaft gemacht. Sie erfüllen damit die Vorausset-

zungen zur Behandlung als weisser Fonds. 

Bei weißen Fonds, die keine Meldefonds sind (vgl. 1) hat 

die depotführende Bank als kuponauszahlende Stelle von 

der gesamten Ausschüttung grundsätzlich 25 von Hundert 

Kapitalertragsteuer (KESt) einzubehalten. Ein KESt-Abzug 

auf Ausschüttungen, die über eine Zahlstelle in Österreich 

ausbezahlt werden, hat nach dem 31. März 2003 für Zwe-

cke der Einkommensteuer Endbesteuerungswirkung. 

Weiters müssen alle nicht ausgeschütteten Erträge (or-

dentliche ausschüttungsgleiche Erträge und Substanz- ge-

winne) in die Einkommensteuererklärung aufgenommen 

werden und unterliegen dem Sondereinkom- mensteuer-

satz von 25 von Hundert. Die Veröffentlichung der vom 

steuerlichen Vertreter nachgewiesenen ausschüttungs-

gleichen Erträge erfolgt auf der Homepage des Bundesmi-

nisteriums für Finanzen unter: 

https://www.profitweb.at/login/ index.jsp 

Des Weiteren kommt die so genannte Sicherungs- steuer, 

die die Anleger zur Versteuerung der Fondserträge „zwin-

gen“ soll, zum Tragen. Das depotführende Kreditinstitut 

hat auf den Fondsbestand zum 31. De- zember jeden Jah-

res eine Sicherungssteuer in Höhe von 1,5 von Hundert des 

letzten im Kalenderjahr fest- gesetzten Rücknahmepreises 

einzubehalten. Wird der Fondsanteil unterjährig veräußert 

oder auf ein anderes in- oder ausländisches Depot ver-

bracht, beträgt die Si- cherungssteuer unabhängig vom Er-

werbszeitpunkt 0,125 von Hundert pro im Veräuße- rungs-

zeitpunkt laufenden Kalendermonat (z.B. Kauf 15. März, 

Verkauf 20. Dezember = 12 mal 0,125 vH, d.h. 1,5%) des 

im Zeitpunkt der Veräußerung bzw. Verbringung zuletzt 

festgesetzten Rücknahmepreises. Der Abzug der Si- che-

rungssteuer kann unterbleiben, wenn der Steuerpflichtige 

das depotführende Kreditinstitut insoweit vom Bankge-

heimnis befreit, dass dieses das Finanzamt des Kunden 

verständigt, dass der Kunde ausländische Investmentfonds 

hält. Somit wird sichergestellt, dass er seiner Steuerpflicht 

nachkommt („Offenlegungserklärung“). 

Die Sicherungssteuer wird von der depotführenden Bank 

einbehalten und an das Finanzamt abgeführt. Sie bedeutet 

für den Kunden keine Endbesteuerung, ist aber bei späte-

rer Aufnahme der ausschüttungs- gleichen Erträge in die 

Einkommensteuererklärung auf die Einkommensteuer an-

rechenbar. 

3) Nicht-Meldefonds, schwarz

Werden weder Daten an die OeKB geschickt, noch über ei-

nen steuerlichen Vertreter die ausschüttungs- gleichen Er-

träge an das BMF gemeldet, so handelt es sich um einen 

schwarzen Fonds, der einer Pauschal- besteuerung unter-

liegt. Bemessungsgrundlage ist hierbei das Höhere von 90 

der Wertsteigerung im Kalenderjahr und 10% des letzten 
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im Kalenderjahr festgesetzten Rücknahmepreises. Diese 

pauschalen Beträge unterliegen 25 von Hundert Sonder-

einkommen- steuersatz. 

Bei unterjähriger Veräußerung unterliegt der Unter- 

schiedsbetrag zwischen dem Rücknahmepreis im Veräu-

ßerungszeitpunkt und dem letzten im abge- schlossenen 

Geschäftsjahr ermittelten Rücknahme- preis, mindestens 

aber 0,8 von Hundert des bei der Veräußerung angesetz-

ten Rücknahmepreises für je- den angefangenen Monat 

des zum Zeitpunkt der Ver- äußerung laufenden Ge-

schäftsjahres der 25%igen Pauschalbesteuerung. Es ist 

jedoch auch zulässig, den gesamten Jahresertrag anzu-

setzen. Dies gilt sinngemäß auch bei unterjährigem Er-

werb. 

Ausländische Fondsanteile, die korrekt besteuert sind, 

sind von der Erbschaftssteuer befreit. Für Zwe- cke der 

Schenkungssteuer sind die Fondsanteile mit dem Rück-

nahmepreis (Börsenkurs, veröffentlichter Rechenwert) 

in die Steuererklärung aufzunehmen. 

23. Auslagerung

Die Verwaltungsgesellschaft hat folgende Aufgaben an-

deren Unternehmen übertragen: 

Die Funktion der Transferstelle wurde ausgelagert an 

die European Depositary Bank SA. 

Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Fondsbuch-

altung werden durch die BayernInvest Kapitalverwal-

tungsgesellschaft mbH erbracht. 

Die Risikomessung für die einzelnen Teilfonds wird 

durchgeführt von der BayernInvest Kapitalverwaltungs-

gesellschaft mbH. 

24. Jahres-/Halbjahresberichte/weitere 

Verkaufsunterlagen 

Die Jahres- und Halbjahresberichte sowie der aktuelle 

Verkaufsprospekt mit der geltenden Fassung des Verwal-

tungsreglements sind kostenlos bei der Verwaltungsge-

sellschaft erhältlich sowie auf der Website 

www.bayerninvest.lu verfügbar. 

25. Abschlussprüfer

Mit der Prüfung des Fonds, der Teilfonds und des Jahres-

berichtes ist PricewaterhouseCoopers Luxem- bourg 

Société coopérative; 2, rue Gerhard Mercator, L-1014 Lu-

xembourg beauftragt. 
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26. Allgemeine Hinweise an die Anteilinhaber

Die Verwaltungsgesellschaft weist die Investoren auf die 

Tatsache hin, dass regelmäßig über eine Zwischenstelle 

in einen OGAW investiert wird, welche die Investition in 

ihrem Namen aber im Auftrag des Investors unternimmt. 

Insofern können Investoren nicht unbedingt alle Investo-

renrechte unmittelbar gegen den OGAW geltend ma-

chen. Investoren wird geraten, sich über ihre Rechte zu in-

formieren. 

27. Zahlungen an die Anteilinhaber/ Verbreitung der

Berichte und sonstige Informationen 

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist sicherge-

stellt, dass die Anleger die Ausschüttungen erhalten und 

dass Anteile zurückgenommen werden. Die in diesem Ver-

kaufsprospekt erwähnten Anlegerinformationen können 

auf dem unter Ziffer 1 “Grundlagen“ in diesem Verkaufs-

prospekt angegebenen Wege bezogen werden. 

28. Zusätzliche Hinweise für Anleger in der Bundesre-

publik Deutschland 

Die Ausgabe- und Rücknahmepreise sowie sämtliche sons-

tigen Mitteilungen und Informationen an die Anteilinhaber 

sind in der Bundesrepublik Deutschland bei den im Ver-

kaufsprospekt verzeichneten Zahlstellen und Informati-

onsstellen in der Bundesrepublik Deutschland erhältlich. 

Ebendort können die Anteilinhaber auch den Verkaufs-

prospekt, die KIIDs, das Verwaltungsreglement, Jahres- 

und Halbjahresberichte für den Erwerb von Anteilen kos-

tenlos in digitaler sowie in Papierform erhalten und den 

Verwahrstellenvertrag, den Zentraladministrationsver-

trag, Fondsmanagerverträge, Anlageberaterverträge so-

wie die Satzung der Verwaltungsgesellschaft einsehen. 

Ausgabe- und Rücknahmepreise sowie sonstige veröffent-

lichungspflichtige Mitteilungen an die Anteilinhaber wer-

den zudem im Einklang mit den einschlägigen rechtlichen 

Bestimmungen des deutschen Rechts in der Börsen-Zei-

tung veröffentlicht. 

Neben der Veröffentlichung in einem in diesem Verkaufs-

prospekt genannten Informationsmedium sind die Anleger 

entsprechend § 167 KAGB i.V.m. § 298 II KAGB unverzüg-

lich außerdem über ihre depotführenden Stellen in be-

stimmten Fällen durch ein Medium zu informieren, auf 

welchem Informationen für eine den Zwecken der Infor-

mationen angemessene Dauer gespeichert, einsehbar 

und unverändert wiedergegeben werden, etwa in Papier-

form oder elektronischer Form (sogenannter „dauerhafter 

Datenträger“). Diese Information umfasst die wesentli-

chen Inhalte der geplanten Änderungen, ihre Hintergründe, 

die Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der Änderung 

sowie einen Hinweis darauf, wo und wie weitere Informati-

onen erlangt werden können. 

Die Information mittels Dauerhaftem Datenträger um-

fasst folgende Sachverhalte: 

1. die Aussetzung der Rücknahme der Anteile oder Ak-

tien eines Investmentvermögens;

2. die Kündigung der Verwaltung eines Investmentvermö-

gens oder dessen Abwicklung;

3. Änderungen der Anlagebedingungen, die mit den bis-

herigen Anlagegrundsätzen nicht vereinbar sind, die

wesentliche Anlegerrechte berühren oder die Vergü-

tungen und Aufwendungserstattungen betreffen, die

aus dem Investmentvermögen entnommen werden

können, einschließlich der Hintergründe der Änderun-

gen sowie der Rechte der Anleger in einer verständli-

chen Art und Weise; dabei ist mitzuteilen, wo und auf

welche Weise weitere Informationen hierzu erlangt

werden können,

4. die Verschmelzung von Investmentvermögen in Form

von Verschmelzungsinformationen, die gemäß Artikel

43 der Richtlinie 2009/65/EG zu erstellen sind, und

5. die Umwandlung eines Investmentvermögens in einen

Feederfonds oder die Änderung eines Masterfonds in

Form von Informationen, die gemäß Artikel 64 der

Richtlinie 2009/65/EG zu erstellen sind.

Rücknahmeerlöse, Ausschüttungen auf die Anteile sowie 

sonstige Zahlungen werden an die Anteilinhaber in der 

Bundesrepublik Deutschland durch die Zahlstellen in der 

Bundesrepublik Deutschland ausgezahlt. 

28. Zusätzliche Hinweise für Anleger in Ungarn

Die Ausgabe- und Rücknahmepreise sowie sämtli- che 

sonstigen Mitteilungen und Informationen an die Anteil-

inhaber sind in Ungarn bei der in diesem Verkaufsprospekt 

verzeichneten Vertriebs- und Zahlstelle in Ungarn erhält-

lich. Ebendort können die ungarischen Anteilinhaber auch 

den Verkaufsprospekt, die KIIDs, das Verwaltungsregle-

ment, die „Speziellen Regelungen hinsichtlich der Einfüh-

rung von Anteilen der Teilfonds des DKB in den ungari-

schen Handel“, 
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Jahres- und Halbjahresberichte und sonstige Unterlagen 

für den Erwerb von Anteilen erhalten und die in diesem 

Prospekt genannten Verträge sowie die Satzung der Ver-

waltungsgesellschaft einsehen. Ausgabe- und Rücknahme-

preise sowie sonstige veröffentlichungspflichtige Mitteilun-

gen an die Anteilinhaber werden zudem im Einklang mit 

den einschlägigen rechtlichen Bestimmungen des ungari-

schen Rechts auf der Internetseite der MKB Ungarn 

(http://www.mkb.hu) veröffentlicht. 

Rücknahmeerlöse, Ausschüttungen auf die Anteile sowie 

sonstige Zahlungen werden an die Anteilinhaber in Ungarn 

durch die Vertriebs- und Zahlstelle in Ungarn ausgezahlt. 

29. Weitere Investmentvermögen, die von der Ge-

sellschaft verwaltet werden 

Richtlinienkonforme Investmentvermögen: 

BayernInvest, Luxemburger Investmentfonds mit ei- ner 

Umbrella-Struktur mit den folgenden Teilfonds: 

• BayernInvest Multi Asset Sustainable Fonds

• BayernInvest Reserve EUR Bond Fonds

• BayernInvest Osteuropa Fonds

• BayernInvest ESG High Yield EURO Fonds

BayernInvest Euro, Luxemburger Investmentfonds mit 

einer Umbrella-Struktur mit den folgenden Teilfonds: 

• BayernInvest Euro Covered Bond Fonds

• BayernInvest Euro Corporates Non-Fin Fonds

• BayernInvest Euro Aktien Dividenden Non-Fin

Fonds

Vermögensfonds, Luxemburger Investmentfonds mit ei-

ner Umbrella-Struktur mit folgenden Teilfonds: 

• Vermögensfonds Basis Renten Fonds

• Vermögensfonds Balance

• Vermögensfonds HUK Welt Fonds

• Vermögensfonds VRK Ethik Fonds

• Stand: März 2023

30. Belehrung über das Recht des Käufers zum

Widerruf nach § 305 KAGB (Haustürgeschäfte) 

Erfolgt der Kauf von Investmentanteilen bzw Aktien 

durch mündliche Verhandlungen außerhalb der ständi-

gen Geschäftsräume desjenigen, der die Aktien verkauft 

oder den Verkauf vermittelt hat, so kann der Käufer seine 

Erklärung über den Kauf binnen einer Frist von zwei Wo-

chen der ausländischen Verwaltungsgesellschaft gegen-

über in Textform widerrufen (Widerrufsrecht); dies gilt 

auch dann, wenn derjenige, der die Aktien verkauft oder 

den Kauf vermittelt, keine ständigen Geschäftsräume hat. 

Handelt es sich um ein Fernabsatzgeschäft i.S.d. § 312b des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs, so ist bei einem Erwerb von Fi-

nanzdienstleistungen, deren Preis auf dem Finanzmarkt 

Schwankungen unterliegt (§ 312g II Nr.8 BGB), ein Widerruf 

ausgeschlossen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzei-

tige Absendung der Widerrufserklärung. Der Widerruf ist 

gegenüber der 

BayernInvest Luxembourg S.A.  

z.Hd. Abt. Fund Consulting & Tax Services

6B, rue Gabriel Lippmann 

L-5365 Munsbach 

schriftlich unter Angabe der Person des Erklärenden ein-

schließlich dessen Unterschrift zu erklären, wobei eine Be-

gründung nicht erforderlich ist. Die Widerrufsfrist beginnt 

erst zu laufen, wenn die Durchschrift des Antrags auf Ver-

tragsabschluss dem Käufer ausgehändigt oder ihm eine 

Kaufabrechnung übersandt worden ist und darin eine Be-

lehrung über das Widerrufsrecht wie die vorliegende ent-

halten ist. 

Ist der Fristbeginn streitig, trifft die Beweislast den Ver-

käufer. Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der 

Verkäufer nachweist, dass entweder der Käufer die Ak-

tien im Rahmen seines Gewerbebetriebes erworben hat 

oder er den Käufer zu den Verhandlungen, die zum Ver-

kauf der Aktien geführt haben, aufgrund vorhergehender 

Bestellung gemäß § 34f I der Gewerbeordnung aufge-

sucht hat. 

Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer bereits Zahlun-

gen geleistet, so ist die ausländische Invest- mentgesell-

schaft verpflichtet, dem Käufer, gegebenenfalls Zug um 

Zug gegen Rückübertragung der erworbenen Anteile,
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die bezahlten Kosten und einen Betrag auszuzahlen, der dem 

Wert der bezahlten Antteile am Tage nach dem Eingang der 

Widerrufserklärung entspricht. 

Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet wer-

den. 
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31. DKB Nachhaltigkeitsfonds im Überblick

DKB Nachhaltigskeitsfonds SDG 

Anlageziel 

Ziel der Anlagepolitik ist die Erwirtschaftung einer attrakti-

ven Rendite durch Erträge und Kapitalgewinne aus Aktien-

anlagen in ertrags- und wachstumsstarken Unternehmen, 

die zudem attraktiven Bewertungskriterien verschiedener 

Stilarten standhalten. Im Rahmen der variablen Portfo-

liostruktur wird den Gesichtspunkten Risiko- und Rendite-

optimierung durch eine breite Streuung des Anlagevermö-

gens Rechnung getragen. 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds SDG strebt eine nachhaltige 

Investition an und erfüllt damit die Voraussetzungen des Ar-

tikels 9 der VERORDNUNG (EU) 2019/2088 DES EUROPÄI-

SCHEN PARLAMENTS UND DES RATES über nachhaltige Of-

fenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor (die 

„Offenlegungsverordnung“). Zudem erfolgt die Investition 

in Wirtschaftsaktivitäten, die zu einem Umweltziel im Sinne 

von Artikel 5 der VERORDNUNG (EU) 2020/852 über die Ein-

richtung eins Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Inves-

titionen (die „Taxonomieverordnung“) beitragen.  

Weitere vorvertragliche Informationen über die ökologi-

schen und/oder sozialen Merkmale sind im nachfolgenden 

Anhang „Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 9 

Absätze 1 bis 4a der Verordnung (EU) 2019/2088 und Artikel 

5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Fi-

nanzprodukten“ enthalten. 

Anlagestrategie 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds SDG investiert mindestens 

60% seines Wertes in börsennotierte Aktien aus der gan-

zen Welt. 

Als Anlageziel wird nicht die passive Nachbildung eines 

Aktienindexes (Branche) verfolgt. Vielmehr strebt der 

Fondsmanager an, das Teilfondsvermögen über einen ak-

tiv ausgesteuerten Selektionsprozess in den jeweils ana-

lytisch interessantesten Aktienwerten zu investieren. Bei 

der Portfoliostruktur kann jedoch der relativen Gewich-

tung der Unternehmen in den spezifischen Länderindizes 

Rechnung getragen werden Des Weiteren kann das Teil-

fondsvermögen in Wandelschuldverschreibungen, Opti-

onsanleihen und Optionsscheinen angelegt werden, so-

fern diese zum Erwerb von Aktien von Unternehmen, die 

den Anlagebestimmungen des Fonds entsprechen, be-

rechtigen 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds SDG darf höchstens 10% sei-

nes Vermögens in Anteilen anderer OGAW oder anderer 

OGA anlegen, soweit diese die Voraussetzungen des Artikel 

15 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/61 erfüllen und 

gemäß Iihren Anlagebedingungen mindestens 51 % ihres 

Wertes in die vorgenannten, zum amtlichen Handel an ei-

ner Börse zugelassene oder auf einem organisierten Markt 

notierte Anteile an Kapitalgesellschaften anlegen. 

Für Zwecke dieser Anlagepolitik und in Übereinstimmung 

mit der Definition des deutschen Kapitalanlagegesetzbu-

ches (KAGB) ist ein organisierter Markt, ein Markt, der an-

erkannt und für das Publikum offen ist und dessen Funkti-

onsweise ordnungsgemäß ist, sofern nicht ausdrücklich et-

was Anderes bestimmt ist. Dieser organisierte Markt ent-

spricht zugleich den Kriterien des Artikels 50 der OGAW-

Richtlinie. 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie kann der 

Teilfonds Derivate sowie sonstige Techniken und Instru-

mente verwenden, wobei das mit Derivaten verbundene 

Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des Teilfonds nicht 

überschreiten darf. 

Für den Teilfonds dürfen daneben flüssige Mittel gehalten 

werden. Die zusätzlichen flüssigen Mittel beschränken sich 

auf Sichteinlagen, wie Bargeld auf Girokonten bei einer 

Bank, über die jederzeit verfügt werden kann, umlaufende 

oder außergewöhnliche Kosten zu decken, oder die für den 

Zeitraum, der für die Wiederanlage in zulässige Vermö-

genswerte gemäß Artikel 41(1) des Gesetzes vom 17. De-

zember 2010 über Organismen für gemeinsame Anlagen 

erforderlich ist oder für einen Zeitraum, der im Falle un-

günstiger Marktbedingungen zwingend erforderlich ist, be-

nötigt werden. Der Anteil solcher zusätzlichen liquiden 

Mittel ist auf 20% des Nettovermögens des Teilfonds be-

grenzt. 

Diese Grenze von 20 % darf nur dann vorübergehend über-

schritten werden, wenn dies aufgrund außergewöhnlich 

ungünstiger Marktbedingungen unbedingt erforderlich ist, 

Umstände dies erfordern und wenn eine solche Über-

schreitung im Hinblick auf die Interessen der Anleger ge-

rechtfertigt ist, z.B. unter sehr ernsten Umständen. 

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwaltungsreg-

lements zulässigen Vermögenswerte investiert werden. 

Risikoprofil 

Durch die internationale Streuung des DKB  Nachhaltigkeits-
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fonds SDG partizipiert der Investor an globalen über-

durchschnittlich wachsenden Unternehmen, die die Risi-

ken einer unterschiedlichen ökologischen und sozialen 

Entwicklung und die daraus resultierenden Folgen verhin-

dern möchten. Obwohl die Wertentwicklung der Aktien-

anlage Schwankungen unterworfen ist, bedingt die breite 

Streuung des DKB  Nachhaltigkeitsfonds SDG eine weitge-

hende Unabhängigkeit von der spezifischen Entwicklung 

der Einzeltitelanlage. 

Aktienrisiko 

Mit dem Erwerb von Aktien können besondere markt- und 

Unternehmensrisiken verbunden sein. Der Wert von Ak-

tien spiegelt nicht immer den tatsächlichen Unterneh-

menswert wider. Es kann daher zu großen und schnellen 

Schwankungen dieser Werte kommen, wenn sich Marktge-

gebenheiten und Einschätzungen von Marktteilnehmern 

hinsichtlich des Wertes dieser Anlagen ändern. Hinzu 

kommt, dass die Rechte aus Aktien stets nachrangig ge-

genüber den Ansprüchen sämtlicher Gläubiger des Emit-

tenten befriedigt werden. Daher unterliegen Aktien im All-

gemeinen größeren Wertschwankungen als z.B. festver-

zinsliche  Wertpapiere. 

Da mögliche Ertragschancen durch den Erwerb von Mid- 

und Smallcaps aus allen Marktsegmenten ge- steigert wer-

den können, besteht die Möglichkeit, dass sich zeitweise 

im Teilfonds auch verstärkt Aktien kleinerer und mittlerer 

Unternehmen befindden. Insbesondere Aktien vorwie-

gend kleinerer, weniger ausgereifter Unternehmen unter-

liegen in der Regel höheren Schwankungen als der Markt 

allgemein. Die Gründe hierfür liegen darin, dass die Wert-

papiere generell in kleineren Mengen gehandelt werden 

und dass diese Unternehmen größeren Geschäftsrisiken 

ausgesetzt sind. Angesichts der Gefahr größerer und häu-

figer Schwankungen von Aktienwerten kann es bei schwer-

punktmäßig im Teilfonds enthaltenen Aktien zu entspre-

chenden großen und kleinen Veränderungen des Wertes 

des Teilfonds kommen. 

Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer Bran-

che können ebenfalls dazu führen, dass sich die besonde-

ren Risiken einer Branche verstärkt im Wert des Teilfonds 

widerspiegeln. 

Insbesondere bei Anlagen in Branchen, die stark von Ent-

wicklung und Forschung abhängig sind (z.B. Biotechnolo-

giebranche, Pharmabranche, etc.) oder vergleichsweise 

neu sind, kann es bei Entwicklungen mit branchenweiten 

Auswirkungen zu vorschnellen Reaktionen der Anleger 

mit der Folge erheblicher Kursschwankungen kommen. 

Der Erfolg dieser Branchen basiert häufig auf Spekulationen 

und Erwartungen um Hinblick auf zukünftige Produkte. Er-

füllen diese Produkte allerdings nicht die in sie gesetzten 

Erwartungen oder treten sonstige Rückschläge auf, können 

abrupte Wertverluste in der gesamten Branche auftreten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhängigkei-

ten geben, die dazu führen, dass bei ungünstigen Entwick-

lungen wie z.B. bei Lieferengpässen, Rohstoffknappheit, 

Verschärfung von gesetzlichen Vorschriften usw. die ge-

samte Branche einer erheblichen Wertschwankung unter-

liegt. 

ESG Risiken 

Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Emittenten ver-

lässt sich der Fondsmanager weitgehend auf Informationen 

der Emittenten und entsprechender Datenanbieter. Externe 

Datenanbieter sammeln Informationen von Unternehmen 

bzw. Emittenten zum Umgang mit Nachhaltigkeitsthemen und 

stellen diese ihren Kunden in gebündelter Form zur Verfügung. 

Neben der Weiterleitung von Informationen nehmen die Da-

tenanbieter auch Beurteilungen der Informationen vor, die in 

die Investentscheidung einbezogen werden können. Trotz 

sorgfältiger Auswahl des Datenanbieters kann es dennoch bei 

Datenanbietern zu Fehlern in Bezug auf ESG Daten kommen, 

die dazu führen, dass Vermögensgegenstände erworben wer-

den, die die genannten Nachhaltigkeitskriterien nicht oder 

nicht umfänglich erfüllen. Daneben können Unternehmen ihre 

Geschäftspolitik nach dem Erwerb eines Vermögensgegen-

stands anpassen und dann nicht mehr als nachhaltig im Sinne 

der vorstehenden Kriterien gelten. Es kann daher nicht garan-

tiert werden, dass die erworbenen Unternehmesanleihen den 

Nachhaltigkeitskriterien jederzeit und im vollen Umfang ent-

sprechen. 

Der Fondsmanager hat in der Regel nicht die Möglichkeit, die 

Informationen des Emittenten oder Datenanbieter zu überprü-

fen. Trotz sorgfältiger Auswahl des Datenanbieters kann es 

beim Datenanbieter zu Fehlern in Bezug auf ESG Daten kom-

men. Durch falsche oder fehlerhafte ESG Daten kann es sein, 

dass die Investitionsentscheidung des Fondsmanagers beein-

flusst wird. Daneben können Unternehmen ihre Geschäftspo-

litik anpassen und dann nicht mehr als nachhaltig gelten. 

Die Auswahl von nachhaltigen Unternehmen bedeutet auch 

nicht, dass die Investition in Anleihen dieses Emittenten risiko-

frei ist oder nur mit geringen Risiken verbunden. Auch die An-

leihen nachhaltiger Emittenten können ausfallen und zu Ver-

lusten im Teilfonds führen. 

Durch die Anwendung von Ausschlusskriterien kann das Port-

folio des Teilfonds insgesamt konzentrierter ausfallen in Bezug 
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auf die Einzeltitel als auch in Bezug auf die Branchen- oder 

Länderallokation im Vergleich zu einem Fonds der keine Aus-

schlusskriterien anwendet. Durch eine solche Konzentration 

kann es Zeiten einer besseren oder einer schlechteren Per-

formance im Vergleich zu einem Fonds kommen, dem ein 

breiteres Investmentuniversum zur Verfügung steht. 

Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen Wäh-

rungen als der jeweiligen Teilfondswährung angelegt sind, 

erhält das Teilfondsvermögen die Erträge, Rückzahlungen 

und Erlöse aus solchen Anlagen in der jeweiligen Wäh-

rung. Fällt der Wert dieser Währung gegenüber der Teil-

fondswährung, so reduziert sich der Wert des Teilfonds-

vermögens. 

Schlüsselpersonenrisiko 

Teilfonds, deren Anlageergebnis in einem bestimmten 

Zeitraum sehr positiv ausfällt, haben diesen Erfolg auch 

der Eignung der handelnden Personen und damit den 

richtigen Entscheidungen ihres Managements zu verdan-

ken. Die personelle Zusammensetzung des Fondsmana-

gements kann sich jedoch verändern. Neue Entschei-

dungsträger können dann möglicherweise weniger er-

folgreich agieren. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von 

Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken 

verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert eines 

Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin zur Wertlo-

sigkeit vermindern. Durch Wertänderungen des einem 

Swap zugrundeliegenden Vermögenswertes kann das Teil-

fondsvermögen ebenfalls Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines Ge-

gengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des 

Fondsvermögens stärker beeinflusst werden, als dies 

beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option 

nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Basiswerte 

nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom Fondsver-

mögen gezahlte Optionsprämie verfällt. Beim Verkauf von 

Optionen besteht die Gefahr, dass das jeweilige Teilfonds-

vermögen zur Abnahme von Vermögenswerten zu einem 

höheren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung 

von Vermögenswerten zu einem niedrigeren als dem aktu-

ellen Marktpreis verpflichtet. Das Teilfondsvermögen erlei-

det dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz minus 

der eingenommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass das 

Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Entwicklung des 

Marktpreises bei Fälligkeit Verluste erleidet. 

Die bei Devisentermingeschäften bzw. bei dem Er- werb von 

entsprechenden Optionsrechten und Op- tionsscheinen ent-

stehenden Kosten und eventuellen Verluste verringern das 

Ergebnis des Teilfonds. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzproduk-

ten hängt insbesondere von der Entwicklung der Kapital-

märkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der 

Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen 

Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ländern beein-

flusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung insbeson-

dere an einer Börse können auch irrationale Faktoren wie 

Stimmungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage verbunden 

sein und unterliegt den damit verbundenen Risiken. Im 

Falle von wesentlichen und nachteiligen Wechselkursbe-

wegungen allgemein besteht die Möglichkeit, dass der 

Teilfonds wesentliche Verluste erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der Hebel-

wirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit Hilfe des Ansat-

zes über die Summe der Nennwer- 

te (englisch „sum of the notionals“) der derivativen Finan-

zinstrumente. Bei diesem Ansatz werden die anzurechnen-

den Werte aus gegenläufigen Positionen nicht saldiert, son-

dern addiert, d.h. insbesondere, dass die zu Absicherungs-

zwecken genutzten derivativen Finanzinstrumente mit po-

sitivem Wert bei der Addition berücksichtigt werden müs-

sen. Die nachstehend ausgewiesene Höhe der erwarteten 

Hebelwirkung ist als Verhältnis zwischen der Summe der 

Nominalwerte und des Netto-Fondsvermögens ausge-

drückt und basiert auf historischen Werten und erwarteten 

Entwicklungen. Es wird erwartet, dass die Höhe der Hebel-

wirkung grundsätzlich zwischen durchschnittlich 0,3 und 

maximal 0,6 bezogen auf das Netto-Fondsvermögen liegen 

wird. Ein Hebel von 0 bedeutet in diesem Zusammenhang, 

dass der Fonds keine derivativen Finanzinstrumente oder 

sonstige anzurechnenden Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzinstru-

mente für verschiedene Zwecke eingesetzt werden können 

und die Berechnung der erwarteten Höhe der Hebelwir-

kung nicht zwischen diesen unterschiedlichen Zweckbe-
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stimmungen der derivativen Finanzinstrumente unter-

scheidet. Die ausgewiesene Höhe der erwarteten Hebel-

wirkung spiegelt daher nicht den Risikogehalt des Fonds 

wieder. Neue Marktgegebenheiten können sowohl die 

Gewichtung der einzelnen derivativen Finanzinstru-

mente als auch die Ausprägungen der Risikofaktoren für 

jedes derivative Finanzinstrument im Verlauf der Zeit än-

dern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in Aus-

nahmefällen auch die Höhe der erwarteten Hebelwir-

kung von der oben ausgewiesenen Spanne abweichen 

kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine Zusiche-

rungen hinsichtlich der Erreichung der An-lageziele ge-

macht werden können und er gegebenenfalls Gefahr 

läuft einen Totalverlust zu erleiden, bzw. einen niedrige-

ren Betrag zurückzuerhalten, als denjenigen, den er in-

vestiert hat. 

Erhöhte Volatilität 

Da es bei dem DKB Nachhaltigkeitsfonds SDG aufgrund 

des aktiven und flexiblen Managementansatzes zu einer 

zeitweiligen Schwerpunktbildung in bestimmten geogra-

phischen Regionen, Branchen oder Markt-segmenten kom-

men kann, besteht ein nicht uner-hebliches Risiko erhöhter 

Volatilität. Das heißt, es kann in kurzen Zeiträumen zu star-

ken Schwankungen des Anteilpreises nach oben oder un-

ten kommen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den Teilfonds DKB Nachhaltigkeitsfonds SDG 

ist auch für  Anleger geeignet, die in der Lage sind, die Risi-

ken und den Wert der Anlage abzuschätzen und die sich zur 

Abrundung und Ergänzung bestehender konservativer An-

lageformen an Pharmaunternehmen mit guten Wachstum-

schancen und globaler und regionaler Präsenz unter Be-

rücksichtigung der Biotechnologie- und Gesundheits-

dienstleistungsbranche beteiligen möchten. Der Anleger 

muss bereit und in der Lage sein, erhebliche Wertschwan-

kungen der Anteile und ggf. einen erheblichen Kapitalver-

lust hinzunehmen. Der Anleger sollte über einen mittel- bis 

langfristigen Anlagehorizont verfügen. 
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Eckwerte 

Anteilklasse: AL 

Erstausgabe: 22. November 199922. November 1999 

Erstausgabepreis: EURO 25,00 

Ausgabeaufschlag: max. 3 %( in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 

Rücknahmeprovision: keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung 

Wertpapierkennnummer: 541954 

ISIN: LU0117118041 

Verwaltungsgebühr: 1,65% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats be-

rechneten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Net-

toinventarwerten des Teilfonds und zahlbar am Ende eines jeden Monats) 

Taxe  d’abonnement: 0,05% p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden Quar-

tals) 

Anteilklasse: InstANL (vorbehalten für institutionelle Investoren) 

Erstausgabe: 01. Juni 2019

Erstausgabepreis: EURO 5.000 

Mindestzeichnungsbetrag: EURO 10.000 

Ausgabeaufschlag: Entfällt 

Rücknahmeprovision: keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung 

Wertpapierkennnummer: A2PKG6 

ISIN: LU1989373631 

Verwaltungsgebühr 0,80% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats berech-

neten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-

ventarwerten des Teilfonds und zahlbar am Ende eines jeden Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,01 % p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden Quar-

tals) 

Alle Anteilklassen: 

Fondsmanager:: BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 

Karlstrasse 35 

D-80333 München

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwaltungsgebühr 

getragen. 

Verwahrstellengebühr: NIW < 100 Mio.EUR: 0,05% des NIW, Min. 10.000 EUR pro Teilfonds pro ange-
fangenes Kalenderjahr 

NIW > 100 Mio. EUR: 50.000 EUR plus 0,04% des NIW auf den 

100 Mio. EUR übersteigenden Teil 

Teilfondswährung: EURO 

Bewertungstag: jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am Main 

Zahltag von Zeichnungen und Rück-

nahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 2 Bankarbeitstage in Lu-

xemburg 

Anteile: Inhaberanteile 
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Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) für den Teilfonds beträgt maximal 200% des Value 

at Risk des Referenzportfolio (Relativer VaR) 

Leverage/ Hebel: der durchschnittliche Hebel beträgt 0,3 der 

maximale Hebel beträgt 0,6 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notionals ap-

proach) 

Referenzportfolio: 100% MSCI World Net Total Return EUR Index 

Laufzeit: unbegrenzt 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 
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Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 9 Absätze 1 bis 4a der Verordnung 

(EU) 2019/2088 und Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten 

Eine nachhaltige 
Investition ist 
eine Investition in 
eine Wirt-
schaftstätigkeit, 
die zur Errei-
chung eines Um-
weltziels oder so-
zialen Ziels bei-
trägt, vorausge-
setzt, dass diese 
Investition keine 
Umweltziele oder 
sozialen Ziele er-
heblich beein-
trächtigt und die 
Unternehmen, in 
die investiert 
wird, Verfahrens- 
weisen einer gu-
ten 

Name des Produkts: 
DKB Nachhaltigkeitsfonds SDG 

Unternehmenskennung (LEI-Code): 
529900O8RDQTIUFRTZ18 

Nachhaltiges Investitionsziel 
Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt? 

☒ Ja ☐ Nein

☒ Es wird damit ein Min-
destanteil an nachhaltigen 
Investitionen mit  einem 
Umweltziel getätigt: 

  25_____% 

☐ in Wirtschaftstä-
tigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie als  ökologisch nach-
haltig einzustufen sind 

☒ in Wirtschaftstä-
tigkeiten, die nach der EU-
Taxonomie nicht als öko-
logisch nachhaltig einzu-
stufen sind 

☐ Es werden damit ökologische/sozi-
ale Merkmale  beworben und obwohl
keine nachhaltigen  Investitionen ange-
strebt werden, enthält es ein  Mindestan-
teil von 0% an nachhaltigen  Investitio-
nen.

☐ mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der

EU- Taxonomie als ökologisch nachhaltig
einzustufen sind 

☐ mit einem Umweltziel in
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der

EU- Taxonomie nicht als ökologisch
nachhaltig einzustufen sind 

☐ mit einem sozialen Ziel

☒ Es wird damit ein Min-
destanteil an  nachhaltigen In-
vestitionen mit  einem sozialen
Ziel getätigt: 25%

☐ Es werden damit ökologische/sozi-
ale Merkmale beworben, aber keine nach-
haltigen Investitionen getätigt.

Die EU-Taxono-
mie ist ein Klassi-
fikationssystem, 
das in der Verord-
nung 
(EU) 2020/852 
festgelegt ist und 
ein Verzeichnis 
von ökologisch 
nachhaltigen 
Wirtschaftstätig-
keiten enthält. In 
dieser Verord-
nung ist kein Ver-
zeichnis der sozial 
nachhaltigen 
Wirtschaftstätig-
keiten festgelegt. 
Nachhaltige In-
vestitionen mit 
einem Umwelt-
ziel könnten taxo-
nomiekonform 
sein oder nicht. 

Welches nachhaltige Investitionsziel wird mit diesem Finanzprodukt angestrebt? 
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Mit Nachhaltig-
keits-indikatoren 
wird gemessen, 
inwieweit die 
nachhaltigen 
Ziele dieses Fi-
nanzprodukts er-
reicht werden 

Die nachhaltigen Investitionen des Teilfonds bestehen im Kauf von Aktien von 

Unternehmen, die einen Beitrag zur Erfüllung der Zielsetzungen der 17 UN Nach-

haltigkeitsziele (UN Sustainable Development Goals / SDG) leisten. Diese werden 

mittels eines externen Datenanbieters anhand des Anteils ihres Umsatzes, der 

aus Produkten und Dienstleistungen generiert wird, die einen positiven Beitrag 

zu mindestens einem der 17 SDG leisten, identifiziert. Der Investitionsprozess 

sieht vor, diesen Anteil über das Gesamtportfolio unter der Berücksichtigung von 

Markt- und Konzentrationsrisiken möglichst zu maximieren. 

Gleichzeitig wird das Ziel verfolgt, dass die investierten Unternehmen keine ne-
gativen Externalitäten verursachen. Negative Externalitäten beinhaltet in diesem 
Zusammenhang Unternehmen, deren Geschäftspraxis schwere oder sehr 
schwere Kontroversen aufweisen, die eine relativ schlechte allgemeine ESG-Qua-
lität (gemessen anhand des ESG-Ratings) aufweisen, in aggressivem Kreditge-
schäft oder der Produktion mit kontroverser Waffen beteiligt sind, eine übermä-
ßig hohe CO2-Intensität aufweisen oder über die definierte Geringfügigkeits-
schwelle hinausgehenden Umsatz mit konventionellen Waffen, Alkohol oder Ta-
bak erzielen. Zudem erfolgt keine Investition in Unternehmen, die einen Umsatz-
anteil von mehr als 30% aus thermischer Kohle erzielen. 

Unternehmen aus dem investierbaren Universum dürfen außerdem nicht in Kon-
flikt der globalen Initiative für verantwortungsvolle Unternehmensführung UN 
Global Compact1 stehen, um eine gute Governance der Zielunternehmen sicher-
zustellen.  

Die Prüfung erfolgt vor und während der Investitionsphase für jeden Einzeltitel. 
Die Methodology der Prüfung besteht darin, dass das Portfolio Management Sys-
tem, welches bei dem Anlageentscheidungsfindungsprozess benutzt wird, auf 
einschlägige Nachhaltigkeitsindikatoren parametrisiert ist und jedes potentielle 
und bestehende Anlageziel basierend auf diesen Indikatoren geprüft wird. Die 
anvisierte Anlage wird gemacht bzw. die bestehende Anlage wird im Portfolio nur 
beibehalten, wenn die Anlage ausreichend Nachhaltigkeitsindikatoren erfüllt. Die 
Prüfung der oben genannten Kriterien erfolgt durch Einbezug des Indikators „Ex-
posure to Sustainable Impact Solutions“ des externen Datenanbieters MSCI ESG. 

Nähere Informationen zum ESG-Investmentprozess stehen Investoren unter 
dem Link https://www.bayerninvest.de/maerkte-meinungen/nachhaltiges-
investieren/nachhaltiges-investieren/index.html zur Verfügung. 

ei den wichtigsten 

nachteiligen Aus-

wirkungen handelt 

es sich um die be-

deutendsten nach-

teiligen Auswirkun-

gen von Investiti-

onsent-scheidun-

gen auf Nachhaltig-

keitsfak-toren in 

den Bereichen Um-

welt, Soziales und 

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung des nachhaltigen 

Investitionsziels dieses Finanzprodukts herangezogen? 

Die Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels wird anhand des anteiligen Umsatzes ge-

messen, den das investierte Unternehmen mit Produkten und Dienstleistungen erwirtschaf-

tet, die eine positiven Beitrag zu mindestens einem der 17 SDGs leisen.  

Durch die Mindestanforderungen wird das Investitionsuniversum gegenüber einem breiten 

Marktindex deutlich eingeschränkt, um sicherzustellen, dass jede Investition des Teilfonds ei-

nen positiven Beitrag zu den SDG fördert.  

1 https://www.globalcompact.de/ 



61  
Beschäftigung, Ach-

tung der Men-

schenrechte und 

Bekämpfung von 

Korruption und Be-

stechung. 

Der SDG Beitrag, gemessen in Prozent des Umsatzes, kann monatlich dem ESG-Report der 

BayernInvest entnommen werden. Ziel des Teilfonds ist es, über den gesamten Investitions-

zeitraum einen positiven Anteil zu erreichen.  

Durch die Investition in Aktien incentiviert der Teilfonds somit Initiativen der Zielunterneh-

men, das eigene Geschäftsmodell möglichst vollständig auf die SDG auszurichten und nega-

tive Externalitäten ihres Geschäftsmodells auszuschließen und erreicht damit ein nachhalti-

ges Investment.  

Der nachhaltige Effekt der Investition wird außerdem durch das Engagement- und Stimmver-

halten der BayernInvest gestärkt. Die BayernInvest wird sich im Dialog mit dem Unternehmen 

sowie in den Abstimmungen der Jahreshauptversammlungen regelmäßig Schwerpunkte set-

zen und ausgewählte SDGs besonders stark hervorheben. In den Jahren 2021 und 2022 sind 

das die drei SDG Klimaschutz, Gesundheit und Wohlergehen sowie Nachhaltige Städe und 

Gemeinden.Neben der strategischen Ausrichtung für das jeweilige Unternehmen ist das Ziel 

des Dialogs, die Datenqualität und –quantität für nachhaltigkeitsbezogeneVeröffentlichun-

gen zu verbessern. Zur Prüfung der Konformität des Portfolios mit den Anlagebedingungen 

werden Daten von Dritten eingesetzt. Es besteht eine Abhängigkeit zur Datenverfügbarkeit 

und –qualität des Dienstleisters. Die Verwaltungsgesellschaft verfolgt das Ziel, den Anlegern 

den Anteil der Investitionen in taxonomiekonforme Aktivitäten zur Verfügung zu stellen und 

gewährleistet im Rahmen ihrer Möglichkeiten, dass nur Daten von ausreichender Qualität 

eingesetzt werden. 

Wie wird erreicht, dass nachhaltige Investitionen nicht zu einer erheblichen Beeinträchti-

gung des ökologischen oder sozialen nachhaltigen Investitionsziels führen? 

In der Kombination der in der Anlagestrategie enthaltenen Selektionskriterien (Ausschlusskri-
terien, PAI-Berücksichtigung, Positivselektion) wird auch berücksichtigt, inwiefern eine Inves-
tition zu einer erheblichen Beeinträchtigung des ökologischen oder sozialen nachhaltigen In-
vestitionsziels führen. Folgende Kriterien werden angewendet, um erhebliche Beeinträchti-
gungen zu vermeiden:  

- Keine Investition in Unternehmen, deren Geschäftspraxis sehr schwere Kontroversen

aufweisen

- Keine Investition in Unternehmen die in aggressivem Kreditgeschäft tätig sind

- Keine Investition in Unternehmen die an der Produktion kontroverser Waffen betei-

ligt sind,

- Keine Investition in Unternehmen die über die definierte Geringfügigkeitsschwelle

hinausgehenden Umsatz mit konventionellen Waffen (5%), Alkohol oder Tabak (10%)

erzielen

- keine Investition in Unternehmen, die einen Umsatzanteil von mehr als 30% aus ther-

mischer Kohle erzielen

Um die Beeinträchtigung des sozialen und ökologischen Investitionsziels nicht zu beeinträch-
tigen, wird eine Mehrzahl an Indikatoren von MSCI verwendet. Unter anderem fallen hierun-
ter: 

- Controversy Score – Die Gesamtwertung der Kontroversen eines Unternehmens gibt
Auskunft darüber, ob das Unternehmen im Zusammenhang mit seiner Geschäftstä-
tigkeit oder Produkten in schwerwiegenden ökologischen oder sozialen Kontroversen
verwickelt ist. Unternehmen, die in schwerwiegende Kontroversen verwickelt sind,
werden ausgeschlossen.
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- Global Compact Compliance – Dieser Faktor gibt Auskunft darüber, ob das Unterneh-

men die Prinzipien des Global Compact der Vereinten Nationen einhält. Unterneh-
men, die hiergegen verstoßen, werden ausgeschlossen.

- Environment - Controversy Score - Diese ESG-Säule ist eine Bewertung von Kontro-

versen im Zusammenhang mit den Auswirkungen eines Unternehmens auf die Um-

welt. Zu den Faktoren, die sich auf diese Bewertung auswirken, gehört, ob ein Unter-

nehmen in Kontroversen im Zusammenhang mit Landnutzung und Biodiversität, Frei-

setzungen von Giftstoffen, Energie und Klimawandel, Wassermanagement, nicht ge-

fährlichen Betriebsabfällen und dem Management der Umweltauswirkungen der Lie-

ferkette verwickelt ist. Unternehmen, die hier schwere Verstöße aufweisen, werden

ausgeschlossen.

Wie wurden die Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren be-

rücksichtigt? 

Beteiligung in Unter-
nehmen tätig im fossi-
len Brennstoffsektor 

Reduktion des Exposures durch: 

- Ausschluss von Unternehmen mit Umsatz >30% aus thermi-

scher Kohle

Aktivitäten mit negati-
ver Auswirkung auf 
Biodiversitätsgebiete 

Der Teilfonds berücksichtigt den Environment - Controversy 
Score (Ausschluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit 
schweren und sehr schweren Umweltkontroversen ausge-
schlossen. 

Emissionen in 
Gewässern 

Der Teilfonds berücksichtigt den Environment - Controversy 
Score (Ausschluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit 
schweren und sehr schweren Umweltkontroversen ausge-
schlossen. 

Anteil gefährlicher Ab-
fälle 

Der Teilfonds berücksichtigt den Environment - Controversy 
Score (Ausschluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit 
schweren und sehr schweren Umweltkontroversen ausge-
schlossen. 

Verstöße gegen die 
Prinzipien des UN Glo-
bal Compact und die 
Leitlinien der Organisa-
tion für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) für 
multinationale Unter-
nehmen 

Ausschluss von Unternehmen, die gegen den UNGC verstoßen 
(nach MSCI Logik) und/oder in sehr schwere Kontroversen ver-
wickelt sind (Controversy Score = 0 nach MSCI Logik als Proxy 
für OECD Guidelines für multinationale Unternehmen) 

Aufdeckungsmaßnah-
men gegenüber um-
strittenen Waffen (An-
tipersonenminen, 
Streumunition, chemi-
sche Waffen und biolo-
gische Waffen) 

Ausschluss von kontroversen Waffen nach MSCI und ISS Logik 

Darüber hinaus werden die Adverse Impact Indicators im Rahmen der Engagement- und Vo-
ting Strategie des Fondsmanagers berücksichtigt und adressiert.  

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für multinationale Unter-

nehmen und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte im 

Einklang? 
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Es erfolgt keine Investition in Unternehmen, bei denen Verstöße gegen die United Nations 
Global Compact Prinzipien vorliegen. Somit wird ein vergleichbarer Standard sichergestellt.   

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhal-

tigkeitsfaktoren berücksichtigt? 

☒ Ja

Die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal Ad-

verse Impact „PAI“) werden im Investitionsprozess auf Ebene der Verwaltungsgesell-

schaft berücksichtigt. Eine Berücksichtigung der PAI auf Ebene des Teilfonds ist verbind-

lich und erfolgt insoweit. Informationen über die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen 

auf Nachhaltigkeitsfaktoren sind im Rahmen des Jahresberichts des Fonds für den Teil-

fonds verfügbar (Jahresberichte, die ab dem 01.01.2023 zu veröffentlichen sind). 

☐ Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt? 

Ziel der Anlagepolitik ist die Erwirtschaftung einer attraktiven Rendite durch Erträge und Ka-

pitalgewinne aus Aktienanlagen in ertrags- und wachstumsstarken Unternehmen, die zudem 

attraktiven Bewertungskriterien verschiedener Stilarten standhalten.  

Der Teilfonds investiert mindestens 60% seines Wertes in börsennotierte Aktien aus der gan-

zen Welt und stellt dabei sicher, dass jede Investition des Fonds einen positiven Beitrag zu 

den SDG fördert. Dieser Beitrag wird, wie oben beschreiben, auf Basis des Umsatzes des in-

vestierten Unternehmens errechnet. 

Die Anlagestrategie 

dient als Richt-

schnur für Investiti-

onsent-scheidun-

gen, wobei be-

stimmte Kriterien 

wie beispielsweise 

Investitionsziele 

oder Risikotoleranz 

berücksichtigt wer-

den. 

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl der 

Investitionen zur Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels verwendet werden? 

Die Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels wird anhand des anteiligen Umsatzes ge-

messen, den das investierte Unternehmen mit Produkten und Dienstleistungen erwirtschaf-

tet, die einen positiven Beitrag zu mindestens einem der 17 SDGs leisen.  

Der SDG Beitrag, gemessen in Prozent des Umsatzes, kann monatlich dem ESG-Report der 

BayernInvest entnommen werden. Ziel des Teilfonds ist es, über den gesamten Investitions-

zeitraum einen positiven Anteil zu erreichen.  

In der Kombination der in der Anlagestrategie enthaltenen Selektionskriterien (Ausschlusskri-

terien, PAI-Berücksichtigung, Positivselektion) wird auch berücksichtigt, inwiefern eine Inves-

tition zu einer erheblichen Beeinträchtigung des ökologischen oder sozialen nachhaltigen In-

vestitionsziels führen. Folgende Kriterien werden angewendet, um erhebliche Beeinträchti-

gungen zu vermeiden:  

- Keine Investition in Unternehmen, deren Geschäftspraxis sehr schwere Kontroversen

aufweisen

- Keine Investition in Unternehmen die in aggressivem Kreditgeschäft tätig sind
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- Keine Investition in Unternehmen die an der Produktion kontroverser Waffen betei-

ligt sind,

- Keine Investition in Unternehmen die über die definierte Geringfügigkeitsschwelle

hinausgehenden Umsatz mit konventionellen Waffen (5%), Alkohol oder Tabak (10%)

erzielen

- keine Investition in Unternehmen, die einen Umsatzanteil von mehr als 30% mit ther-

mischer Kohle erzielen.

Um die Beeinträchtigung des sozialen und ökologischen Investitionsziels nicht zu beeinträch-

tigen, wird eine Mehrzahl an Indikatoren von MSCI verwendet. Unter anderem fallen hi-

erunter: 

- Controversy Score – Die Gesamtwertung der Kontroversen eines Unternehmens gibt

Auskunft darüber, ob das Unternehmen im Zusammenhang mit seiner Geschäftstä-

tigkeit oder Produkten in schwerwiegenden ökologischen oder sozialen Kontroversen

verwickelt ist. Unternehmen, die in schwerwiegende Kontroversen verwickelt sind,

werden ausgeschlossen.

- Global Compact Compliance – Dieser Faktor gibt Auskunft darüber, ob das Unterneh-

men die Prinzipien des Global Compact der Vereinten Nationen einhält. Unterneh-

men, die hiergegen verstoßen, werden ausgeschlossen.

- Environment - Controversy Score - Diese ESG-Säule ist eine Bewertung von Kontro-

versen im Zusammenhang mit den Auswirkungen eines Unternehmens auf die Um-

welt. Zu den Faktoren, die sich auf diese Bewertung auswirken, gehört, ob ein Unter-

nehmen in Kontroversen im Zusammenhang mit Landnutzung und Biodiversität, Frei-

setzungen von Giftstoffen, Energie und Klimawandel, Wassermanagement, nicht ge-

fährlichen Betriebsabfällen und dem Management der Umweltauswirkungen der Lie-

ferkette verwickelt ist. Unternehmen, die hier schwere Verstöße aufweisen, werden

ausgeschlossen.

Die Verfahrenswei-
sen einer guten Un-
ternehmensführung 
umfassen solide 
Managementstruk-
turen, die Beziehun-
gen zu den Arbeit-
nehmern, die Ver-
gütung von Mitar-
beitern, sowie die 
Einhaltung der Steu-
ervorschriften. 

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung der Unterneh-
men, in die investiert wird, bewertet? 
Gute Unternehmensführung ist ein wesentlicher Faktor in der Beurteilung der Qualität 
und insbesondere im Risikogehalt eines Investments und wird daher im Rahmen des 
BayernInvest Investmentansatzes sorgfältig und ganzheitlich auf Basis aller verfügbaren 
Informationen berücksichtigt. Hierzu zählen neben öffentlich zugänglichen Informatio-
nen zur Corporate Governance des Emittenten auch deren Einschätzung durch entspre-
chende Dienstleister (z.B. Rating Agenturen). Die Bewertung der Verfahrensweisen einer 
guten Unternehmensführung bezogen auf Nachhaltigkeitsfaktoren werden im Rahmen 
der Anlagepolitik speziell unter Verwendung bzw. Berücksichtigung der MSCI ESG Daten 
bewertet. Zu nennen sind bspw. die Beurteilung, ob dem Emittenten Verstöße gegen die 
zehn Prinzipien des United Nations Global Compact attestiert werden oder auf Basis des 
MSCI ESG Controversy Scores Anhaltspunkte für schwerwiegende Verstöße existieren. 
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Wie sehen die Vermögensallokation und der Mindestanteil der nachhaltigen 
Investitionen aus? 

75% der Investitionen des Teilfonds erfolgen als nachhaltige Investitionen (Kategorie #1). 
Die übrigen Investitionen erfolgen in der Kategorie #2, Nicht nachhaltige Investitionen. 

Die Vermögensalloka-
tion gibt den jeweiligen 
Anteil der Investitionen 
in bestimmte Vermö-
genswerte an. 

#1 Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit ökologischen 
oder sozialen Zielen. 
#2 Nicht nachhaltige Investitionen umfasst Investitionen, die nicht als nachhaltige 
Investitionen eingestuft werden. 

Taxonomiekonforme 
Tätigkeiten, ausge-
drückt durch den Anteil 
der: 
- Umsatzerlöse, die

den Anteil der Ein-
nahmen aus um-
weltfreundlichen
Aktivitäten der Un-
ternehmen, in die
investiert wird, wi-
derspiegeln

- Investitionsausga-
ben (CapEx), die
die umweltfreund-
lichen Investitionen
der Unternehmen,
in die investiert
wird, aufzeigen,
z.B. für den Über-
gang zu einer grü-
nen Wirtschaft

- Betriebsausgaben
(OpEx), die die um-
weltfreundlichen
betrieblichen Akti-
vitäten der Unter-
nehmen, in die in-
vestiert wird, wi-
derspiegeln

Wie wird durch den Einsatz von Derivaten das nachhaltige Investitionsziel erreicht?  

Der Teilfonds darf Derivate zu Anlage- und Absicherungszwecken einsetzen.  Um die 
Erreichung der nachhaltigen Zwecke möglichst effektiv zu fördern, wird der Fondsma-
nager jedoch ausschließlich direkte Anlagen in die ESG relevanten Unternehmen täti-
gen.  
In Welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit 
der EU-Taxonomie konform? 
Der Teilfonds verpflichtet sich nicht, nachhaltige Investitionen mit einem an der EU-
Taxonomie ausgerichteten Umweltziel zu tätigen. Der Mindestanteil des Finanzpro-
dukts an nachhaltigen Investitionen mit einem an der EU-Taxonomie ausgerichteten 
Umweltziel ist daher gleich Null.  

Investitionen 

#1 Nachhaltige 
Investitionen, 
mind. 75%des 
NIW des Teil-

fonds 

#2 Nicht na-
chhaltige Investi-
tionen (mindes-
tens 0%) 

Umwelt (mindes-
tens 25%) 

Soziales mindes-
tens 25% 

Andere (mindestens 
25%) 
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Mit Blick auf die 
EU-Taxonomie-
konformität 
umfassen die 
Kriterien für 
fossiles Gas die 
Begrenzung der 
Emissionen und 
die Umstellung 
auf erneuerbare 
Energie oder 
CO2-arme 
Kraftstoffe bis 
Ende 2035. Die 
Kriterien für 
Kernenergie be-
inhalten umfas-
sende Sicher-
heits- und Ab-
fallentsorgungs-
vorschriften. 

Ermöglichende 
Tätigkeiten wir-
ken unmittelbar 
ermöglichend 
darauf hin, dass 
andere Tätigkei-
ten einen we-
sentlichen Bei-
trag zu den Um-
weltzielen leis-
ten. 

Übergangstätig-
keiten sind Tä-
tigkeiten, für 
die es noch 
keine CO2-ar-
men Alternati-
ven gibt und die 
unter anderem 
Treibhaus-
gasemissions-
werte aufwei-
sen, die den 
besten Leistun-
gen entspre-
chen. 

Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Tätigkeiten im Bereich 
fossiles Gas und/oder Kernenergie2 investiert? 

☐ Ja:

☐ In fossiles Gas ☐ In Kernenergie

☒ Nein

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Grün der Mindestprozentsatz der Investitionen zu 

sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der 

Taxonomie-Konformität von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die Taxonomie-Konformität in 

Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen, während die zweite 

Grafik die Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, die keine 

Staatsanleihen umfassen. 

* Für die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikopositionen

gegenüber Staaten. 

** Eine genaue Angabe des Prozentsatzes ist momentan nicht möglich, da die tatsächliche Quote im 

Teilfonds schwankt. Der genaue Prozentsatz an Staatsanleihen wird aus dem Jahresbericht 

ersichtlich sein. 

sind ökolo-
gisch nachhal-
tige Investitio-
nen, die die Kri-

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätigkeiten und ermög-
lichende Tätigkeiten?  

Der Teilfonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen mit einem an der EU-Taxono-
mie ausgerichteten Umweltziel zu tätigen. Daher beabsichtigt der Teilfonds auch nicht, 
in Übergangs- und Fördermaßnahmen zu investieren. 
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Wurde zur Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels ein bestimmter In-
dex als Referenzwert bestimmt? 

Es ist kein Index zu diesem Zweck bestimmt. 

Bei den Referenz-
werten handelt es 
sich um Indizes, mit 
denen gemessen 
wird, ob das nach-
haltige Investitions-
ziel des Finanzpro-
dukts erreicht wird. 

2 Tätigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur Eindämmung des 

Klimawandels („Klimaschutz“) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich beeinträchtigen – siehe Erläuterung am linken 
Rand. Die vollständigen Kriterien für EU-taxonomiekonforme Wirtschaftstätigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind 
in der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission festgelegt. 

terien für öko-
logisch nachhal-
tige Wirt-
schaftstätigkei-
ten gemäß der 
EU-Taxonomie 
nicht berück-
sichtigen 

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die 
nicht mit der EU-Taxonomie konform sind? 

Der Teilfonds beabsichtigt, nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Absatz 17 der 
SFDR zu tätigen, die jedoch nicht ausschließlich einem Umwelt- oder einem sozialen Ziel 
zuzuordnen sind. Übergreifend liegt der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen bei 75 
%, der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel mindestens bei 
25%.   

Wie hoch ist der Mindestanteil an nachhaltigen Investitionen mit einem sozialen Ziel? 

Der Teilfonds beabsichtigt, nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Absatz 17 der 
SFDR zu tätigen, die jedoch nicht ausschließlich einem Umwelt- oder einem sozialen Ziel 
zuzuordnen sind. Übergreifend liegt der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen bei 75 
%, der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem sozialen Ziel mindestens bei 
25%.  Nachhaltige Investitionen umfassen sowohl ökologische als auch soziale Ziele. Die 
Festlegung von spezifischen Mindestanteilen für Investitionen, die dezidiert zu ökologi-
schen bzw. sozialen Zielen beitragen, ist deshalb in vielen Fällen nicht möglich. Die Bay-
ernInvest veröffentlich monatlich einen ESG-Report. Diesem kann entnommen werden, 
wie hoch der Beitrag für jedes einzelne Sustainable Development Goal (SDG) im Berichts-
monat war. 

Welche Investitionen fallen unter "#2 Nicht nachhaltige Investitionen", welcher Anla-
gezweck wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen ökologischen oder sozialen Mindest-
schutz? 

Alle Investitionen, die nicht zum nachhaltigen Investitionsziel beitragen, werden der Ka-
tegorie #2 zugeordnet. Es gelten jedoch für diese Investitionen dieselben Kriterien, die 
im vorherigen Abschnitt „Wie wird erreicht, dass nachhaltige Investitionen nicht zu ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung des ökologischen oder sozialen nachhaltigen Investi-
tionsziels führen?“ angegeben werden. 

Der Teilfonds setzt im Rahmen von „#2 Andere Investitionen" hauptsächlich Derivate und 
Zielfonds sowie andere Techniken und Instrumente ein. Diese Instrumente sowie sons-
tige Techniken und Instrumente werden zu Absicherungszwecken eingesetzt sowie, um 
das Anlageziel des Teilfonds zu erreichen. Für diese Anlagen gibt es keinen ökologischen 
oder sozialen Mindestschutz. 
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Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden? 

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: 

https://www.bayerninvest.de/services-fonds/aktienfonds/dkb-nachhaltigkeitsfonds-sdg/dkb-
nachhaltigkeitsfonds-sdg/index.html 

https://www.bayerninvest.de/fileadmin/sn_config/mediapool/downloads/SFDR/7547_DKB_Nachhaltigkeitsfonds_SDG_DelVO__EU__2022_1288.pdf
https://www.bayerninvest.de/fileadmin/sn_config/mediapool/downloads/SFDR/7547_DKB_Nachhaltigkeitsfonds_SDG_DelVO__EU__2022_1288.pdf
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DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz 

Anlageziel 

Ziel der Anlagepolitik ist die Erwirtschaftung einer attrakti-

ven Rendite durch Erträge und Kapitalgewinne aus Aktien-

anlagen in ertrags- und wachstumsstarken Unternehmen, 

die zudem attraktiven Bewertungskriterien veschiedener 

Stilarten standhalten.  

Der Teilfonds DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz hat das 

Ziel, nachhaltig zu investieren und strebt dabei eine Reduzie-

rung der CO2 -Emissionen an. Er erfüllt damit die Vorausset-

zungen des Artikels 9 der VERORDNUNG (EU) 2019/2088 

DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES über 

nachhaltige Offenlegungspflichten im Finanzdienstleis-

tungssektor (die „Offenlegungsverordnung“). Zudem er-

folgt die Investition in Wirtschaftsaktivitäten, die zu einem 

Umweltziel im Sinne von Artikel 5 der VERORDNUNG (EU) 

2020/852 über die Einrichtung eins Rahmens zur Erleichte-

rung nachhaltiger Investitionen (die „Taxonomieverord-

nung“) beitragen.  

Weitere vorvertragliche Informationen über die ökologischen 

und/oder sozialen Merkmale sind im nachfolgenden Anhang 

„Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 9 Absätze 1 

bis 4a der Verordnung (EU) 2019/2088 und Artikel 5 Absatz 1 

der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten“ 

enthalten. 

Anlagestrategie 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz investiert min-

destens 60% seines Wertes in börsennotierte Aktien aus der 

ganzen Welt. 

Als Anlageziel wird nicht die passive Nachbildung eines Aktien-

indexes (Branche) verfolgt. Vielmehr strebt der Fondsmanager 

an, das Teilfondsvermögen über einen aktiv ausgesteuerten 

Selektionsprozess in den jeweils analytisch interessantesten 

Aktienwerten zu investieren. Bei der Portfoliostruktur kann je-

doch der relativen Gewichtung der Unternehmen in den spezi-

fischen Länderindizes Rechnung getragen werden. Des Weite-

ren kann das Teilfondsvermögen in Wandelschuldverschrei-

bungen, Optionsanleihen und Optionsscheinen angelegt wer-

den, sofern diese zum Erwerb von Aktien von Unternehmen, 

die den Anlagebestimmungen des Fonds entsprechen, berech-

tigen. 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz darf höchstens 

10% seines Vermögens in Anteilen anderer OGAW oder 

anderer OGA anlegen, soweit soweit diese die Vorausset-

zungen des Artikel 15 der Delegierten Verordnung (EU) 

2015/61 erfüllen und gemäß Ihren Anlagebedingungen 

mindestens 51 % ihres Wertes in die vorgenannten, zum 

amtlichen Handel an einer Börse zugelassene oder auf ei-

nem organisierten Markt notierte Anteile an Kapitalgesell-

schaften  anlegen. 

Für Zwecke dieser Anlagepolitik und in Übereinstimmung 

mit der Definition des deutschen Kapitalanlagegesetzbu-

ches (KAGB) ist ein organisierter Markt, ein Markt, der an-

erkannt und für das Publikum offen ist und dessen Funkti-

onsweise ordnungsgemäß ist, sofern nicht ausdrücklich et-

was Anderes bestimmt ist. Dieser organisierte Markt ent-

spricht zugleich den Kriterien des Artikels 50 der OGAW-

Richtlinie. 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie kann der 

Teilfonds Derivate sowie sonstige Techniken und Instru-

mente verwenden, wobei das mit Derivaten verbundene 

Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des Teilfonds nicht 

überschreiten darf. 

Für den Teilfonds dürfen daneben flüssige Mittel gehalten 

werden. Die zusätzlichen flüssigen Mittel beschränken sich auf 

Sichteinlagen, wie Bargeld auf Girokonten bei einer Bank, über 

die jederzeit verfügt werden kann, umlaufende oder außerge-

wöhnliche Kosten zu decken, oder die für den Zeitraum, der 

für die Wiederanlage in zulässige Vermögenswerte gemäß Ar-

tikel 41(1) des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über Organis-

men für gemeinsame Anlagen erforderlich ist oder für einen 

Zeitraum, der im Falle ungünstiger Marktbedingungen zwin-

gend erforderlich ist, benötigt werden. Der Anteil solcher zu-

sätzlichen liquiden Mittel ist auf 20% des Nettovermögens des 

Teilfonds begrenzt. 

Diese Grenze von 20 % darf nur dann vorübergehend über-

schritten werden, wenn dies aufgrund außergewöhnlich un-

günstiger Marktbedingungen unbedingt erforderlich ist, Um-

stände dies erfordern und wenn eine solche Überschreitung im 

Hinblick auf die Interessen der Anleger gerechtfertigt ist, z.B. 

unter sehr ernsten Umständen. 

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwaltungs-

reglements zulässigen Vermögenswerte investiert wer-

den. 

Risikoprofil 

Durch die breite internationale Streuung des Anlagever-

mögens des DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz parti-

zipiert der Investor an globalen überdurchschnittlich 

wachsenden Unternehmen die die Risiken eines Klima-

wandels und der daraus resultierenden Folgen verhindern 

möchten. Obwohl die Wertentwicklung der Aktienanlage 
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Schwankungen unterworfen ist, bedingt die breite Streu-

ung des DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz eine weit-

gehende Unabhängigkeit von der spezifischen Entwick-

lung der Einzeltitelanlage 

Aktienrisiko 

Mit dem Erwerb von Aktien können besondere markt- und 

Unternehmensrisiken verbunden sein. Der Wert von Aktien 

spiegelt nicht immer den tatsächlichen Unternehmenswert 

wider. Es kann daher zu großen und schnellen Schwankun-

gen dieser Werte kommen, wenn sich Marktgegebenheiten 

und Einschätzungen von Marktteilnehmern hinsichtlich des 

Wertes dieser Anlagen ändern. Hinzu kommt, dass die 

Rechte aus Aktien stets nachrangig gegenüber den Ansprü-

chen sämtlicher Gläubiger des Emittenten befriedigt wer-

den. Daher unterliegen Aktien im Allgemeinen größeren 

Wertschwankungen als z.B. festverzinsliche Wertpapiere. 

Da mögliche Ertragschancen durch den Erwerb von Mid- 

und Smallcaps aus allen Marktsegmenten ge- steigert wer-

den können, besteht die Möglichkeit, dass sich zeitweise im 

Teilfonds auch verstärkt Akti- en kleinerer und mittlerer Un-

ternehmen befin 

den. Insbesondere Aktien vorwiegend kleinerer, weniger 

ausgereifter Unternehmen unterliegen in der Regel höhe-

ren Schwankungen als der Markt allgemein. Die Gründe 

hierfür liegen darin, dass die Wertpapiere generell in kleine-

ren Mengen gehandelt werden und dass diese Unterneh-

men größeren Geschäftsrisiken ausgesetzt sind. 

Angesichts der Gefahr größerer und häufiger Schwankun-

gen von Aktienwerten kann es bei schwerpunktmäßig im 

Teilfonds enthaltenen Aktien zu entsprechenden großen 

und kleinen Veränderungen des Wertes des Teilfonds kom-

men. 

Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer Branche 

können ebenfalls dazu führen, dass sich die besonderen Ri-

siken einer Branche verstärkt im Wert des Teilfonds wider-

spiegeln. 

Insbesondere bei Anlagen in Branchen, die stark von Ent-

wicklung und Forschung abhängig sind (z.B. Bio- technolo-

giebranche, Pharmabranche, etc.) oder ver- gleichsweise 

neu sind, kann es bei Entwicklungen mit branchenweiten 

Auswirkungen zu vorschnellen Reaktionen der Anleger mit 

der Folge erheblicher Kursschwankungen kommen. Der Er-

folg dieser Branchen basiert häufig auf Spekulationen und 

Erwartungen um Hinblick auf zukünftige Produkte. Erfüllen 

diese Produkte allerdings nicht die in sie gesetzten Erwar-

tungen oder treten sonstige Rückschläge auf, können ab-

rupte Wertverluste in der gesamten Branche auftreten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhängigkei-

ten geben, die dazu führen, dass bei ungünstigen Entwick-

lungen wie z.B. bei Lieferengpässen, Rohstoffknappheit, 

Verschärfung von gesetzlichen Vorschriften usw. die ge-

samte Branche einer erheblichen Wertschwankung unter-

liegt. 

ESG Risiken 

Nachhaltigkeitsrisiken werden bei den Investitionsent-

scheidungen einbezogen. Die Verwaltungsgesellschaft be-

trachtet Nachhaltigkeitsrisiken als Faktor anderer Risiko-

arten, insbesondere des Marktpreisrisikos, des Adressen-

ausfallrisikos, des Liquiditätsrisikos sowie des operationel-

len Risikos. Für alle genannten Risikoarten sind mehrstu-

fige interne Kontrollprozesse im Sinne des Three Lines of 

Defense Modells integriert. Im sogenannten Three Lines 

of Defense Modell stellen die operativen Kontrollen der 

sogenannten Risikoträger die First Line (erste Verteidi-

gungslinie), die verschiedenen Risikokontrollen, Compli-

ance- und Oversight-Funktionen die Second Line (zweite 

Verteidigungslinie) und eine unabhängige Qualitätssiche-

rung die Third Line (dritte Verteidigungslinie). Jede dieser 

drei Verteidigungslinien stellt eine elementare Rolle in der 

Organisationsstruktur der Verwaltungsgesellschaft dar. 

Dieses Modell organisiert im Kern die Akteure und Kom-

ponenten des internen Steuerungs- und Kontrollsystems 

(IKS). Die im Rahmen des Modells implementierten Kon-

trollprozesse sehen vor, dass der zuständige Portfolioma-

nager bei der Anlageentscheidung alle relevanten Risiken, 

inkl. Nachhaltigkeitsrisiken berücksichtigt. Die Überwa-

chung dieser Entscheidungen ist mittels der Durchführung 

Kontrollprozessen in unabhängigen Einheiten innerhalb 

der Verwaltungsgesellschaft sichergestellt. Die Gestaltung 

der Prozesse sowie deren Funktionalität werden regelmä-

ßig durch Auditoren geprüft. 

Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Emittenten 

verlässt sich der Fondsmanager weitgehend auf Informati-

onen der Emittenten und entsprechender Datenan-bieter. 

Externe Datenanbieter sammeln Informationen von Unter-

nehmen bzw. Emittenten zum Umgang mit Nachhaltigkeits-

themen und stellen diese ihren Kunden in gebündelter 

Form zur Verfügung. Neben der Weiterlei-tung von Infor-

mationen nehmen die Datenanbieter auch Beurteilungen 

der Informationen vor, die in die Investitionsentscheidung 

einbezogen werden können. Trotz sorgfältiger Auswahl des 

Datenanbie-ters kann es dennoch bei Datenanbietern zu 

Fehlern in Bezug auf ESG Daten kommen, die dazu führen, 
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dass Vermögensgegenstände erworben werden, die die ge-

nannten Nachhaltigkeitskri-terien nicht oder nicht umfäng-

lich erfüllen. Daneben können Unternehmen ihre Ge-

schäftspolitik nach dem Erwerb eines Vermögensgegen-

stands anpassen und dann nicht mehr als nachhaltig im 

Sinne der vorstehenden Kriterien gelten. Es kann daher 

nicht garantiert werden, dass die erworbenen Unterneh-

mesanleihen den Nachhaltigkeitskriterien jederzeit und im 

vollen Umfang entsprechen. 

Der Fondsmanager hat in der Regel nicht die Möglich-keit, 

die Informationen des Emittenten oder Datenanbie-ter zu 

überprüfen. Trotz sorgfältiger Auswahl des Daten-anbieters 

kann es beim Datenanbieter zu Fehlern in Bezug auf ESG 

Daten kommen. Durch falsche oder fehlerhafte ESG Daten 

kann es sein, dass die Investitions-entscheidung des Fonds-

managers beeinflusst wird. Daneben können Unternehmen 

ihre Geschäftspolitik anpassen und dann nicht mehr als 

nachhaltig gelten. 

Die Auswahl von nachhaltigen Unternehmen bedeutet 

auch nicht, dass die Investition in Anleihen dieses Emitten-

ten risikofrei, oder nur mit geringen Risiken verbunden. 

Auch die Anleihen nachhaltiger Emittenten können ausfal-

len und zu Verlusten im Teilfonds führen. 

Durch die Anwendung von Ausschlusskriterien kann das 

Portfolio des Teilfonds insgesamt konzentrierter ausfallen 

in Bezug auf die Einzeltitel als auch in Bezug auf die Bran-

chen- oder Länderallokation im Vergleich zu einem Fonds 

der keine Ausschlusskriterien anwendet. Durch eine solche 

Konzentration kann es Zeiten einer besseren oder einer 

schlechteren Performance im Vergleich zu einem Fonds 

kommen, dem ein breiteres Investmen-tuniversum zur Ver-

fügung steht. 

Schlüsselpersonenrisiko 

Teilfonds, deren Anlageergebnis in einem bestimmten 

Zeitraum sehr positiv ausfällt, haben diesen Erfolg auch 

der Eignung der handelnden Personen und damit den rich-

tigen Entscheidungen ihres Managements zu verdanken. 

Die personelle Zusammensetzung des Fondsmanage-

ments kann sich jedoch verändern. Neue Entscheidungs-

träger können dann möglicherweise weniger erfolgreich 

agieren. 

Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen Wäh-

rungen als der jeweiligen Teilfondswährung angelegt sind, 

erhält das Teilfondsvermögen die Erträge, Rückzahlungen 

und Erlöse aus solchen Anlagen in der jeweiligen Währung. 

Fällt der Wert dieser Währung gegenüber der Teilfonds-

währung, so reduziert sich der Wert des Teilfondsvermö-

gens. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von 

Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken 

verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert eines 

Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin zur Wertlo-

sigkeit vermindern. Durch Wertänderungen des einem 

Swap zugrundeliegenden Vermögenswertes kann das 

Teilfondsvermögen ebenfalls Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- nes Ge-

gengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert 

des Fondsvermögens stärker beeinflusst werden, als dies 

beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option 

nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Basiswerte 

nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom Fondsver-

mögen gezahlte Optionsprämie verfällt. Beim Verkauf von 

Optionen besteht die Gefahr, dass das jeweilige Teilfonds-

vermögen zur Abnahme von Vermögenswerten zu einem 

höheren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung 

von Vermögenswerten zu einem niedrigeren als dem aktu-

ellen Marktpreis verpflichtet. Das Teilfondsvermögen erlei-

det dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz minus der 

eingenommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass das 

Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Entwicklung 

des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste erleidet. 

Die bei Devisentermingeschäften bzw. bei dem Er- werb 

von entsprechenden Optionsrechten und Op- tionsschei-

nen entstehenden Kosten und eventuellen Verluste verrin-

gern das Ergebnis des Teilfonds. 

Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz- odukten 

hängt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalmärkte 

ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirt-

schaft sowie den wirtschaftlichen und politischen Rahmen-

bedingungen in den jeweiligen Ländern beeinflusst wird. 

Auf die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer 

Börse können auch irrationale Faktoren wie Stimmungen, 

Meinungen und Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver- bunden 

sein und unterliegt den damit verbundenen Risiken. Im Falle 
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von wesentlichen und nachteiligen Wechselkursbewegun-

gen allgemein besteht die Möglichkeit, dass der Teilfonds 

wesentliche Verluste erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der Hebel-

wirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit Hilfe des Ansat-

zes über die Summe der Nennwerte (englisch „sum of the 

notionals“) der derivativen Finanzinstrumente. Bei diesem 

Ansatz werden die anzurechnenden Werte aus gegenläufi-

gen Positionen nicht saldiert, sondern addiert, d.h. insbe-

sondere, dass die zu Absicherungszwecken genutzten deri-

vative Finanzinstrumente mit positivem Wert bei der Addi-

tion berücksichtigt werden müssen. Die nachstehend aus-

gewiesene Höhe der erwarteten Hebelwirkung ist als Ver-

hältnis zwischen der Summe der Nominalwerte und des 

Netto-Fondsvermögens ausgedrückt und basiert auf histori-

schen Werten und erwarteten Entwicklungen. Es wird er-

wartet, dass die Höhe der Hebelwirkung grundsätzlich zwi-

schen durchschnittlich 0,3 und maximal 0,6 bezogen auf das 

Netto-Fondsvermögen liegen wird. Ein Hebel von 0 bedeu-

tet in diesem Zusammenhang, dass der Fonds keine deriva-

tiven Finanzinstrumente oder sonstige anzurechnenden 

Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzinstrumente 

für verschiedene Zwecke eingesetzt werden können und die 

Berechnung der erwarteten Höhe der Hebelwirkung nicht 

zwischen diesen unterschiedlichen Zweckbestimmungen 

der derivativen Finanzinstrumente unterscheidet. Die aus-

gewiesene Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt da-

her nicht den Risikogehalt des Fonds wieder. Neue Markt-

gegebenheiten können sowohl die Gewichtung der einzel-

nen derivativen Finanzinstrumente als auch die Ausprägun-

gen der Risikofaktoren für jedes derivative Finanzinstru-

ment im Verlauf der Zeit ändern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in Aus-

nahmefällen auch die Höhe der erwarteten Hebelwir-

kung von der oben ausgewiesenen Spanne abweichen 

kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine Zusiche-

rungen hinsichtlich der Erreichung der Anlageziele ge-

macht werden können und er gegebenenfalls Gefahr läuft 

einen Totalverlust zu erleiden, bzw. einen niedrigeren Be-

trag zurückzuerhalten, als denjenigen, den er investiert 

hat.  

Erhöhte Volatilität 

Da es bei dem DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz auf-

grund des aktiven und flexiblen Managementansatzes zu 

einer zeitweiligen Schwerpunktbildung in bestimmten ge-

ographischen Regionen, Branchen oder Marktsegmenten 

kommen kann, besteht ein nicht unerhebliches Risiko er-

höhter Volatilität. Das heißt, es kann in kurzen Zeiträumen 

zu starken Schwankungen des Anteilpreises nach oben 

oder unten kommen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den Teilfonds DKB Nachhaltigkeitsfonds 

Klimaschutz ist auch für Anleger geeignet, die in der 

Lage sind, die Risiken und den Wert der Anlage abzu-

schätzen und die sich zur Abrundung und Ergänzung 

bestehender konservativer Anlageformen an Techno-

logie- und Telekommunikationsunternehmen mit gu-

ten Wachstumschancen der europäischen, amerikani-

schen und asiatischen Region beteiligen möchten. Der 

Anleger muss bereit und in der Lage sein, erhebliche 

Wertschwankungen der Anteile und ggf. einen erheb-

lichen Kapitalverlust hinzunehmen. Der Anleger sollte 

über einen mittel- bis langfristigen Anlagehorizont ver-

fügen. 
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Eckwerte 

 
Anteilklasse: AL 

Erstausgabe: 6. März 2000 

Erstausgabepreis: EURO 25,00 

Ausgabeaufschlag: bis zu 3 % ( in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 

Rücknahmeprovision: keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung 

Wertpapierkennnummer: 541955 

ISIN: LU0117118124 

Verwaltungsgebühr: 1,65% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats berech-

neten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoinven-

tarwerten des Teilfonds und zahlbar am Ende eines jeden Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,05% p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden 

Quartals) 

Anteilklasse: InstANL (vorbehalten für institutionelle Investoren) 

  Erstausgabe: 01. Juni 2019 

Erstausgabepreis: EURO 5.000 

Mindestzeichnungsbetrag: EURO 10.000 

Ausgabeaufschlag: entfällt 

Rücknahmeprovision: keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung 

Wertpapierkennnummer: A2PKG5 

ISIN: LU1989373987 

Verwaltungsgebühr: 0,80% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats berech-

neten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-

ventarwerten des Teilfonds und zahlbar am Ende eines jeden Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,01 % p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende 

eines jeden Quartals) 

Alle Anteilklassen:  

Fondsmanager: BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH Karlstrasse 35 

D-80333 München 

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwaltungsgebühr 

getragen. 

Verwahrstellengebühr: NIW < 100 Mio.EUR: 0,05% des NIW, Min. 10.000 EUR pro Teilfonds pro ange-
fangenes Kalenderjahr 

NIW > 100 Mio. EUR: 50.000 EUR plus 0,04% des NIW auf den  

100 Mio. EUR übersteigenden Teil 

Teilfondswährung: EURO 
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Bewertungstag: jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am Main 

Zahltag von Zeichnungen und Rück-

nahmen von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 2 Bankarbeitstage in Lu-

xemburg 

Anteile: Inhaberanteile 

Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) für den Teilfonds beträgt maximal 200% des Value 

at Risk des Referenzportfolio (Relativer VaR) 

Leverage/ Hebel: der durchschnittliche Hebel beträgt 0,3 der 

maximale Hebel beträgt 0,6 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notionals ap-

proach) 

Referenzportfolio: 100% MSCI World Net Total Return EUR 

Laufzeit: unbegrenzt 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 
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Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 9 Absätze 1 bis 4a der Verordnung 

(EU) 2019/2088 und Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten 

Eine nachhaltige In-
vestition ist eine In-
vestition in eine Wirt-
schaftstätigkeit, die 
zur Erreichung eines 
Umweltziels oder so-
zialen Ziels beiträgt, 
vorausgesetzt, dass 
diese Investition 
keine Umweltziele 
oder sozialen Ziele 
erheblich beeinträch-
tigt und die Unter-
nehmen, in die inves-
tiert wird, Verfah-
rens- weisen einer 
guten 

Name des Produkts:  
DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz 

Unternehmenskennung (LEI-Code): 
529900TKADQPIFG4GV73 

Nachhaltiges Investitionsziel 
Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt? 

☒ Ja ☐ Nein

☒ Es wird damit ein Mindestan-
teil  an nachhaltigen Investitio-
nen mit einem Umweltziel getätigt: 

75 % 

☐ in Wirtschaftstätig-
keiten, die nach der EU-Taxonomie 
als ökologisch nachhaltig einzu-
stufen sind 

☒ in Wirtschaftstätig-
keiten, die nach der EU-Taxonomie 
nicht als ökologisch nachhaltig 

einzustufen sind 

☐ Es werden damit ökologische/soziale Merk-
male  beworben und obwohl keine nachhaltigen 

Investitionen angestrebt werden, enthält es 
ein Mindestanteil von 0% an nachhaltigen  In-
vestitionen. 

☐ mit einem Umweltziel in 
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der EU-

 Taxonomie als ökologisch nachhaltig einzu-
stufen sind 

☐ mit einem Umweltziel in 
Wirtschaftstätigkeiten, die nach der EU-

 Taxonomie nicht als ökologisch nachhaltig 
einzustufen sind 

☐ mit einem sozialen Ziel

☐ Es wird damit ein Mindestan-
teil an  nachhaltigen Investitionen 
mit  einem sozialen Ziel getätigt:

☐ Es werden damit ökologische/soziale Merk-
male beworben, aber keine nachhaltigen Investitio-
nen getätigt. 

Die EU-Taxonomie ist 
ein Klassifikationssys-
tem, das in der Ver-
ordnung 
(EU) 2020/852 
festgelegt ist und ein 
Verzeichnis von öko-
logisch nachhaltigen 
Wirtschaftstätigkei-
ten enthält. In dieser 
Verordnung ist kein 
Verzeichnis der sozial 
nachhaltigen Wirt-
schaftstätigkeiten 
festgelegt. 
Nachhaltige Investiti-
onen mit einem Um-
weltziel könnten ta-
xonomiekonform 
sein oder nicht. 

Mit Nachhaltigkeits-
indikatoren wird ge-
messen, inwieweit 
die nachhaltigen Ziele 
dieses Finanzpro-
dukts erreicht wer-
den 

Welches nachhaltige Investitionsziel wird mit diesem Finanzprodukt angestrebt? 

 Nachhaltigkeitsziel des DKB Nachhaltigkeitsfonds Klimaschutz ist es, mittels der Investition in Ak-
tien von Unternehmen, die eine geringe CO2-Intensität aufweisen, einen Beitrag zur Bekämpfung 
des Klimawandels   zu leisten. Das Nachhaltigkeitsziel wird anhand der CO2-Intenstität (in kg pro 
Investiertem EUR) gemessen. Ziel des Fonds ist es, die CO2-Intensität eines breiten Marktindex 
(d.h. des MSCI World Index) um mindestens 50% zu unterschreiten. Das 50% Niveau der CO2-
Intensität des Vergleichsindex im Referenzjahr 2022 wird darüber hinaus einer jährlichen Dekar-
bonisierung in Höhe von 7% unterworfen. Der Teilfonds zielt nicht auf die Einhaltung der CDR (EU) 
2020/1818 ab. Er zielt lediglich darauf ab, einen Beitrag zum Kampf gegen den Klimawandel zu 
leisten.  

Die Prüfung von Ausschlußkriterien im Sinne einer möglichen Beeinträchtigung des ökologisch 
nachhaltigen Investitionsziels erfolgt vor und während der Investitionsphase für jeden Einzeltitel. 
Die Methodology der Prüfung besteht darin, dass das Portfolio Management System, welches bei 
dem Anlageentscheidungsfindungsprozess benutzt wird, auf einschlägige Nachhaltigkeitsindika-
toren parametrisiert ist und jedes potentielle und bestehende Anlageziel basierend auf diesen 
Indikatoren geprüft wird. Die anvisierte Anlage wird gemacht bzw. die bestehende Anlage wird 
im Portfolio nur beibehalten, wenn die Anlage ausreichend Nachhaltigkeitsindikatoren erfüllt.   
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Nähere Informationen zum ESG-Investmentprozess stehen Investoren unter dem 
Link https://www.bayerninvest.de/maerkte-meinungen/nachhaltiges-investieren/nachhaltiges-
investieren/index.html zur Verfügung. 

Bei den wichtigsten 

nachteiligen Aus-

wirkungen handelt 

es sich um die be-

deutendsten nach-

teiligen Auswirkun-

gen von Investiti-

onsent-scheidungen 

auf Nachhaltigkeits-

fak-toren in den Be-

reichen Umwelt, 

Soziales und Be-

schäftigung, Ach-

tung der Menschen-

rechte und Be-

kämpfung von Kor-

ruption und Beste-

chung. 

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels die-

ses Finanzprodukts herangezogen? 

- Der Anteil an Investitionen des Teilfonds in Unternehmen, die in die Produktion, den Vertrieb oder die 

Stromerzeugung durch fossile Brennstoffe involviert sind, liegt bei 0% (d.h. Anlagen des Teilfonds in

solche Unternehmen sind ausgeschlossen).

- im weiteren Investmentprozess werden für besonders CO2-Intensive Geschäftsmodelle branchenab-

hängige Maximalwerte für die CO2-Intensität des Zielunternehmens festgelegt

- Für Branchen mit vergleichsweise niedriger CO2-Intensität ist ein gutes Scoring in einer externen Kli-

maschutz-Bewertung des Unternehmens (MSCI Climate Change Score) Voraussetzung für eine Investi-

tion. Der Mindestscore wird als Indikator herangezogen; dieser liegt bei 5.

- Ziel des Fonds ist es, die CO2-Intensität eines breiten Marktindex (d.h. des MSCI World Index) um min-

destens 50% zu unterschreiten

- Unternehmen aus dem investierbaren Universum dürfen außerdem nicht in Konflikt mit der globalen 

Initiative für verantwortungsvolle Unternehmensführung UN Global Compact stehen.

Das nachhaltige Investitionsziel wird durch einen mehrstufigen Prozess erreicht. Zunächst wird auf die Investition 

in Unternehmen, die in die Produktion, den Vertrieb oder die Stromerzeugung durch fossile Brennstoffe involviert 

sind, vollständig verzichtet. Somit wird ein Ausstieg aus der Gewinnung von Energie aus fossilen Brennstoffen 

unterstützt.  

Im weiteren Investmentprozess werden für besonders CO2-Intensive Geschäftsmodelle branchenabhängige Ma-

ximalwerte für die CO2-Intensität des Zielunternehmens festgelegt. Diese stellen sicher, dass die Investitionen 

des Teilfonds innerhalb einer CO2-intensiven Branche auf diejenigen Unternehmen mit einer vergleichsweise 

niedrigen CO2-Intensität konzentriert wird. Für Branchen mit vergleichsweise niedriger CO2-Intensität ist ein gu-

tes Scoring in einer externen Klimaschutz-Bewertung des Unternehmens (MSCI Climate Change Score) Voraus-

setzung für eine Investition. 

Somit incentiviert der Teilfonds die Zielunternehmen, die eigene CO2-Intensität möglichst zu reduzieren. 

Nähere Informationen zum ESG-Investmentprozess stehen Investoren unter dem Link https://

www.bayerninvest.de/maerkte-meinungen/nachhaltiges-investieren/nachhaltiges-investieren/index.html zur 

Verfügung. 

Der nachhaltige Effekt der Investition wird außerdem durch das Engagement- und Stimmverhalten der BayernI-

nvest gestärkt. Die BayernInvest wird sich im Dialog mit dem Unternehmen sowie in den Abstimmungen 

der Jahreshauptversammlungen besonders für die Berücksichtigung des Klimaschutzes einsetzen. Neben der 

strate-gischen Ausrichtung für das jeweilige Unternehmen ist das Ziel des Dialogs, die Datenqualität und -

quantität für nachhaltigkeitsbezogene Veröffentlichungen zu verbessern. 

Unternehmen aus dem investierbaren Universum dürfen außerdem nicht in Konflikt mit der globalen Initiative 

für verantwortungsvolle Unternehmensführung UN Global Compact stehen. 

Das Nachhaltigkeitsziel wird anhand der CO2-Intenstität (in kg pro Investiertem EUR) gemessen. Ziel des 

Teilfonds ist es, die CO2-Intensität eines Vergleichsindex (MSCI World Index) um mindestens 50% zu 

unterschreiten. Das 50% Niveau der CO2-Intensität des Vergleichsindex im Referenzjahr 2022 wird darüber 

hinaus einer jährlichen Dekarbonisierung in Höhe von 7% unterworfen. Nachhaltigkeitsziel des Teilfonds ist es, 

im Sinne fortlaufender Klimaschutzbestrebung, diesen Dekarbonisierungspfad des Vergleichsindex ebenfalls zu 

unterschreiten. 

Die CO2-Intensität des Teilfonds wird monatlich im Rahmen des ESG-Reports der BayernInvest veröffentlicht. 

Die Prüfung der oben genannten Kriterien erfolgt durch Einbezug verschiedener Indikatoren des externen 

Daten-abieters MSCI ESG und interne Verarbeitung von ESG Kennzahlen. Die Prüfung erfolgt vor und während 

der In-vestitionsphase. Die Verwaltungsgesellschaft verfolgt das Ziel, den Anlegern den Anteil der Investitionen 

in taxo-nomiekonforme Aktivitäten zur Verfügung zu stellen und gewährleistet im Rahmen ihrer Möglichkeiten, 

dass nur Daten von ausreichender Qualität eingesetzt werden. 
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Wie wird erreicht, dass nachhaltige Investitionen nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung des ökologischen 

oder sozialen nachhaltigen Investitionsziels führen? 

In der Kombination der in der Anlagestrategie enthaltenen Selektionskriterien (Ausschlusskriterien, PAI-Berück-

sichtigung, Positivselektion) wird auch die berücksichtigt, inwiefern eine Investition zu einer erheblichen Beein-

trächtigung des ökologischen oder sozialen nachhaltigen Investitionsziels führen. Die Prüfung der oben genann-

ten Kriterien erfolgt durch Einbezug verschiedener Indikatoren des externen Datenanbieters MSCI ESG und in-

terne Verarbeitung von ESG Kennzahlen. 

Um das Ziel des Klimaschutzes besonders zu wahren gelten für den Fonds folgende Selektionskriterien: Auf Ein-
zeltitelebene werden Kennzahlen zur CO2-Intenstität der Unternehmen verwendet. Hierbei wird der aktuelle 
CO2-Austoß im Verhältnis zum Umsatz gemessen. Abhängig von der Branchenzugehörigkeit und Peergroup des 
Unternehmens hält sich der Fonds an bestimmte Grenzwerte für die CO2-Intensität von Unternehmen. 

• Unternehmen, die in der Förderung oder Verarbeitung von Fossilen Brennstoffen tätig sind werden 
grundsätzlich ausgeschlossen.

• Unternehmen die eine direkte Beteiligung an der Erzeugung oder dem Vertrieb umstrittener Waffen
oder Tabak (bezüglich letzterem bei einem Mindestumsatzanteil je Unternehmen von 5%) haben wer-
den ebenfalls ausgeschlossen.

Um die Beeinträchtigung des sozialen und ökologischen Investitionsziels nicht zu beeinträchtigen, wird eine 
Mehrzahl an Indikatoren von MSCI verwendet. Unter anderem fallen hierunter: 

- Controversy Score – Die Gesamtwertung der Kontroversen eines Unternehmens gibt Auskunft darüber,
ob das Unternehmen im Zusammenhang mit seiner Geschäftstätigkeit oder Produkten in schwerwie-
genden ökologischen oder sozialen Kontroversen verwickelt ist. Unternehmen, die in schwerwiegenden
Kontroversen verwickelt sind, werden ausgeschlossen.

- Global Compact Compliance – Dieser Faktor gibt Auskunft darüber, ob das Unternehmen die Prinzipien
des Global Compact der Vereinten Nationen einhält. Unternehmen, die hiergegen verstoßen, werden
ausgeschlossen.

- Environment - Controversy Score - Diese ESG-Säule ist eine Bewertung von Kontroversen im Zusam-
menhang mit den Auswirkungen eines Unternehmens auf die Umwelt. Zu den Faktoren, die sich auf
diese Bewertung auswirken, gehört, ob ein Unternehmen in Kontroversen im Zusammenhang mit Land-
nutzung und Biodiversität, Freisetzungen von Giftstoffen, Energie und Klimawandel, Wassermanage-
ment, nicht gefährlichen Betriebsabfällen und dem Management der Umweltauswirkungen der Liefer-
kette verwickelt ist. Unternehmen, die hier schwere Verstöße aufweisen, werden ausgeschlossen.

Wie wurden die Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt? 

Scope 1 GHG Emissionen - Verbindliche Berücksichtigung der Carbon Intensität nach Umsatz für 

Scope 1-2 zur Ermittlung des nachhaltigen Investitionsziels

- Die CO2-Intensität des Teilfonds darf 50% des Vergleichsindex (gemessen 

am MSCI World Index) nicht übersteigen

- Die CO2-Intensität des Teilfonds darf darüber hinaus einen Refe-

renzwert nicht überschreiten, der sich aus der 50%igen Reduzie-

rung des der CO2-Intensität des Vergleichsindex (MSCI World) im

Jahr 2022 und einer jährlichen Dekarbonisierung um 7% ergibt

Scope 2 GHG Emissionen 

Scope 3 GHG Emissionen 

Gesamte GHG Emissionen 

CO2-Fußabdruck 

GHG Anlagenintensität 

Beteiligung in Unternehmen 
tätig im fossilen Brenn-
stoffsektor 

Reduktion des Exposures durch: 

- Ausschluss von Unternehmen, die in der Förderung oder Verarbeitung 

von fossilen Brennstoffen tätig sind 

- Ausschluss von Unternehmen mit Umsatz >10% durch Öl- und Gasaktivitä-

ten 

- Ausschluss von Unternehmen mit Umsatz >5% aus thermischer Kohle

Aktivitäten mit negativer 
Auswirkung auf Biodiversi-
tätsgebiete 

Der Teilfonds berücksichtigt den Environment - Controversy Score (Aus-
schluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit schweren und sehr schwe-
ren Umweltkontroversen ausgeschlossen. 

Emissionen in Gewässern Der Teilfonds berücksichtigt den Environment - Controversy Score (Aus-
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schluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit schweren und sehr schwe-
ren Umweltkontroversen ausgeschlossen. 

Anteil gefährlicher Abfälle 
Der Teilfonds berücksichtigt den Environment - Controversy Score (Aus-
schluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit schweren und sehr schwe-
ren Umweltkontroversen ausgeschlossen. 

Verstöße gegen die Prinzi-
pien des UN Global Com-
pact und die Leitlinien der 
Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) für 
multinationale Unterneh-
men 

Ausschluss von Unternehmen, die gegen den UNGC verstoßen (nach MSCI 
Logik) und/oder in sehr schwere Kontroversen verwickelt sind (Controversy 
Score = 0 nach MSCI Logik als Proxy für OECD Guidelines für multinationale 
Unternehmen) 

Aufdeckungsmaßnahmen 
gegenüber umstrittenen 
Waffen (Antipersonenmi-
nen, Streumunition, chemi-
sche Waffen und biologi-
sche Waffen) 

Ausschluss von kontroversen Waffen nach MSCI und ISS Logik 

Darüber hinaus werden die Adverse Impact Indicators im Rahmen der Engagement- und Voting Strategie des 
Fondsmanagers berücksichtigt und adressiert.  

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen und den Leit-

prinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte im Einklang?  

Es erfolgt keine Investition in Unternehmen, bei denen Verstöße gegen die United Nations Global Compact Prin-
zipien vorliegen. Somit wird ein vergleichbarer Standard sichergestellt.   

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren be-

rücksichtigt? 

☒ Ja,

Die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal Adverse Impact „PAI“) 

werden im Investitionsprozess auf Ebene der Verwaltungsgesellschaft berücksichtigt. Eine Berücksichtigung 

der PAI auf Ebene des Teilfonds ist verbindlich und erfolgt insoweit. Informationen über die wichtigsten 

nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren sind im Rahmen des Jahresberichts des Fonds für 

den Teilfonds verfügbar (Jahresberichte, die ab dem 01.01.2023 zu veröffentlichen sind). 

☐ Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt? 

Ziel der Anlagepolitik ist die Erwirtschaftung einer attraktiven Rendite durch Erträge und Kapitalgewinne aus Ak-

tienanlagen in ertrags- und wachstumsstarken Unternehmen, die zudem attraktiven Bewertungskriterien ve-

schiedener Stilarten standhalten. Gleichzeitig werden die aus dem Klimawandel entstehenden Risiken für die in-

vestierten Unternehmen addressiert und verringert. 

Der Kern der Anlagestrategie besteht in der Investition in Aktien von Unternehmen, die eine geringe CO2-Inten-

sität aufweisen und einen Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels leisten. Das Nachhaltigkeitsziel wird anhand 

der CO2-Intenstität (in kg pro Investiertem EUR) gemessen. Ziel des Fonds ist es u.a., die CO2-Intensität eines 

breiten Marktindex (d.h. des MSCI World Index) um mindestens 50% zu unterschreiten. 

Die Anlagestrategie 

dient als Richt-

schnur für Investiti-

onsent-scheidun-

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl der Investitionen zur Er-

reichung des nachhaltigen Investitionsziels verwendet werden? 

Verbindliche Elemente der Anlagestrategie sind insbesondere: 
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gen, wobei be-

stimmte Kriterien 

wie beispielsweise 

Investitionsziele 

oder Risikotoleranz 

berücksichtigt wer-

den. 

- die CO2-Intensität investierter Unternehmen unterschreitet die eines eines Vergleichsindex (MSCI

World Index), wobei der Gesamtfonds diese Intensität um mindestens 50% unterschreitet

- das 50% Niveau der CO2-Intensität des Vergleichsindex im Referenzjahr 2022 wird darüber hinaus einer

jährlichen Dekarbonisierung in Höhe von 7% unterworfen.

- Der Anteil an Investitionen des Teilfonds in Unternehmen, die in die Produktion, den Vertrieb oder die 

Stromerzeugung durch fossile Brennstoffe involviert sind, liegt bei 0% (d.h. Anlagen des Teilfonds in

solche Unternehmen sind ausgeschlossen).

- im weiteren Investmentprozess werden für besonders CO2-Intensive Geschäftsmodelle branchenab-

hängige Maximalwerte für die CO2-Intensität des Zielunternehmens festgelegt

- Für Branchen mit vergleichsweise niedriger CO2-Intensität ist ein gutes Scoring in einer externen Kli-

maschutz-Bewertung des Unternehmens (MSCI Climate Change Score) Voraussetzung für eine Investi-

tion. Der Mindestscore wird als Indikator herangezogen; dieser liegt bei 5.

- Unternehmen aus dem investierbaren Universum dürfen außerdem nicht in Konflikt mit der globalen 

Initiative für verantwortungsvolle Unternehmensführung UN Global Compact stehen.

Das nachhaltige Investitionsziel wird durch einen mehrstufigen Prozess erreicht. Zunächst wird auf die Investition 

in Unternehmen, die in die Produktion, den Vertrieb oder die Stromerzeugung durch fossile Brennstoffe involviert 

sind, vollständig verzichtet.  

Im weiteren Investmentprozess werden für besonders CO2-Intensive Geschäftsmodelle branchenabhängige Ma-

ximalwerte für die CO2-Intensität des Zielunternehmens festgelegt. Diese stellen sicher, dass die Investitionen 

des Teilfonds innerhalb einer CO2-intensiven Branche auf diejenigen Unternehmen mit einer vergleichsweise 

niedrigen CO2-Intensität konzentriert wird. Für Branchen mit vergleichsweise niedriger CO2-Intensität ist ein gu-

tes Scoring in einer externen Klimaschutz-Bewertung des Unternehmens (MSCI Climate Change Score) Voraus-

setzung für eine Investition. 

Unternehmen aus dem investierbaren Universum dürfen außerdem nicht in Konflikt mit der globalen Initiative 

für verantwortungsvolle Unternehmensführung UN Global Compact stehen. 

In der Kombination der in der Anlagestrategie enthaltenen Selektionskriterien (Ausschlusskriterien, PAI-Berück-

sichtigung, Positivselektion) wird auch die berücksichtigt, inwiefern eine Investition zu einer erheblichen Beein-

trächtigung des ökologischen oder sozialen nachhaltigen Investitionsziels führen. Die Prüfung der oben genann-

ten Kriterien erfolgt durch Einbezug verschiedener Indikatoren des externen Datenanbieters MSCI ESG und in-

terne Verarbeitung von ESG Kennzahlen. 

Um das Ziel des Klimaschutzes besonders zu wahren gelten für den Fonds folgende Selektionskriterien: Auf Ein-

zeltitelebene werden Kennzahlen zur CO2-Intenstität der Unternehmen verwendet. Hierbei wird der aktuelle 

CO2-Austoß im Verhältnis zum Umsatz gemessen. Abhängig von der Branchenzugehörigkeit und Peergroup des 

Unternehmens hält sich der Fonds an bestimmte Grenzwerte für die CO2-Intensität von Unternehmen. 

• Unternehmen, die in der Förderung oder Verarbeitung von Fossilen Brennstoffen tätig sind werden 

grundsätzlich ausgeschlossen.

• Unternehmen die eine direkte Beteiligung an der Erzeugung oder dem Vertrieb umstrittener Waffen

oder Tabak (bezüglich letzterem bei einem Mindestumsatzanteil je Unternehmen von 5%) haben wer-

den ebenfalls ausgeschlossen.

Um die Beeinträchtigung des sozialen und ökologischen Investitionsziels nicht zu beeinträchtigen, wird eine 

Mehrzahl an Indikatoren von MSCI verwendet. Unter anderem fallen hierunter: 

- Controversy Score – Die Gesamtwertung der Kontroversen eines Unternehmens gibt Auskunft darüber,

ob das Unternehmen im Zusammenhang mit seiner Geschäftstätigkeit oder Produkten in schwerwie-

genden ökologischen oder sozialen Kontroversen verwickelt ist. Unternehmen, die in schwerwiegenden

Kontroversen verwickelt sind, werden ausgeschlossen.

- Global Compact Compliance – Dieser Faktor gibt Auskunft darüber, ob das Unternehmen die Prinzipien

des Global Compact der Vereinten Nationen einhält. Unternehmen, die hiergegen verstoßen, werden

ausgeschlossen.
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- Environment - Controversy Score - Diese ESG-Säule ist eine Bewertung von Kontroversen im Zusam-

menhang mit den Auswirkungen eines Unternehmens auf die Umwelt. Zu den Faktoren, die sich auf

diese Bewertung auswirken, gehört, ob ein Unternehmen in Kontroversen im Zusammenhang mit Land-

nutzung und Biodiversität, Freisetzungen von Giftstoffen, Energie und Klimawandel, Wassermanage-

ment, nicht gefährlichen Betriebsabfällen und dem Management der Umweltauswirkungen der Liefer-

kette verwickelt ist. Unternehmen, die hier schwere Verstöße aufweisen, werden ausgeschlossen.

Eine Investition in ein Unternehmen, die die genannten Kriterien erfüllt, wird zu 100% als nachhaltiges Investment 

betrachtet.  

Die Verfahrensweisen 
einer guten Unterneh-
mensführung umfassen 
solide Management-
strukturen, die Bezie-
hungen zu den Arbeit-
nehmern, die Vergütung 
von Mitarbeitern, sowie 
die Einhaltung der Steu-
ervorschriften. 

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung der Unternehmen, in die in-
vestiert wird, bewertet? 
Gute Unternehmensführung ist ein wesentlicher Faktor in der Beurteilung der Qualität und insbeson-

dere im Risikogehalt eines Investments und wird daher im Rahmen des BayernInvest Investmentansat-

zes sorgfältig und ganzheitlich auf Basis aller verfügbaren Informationen berücksichtigt. Hierzu zählen 

neben öffentlich zugänglichen Informationen zur Corporate Governance des Emittenten auch deren 

Einschätzung durch entsprechende Dienstleister (z.B. Rating Agenturen). Die Bewertung der Verfah-

rensweisen einer guten Unternehmensführung bezogen auf Nachhaltigkeitsfaktoren werden im Rah-

men der Anlagepolitik speziell unter Verwendung bzw. Berücksichtigung der MSCI ESG Daten bewertet. 

Zu nennen sind bspw. die Beurteilung, ob dem Emittenten Verstöße gegen die zehn Prinzipien des Uni-

ted Nations Global Compact attestiert werden oder auf Basis des MSCI ESG Controversy Scores Anhalts-

punkte für schwerwiegende Verstöße existieren. 

Wie sehen die Vermögensallokation und der Mindestanteil der nachhaltigen Investitionen aus? 

Mindestens 75% der Investitionen des Fonds erfolgen als nachhaltige Investitionen (Kategorie #1). 
Die übrigen Investitionen erfolgen in der Kategorie #2, Nicht nachhaltige Investitionen.  

Die Vermögensallokation 
gibt den jeweiligen Anteil 
der Investitionen in be-
stimmte Vermögenswerte 
an. 

#1 Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit ökologischen oder sozialen 
Zielen. 
#2 Nicht nachhaltige Investitionen umfasst Investitionen, die nicht als nachhaltige Investitionen 
eingestuft werden. 

Taxonomiekonforme Tätig-
keiten, ausgedrückt durch 
den Anteil der: 
- Umsatzerlöse, die den 

Anteil der Einnahmen 
aus umweltfreundli-
chen Aktivitäten der
Unternehmen, in die in-
vestiert wird, wider-
spiegeln

- Investitionsausgaben
(CapEx), die die um-
weltfreundlichen Inves-
titionen der Unterneh-
men, in die investiert 
wird, aufzeigen, z.B. für
den Übergang zu einer
grünen Wirtschaft

Wie wird durch den Einsatz von Derivaten das nachhaltige Investitionsziel erreicht? 

Der Teilfonds darf Derivate zu Anlage- und Absicherungszwecken einsetzen.  Um die Erreichung der 

nachhaltigen Zwecke möglichst effektiv zu fördern, wird der Fondsmanager jedoch ausschließlich 

direkte Anlagen in die ESG relevanten Unternehmen tätigen.  

In Welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der EU-Taxo-
nomie konform?  

Investitionen 

#1 Nachhaltige 
Investitionen, 
mind. 75%des 
NIW des Teil-

fonds 

#2 Nicht na-
chhaltige Investi-
tionen 

Umwelt 
mind. 75%des 

NIW des Teil-
fonds 

Andere 
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- Betriebsausgaben

(OpEx), die die umwelt-
freundlichen betriebli-
chen Aktivitäten der
Unternehmen, in die in-
vestiert wird, wider-
spiegeln

Der Teilfonds verpflichtet sich nicht, nachhaltige Investitionen mit einem an der EU-Taxonomie aus-

gerichteten Umweltziel zu tätigen. Der Mindestanteil des Teilfonds an nachhaltigen Investitionen 

mit einem an der EU-Taxonomie ausgerichteten Umweltziel ist daher gleich Null.  
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Mit Blick auf die 
EU-Taxonomie-
konformität um-
fassen die Krite-
rien für fossiles 
Gas die Begren-
zung der Emissio-
nen und die Um-
stellung auf er-
neuerbare Ener-
gie oder CO2-
arme Kraftstoffe 
bis Ende 2035. 
Die Kriterien für 
Kernenergie bein-
halten umfas-
sende Sicherheits- 
und Abfallentsor-
gungs-vorschrif-
ten. 

Ermöglichende 
Tätigkeiten wir-
ken unmittelbar 
ermöglichend da-
rauf hin, dass an-
dere Tätigkeiten 
einen wesentli-
chen Beitrag zu 
den Umweltzielen 
leisten. 
Übergangstätig-
keiten sind Tätig-
keiten, für die es 
noch keine CO2-
armen Alternati-
ven gibt und die 
unter anderem 
Treibhaus-
gasemissions-
werte aufweisen, 
die den besten 
Leistungen ent-
sprechen. 

Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Tätigkeiten im Bereich 
fossiles Gas und/oder Kernenergie3 investiert? 

☐ Ja:

☐ In fossiles Gas ☐ In Kernenergie

☒ Nein

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Grün der Mindestprozentsatz der Investitionen zu 

sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der 

Taxonomie-Konformität von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die Taxonomie-Konformität in 

Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen, während die zweite 

Grafik die Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, die keine 

Staatsanleihen umfassen. 

* Für die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikopositionen

gegenüber Staaten. 

** Eine genaue Angabe des Prozentsatzes ist momentan nicht möglich, da die tatsächliche Quote im 

Teilfonds schwankt. Der genaue Prozentsatz an Staatsanleihen wird aus dem Jahresbericht 

ersichtlich sein. 

sind ökolo-
gisch nachhaltige 
Investitionen, die 
die Kriterien für 
ökologisch nach-
haltige Wirt-
schaftstätigkeiten 
gemäß der EU-Ta-
xonomie nicht be-
rücksichtigen 

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätigkeiten und ermöglichende Tätigkeiten?  
Der Teilfonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen mit einem an der EU-Taxonomie ausgerichteten 
Umweltziel zu tätigen. Daher der Teilfonds auch nicht, in Übergangs- und Fördermaßnahmen zu investieren. 
Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht mit der EU-Taxo-
nomie konform sind? 
Der Mindestanteil liegt bei 75%.  
Wie hoch ist der Mindestanteil an nachhaltigen Investitionen mit einem sozialen Ziel? 
Der Teilfonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Absatz 17 der SFDR zu täti-
gen, die ausschließlich einem sozialen Ziel zuzuordnen sind.  

1 Tätigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur

Eindämmung des Klimawandels („Klimaschutz“) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich beein-
trächtigen – siehe Erläuterung am linken Rand. Die vollständigen Kriterien für EU-taxonomiekonforme Wirt-
schaftstätigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind in der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1214 
der Kommission festgelegt. 

0%
0%

0%

100%

1. Taxonomie-Konformität der 
Investitionen einschließlich 

Staatsanleihen*

Taxonomiekonform:
Fossiles Gas

Taxonomiekonform:
Kernenergie

Taxonomiekonform
(ohne fossiles Gas und
Kernenergie)

Nicht
taxonomiekonform

0%

0%
0%

0%

100%

2. Taxonomie-Konformität der Investitionen 
ohne Staatsanleihen*

Taxonomiekonform:
Fossiles Gas

Taxonomiekonform:
Kernenergie

Taxonomiekonform
(ohne fossiles Gas und
Kernenergie)

Nicht taxonomiekonform

0%

Diese Grafik gibt X% der Gesamtinvestitionen wieder.**
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Wurde zur Erreichung des nachhaltigen Investitionsziels ein bestimmter Index als Re-
ferenzwert bestimmt?  
Es ist kein Index zu diesem Zweck bestimmt. 

Bei den Referenzwer-
ten handelt es sich um 
Indizes, mit denen ge-
messen wird, ob das 
nachhaltige Investiti-
onsziel des Finanzpro-
dukts erreicht wird. 

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden? 
Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: 
www.bayerninvest.de/services-fonds/aktienfonds/dkb-nachhaltigkeitsfonds-
klimaschutz/index.html 

3 Tätigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur Eindämmung des 

Klimawandels („Klimaschutz“) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich beeinträchtigen – siehe Erläuterung am linken 
Rand. Die vollständigen Kriterien für EU-taxonomiekonforme Wirtschaftstätigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind 
in der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission festgelegt. 

Welche Investitionen fallen unter "#2 Nicht nachhaltige Investitionen", welcher Anlagezweck wird mit 

ihnen verfolgt und gibt es einen ökologischen oder sozialen Mindestschutz? 

Alle Investitionen, die nicht zum nachhaltigen Investitionsziel beitragen, werden der Kategorie #2 zugeordnet. 

Es gelten jedoch für diese Investitionen dieselben Kriterien, die im vorherigen Abschnitt „Wie wird erreicht, 

dass nachhaltige Investitionen nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung des ökologischen oder sozialen 

nachhaltigen Investitionsziels führen?“ angegeben werden. 

Der Teilfonds setzt im Rahmen von „#2 Andere Investitionen" hauptsächlich Derivate und Zielfonds sowie an-

dere Techniken und Instrumente ein. Diese Instrumente sowie sonstige Techniken und Instrumente werden zu 

Absicherungszwecken eingesetzt sowie, um das Anlageziel des Teilfonds zu erreichen. Für diese Anlagen gibt es 

keinen ökologischen oder sozialen Mindestschutz. 
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DKB Nachhaltigkeitsfonds European Green Deal 

Anlageziel 

Ziel ist es, die Anleger an den Entwicklungen der Aktien-

märkte teilhaben zu lassen. Der Wertzuwachs soll aus Ak-

tien von Unternehmen erzielt werden, deren Ge-

schäftspraktiken durch Nachhaltigkeit geprägt sind und die 

zudem den attraktiven Bewertungskriterien verschiedener 

Stilarten standhalten.  

Anlagestrategie 

Der Teilfonds DKB Nachhaltigkeitsfonds European Green 

Deal bewirbt ökologische und soziale Merkmale und er-

füllt damit die Voraussetzungen des Artikels 8 der VER-

ORDNUNG (EU) 2019/2088 DES EUROPÄISCHEN PARLA-

MENTS UND DES RATES über nachhaltige Offenlegungs-

pflichten im Finanzdienstleistungssektor (die „Offenle-

gungsverordnung“).  

Zudem erfolgt die Investition in Wirtschaftsaktivitäten, die 

zu einem Umweltziel im Sinne von Artikel 5 der VERORD-

NUNG (EU) 2020/852 über die Einrichtung eins Rahmens 

zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen (die „Taxono-

mieverordnung“) beitragen.  

Weitere vorvertragliche Informationen über die ökologi-

schen und/oder sozialen Merkmale sind im nachfolgenden 

Anhang „Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 

Absätze 1, 2 und 2a der Verordnung (EU) 2019/2088 und 

Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genann-

ten Finanzprodukten“ enthalten. 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds European Green Deal wird 

zu mindestens 60% in börsennotierte Aktien von Unter-

nehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum angelegt. In diesem 

Rahmen wird nur in Aktien von Gesellschaften angelegt, 

deren Geschäftspraktiken durch Nachhaltigkeit geprägt 

sind. 

Als Anlageziel wird nicht die passive Nachbildung eines Ak-

tienindexes (Branche) verfolgt. Vielmehr strebt der Fonds-

manager an, das Teilfondsvermögen über einen aktiv aus-

gesteuerten Selektionsprozess in den jeweils analytisch in-

teressantesten Aktienwerten zu investieren. Bei der Port-

foliostruktur kann jedoch der relativen Gewichtung der 

Unternehmen in den spezifischen Länderindizes Rechnung 

getragen werden. Um die Auswahl von Produkten zu ge-

währleisten, die den Nachhaltigkeitsanforderungen ge-

recht werden, nutzt der Fondsmanger anerkannte externe 

Ratings und das Angebot eines professionellen externen 

weltweit tätigen Datenanbieters (MSCI), um ESG-Risiken 

und Chancen zu identifizieren. Durch die oben genannten 

Listen werden bestimmte Unternehmen ausgeschlossen. 

Des Weiteren kann das Teilfondsvermögen in Wandel-

schuldverschreibungen, Optionsanleihen und Optionsschei-

nen angelegt werden, sofern diese zum Erwerb von Aktien 

von Unternehmen, die den Anlagebestimmungen des Teil-

fonds entsprechen, berechtigen. Als Anlageinstrumente 

kommen neben Einzeltitelinvestitionen auch Wertpapiere 

zum Einsatz deren Performance an die Entwicklung von 

Märkten, Regionen, Ländern, Themen und Branchen gekop-

pelt ist (z.B. Indexzertifikate auf in angemessener Weise ver-

öffentlichte Indizes, deren Zusammensetzung hinreichend 

diversifiziert ist und die eine adäquate Bezugsgrundlage für 

die Märkte darstellen, auf die sie sich beziehen oder Partizi-

pationsscheine). 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds European Green Deal darf 

höchstens 10% seines Vermögens in Anteilen anderer OGAW 

oder anderer OGA anlegen, soweit diese die Voraussetzun-

gen des Artikel 15 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/61 

erfüllen und gemäß Iihren Anlagebedingungen mindestens 

51 % ihres Wertes in die vorgenannten, zum amtlichen Han-

del an einer Börse zugelassene oder auf einem organisierten 

Markt notierte Anteile an Kapitalgesellschaften  anlegen. 

Die Höhe der Allokation in den jeweiligen Anlageinstrumen-

ten und -klassen wird dynamisch ausgelegt und ist abhängig 

von den jeweils vorherrschenden Marktopportunitäten. 

Das Teilfondsportfolio wird dabei jeweils aus aktienbezoge-

nen Anlageinstrumenten bestehen, die hinsichtlich ihrer 

ESG-Qualität überprüft und mittels einer Kombination von 

Ausschlusskriterien und qualitativen Faktoren für das Anla-

geuniversum berücksichtigt werden können.  

Für Zwecke dieser Anlagepolitik und in Übereinstimmung 

mit der Definition des deutschen Kapitalanlagegesetzbu-

ches (KAGB) ist ein organisierter Markt, ein Markt, der an-

erkannt und für das Publikum offen ist und dessen Funkti-

onsweise ordnungsgemäß ist, sofern nicht ausdrücklich et-

was Anderes bestimmt ist. Dieser organisierte Markt ent-

spricht zugleich den Kriterien des Artikels 50 der OGAW-

Richtlinie. 

Zur Absicherung und als Teil der Anlagestrategie kann der 

Teilfonds Derivate sowie sonstige Techniken und Instru-

mente verwenden, wobei das mit Derivaten verbundene 

Gesamtrisiko den Gesamtnettowert des Teilfonds nicht 

überschreiten darf. 

Für den Teilfonds dürfen daneben flüssige Mittel gehalten 
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werden. Die zusätzlichen flüssigen Mittel beschränken sich 

auf Sichteinlagen, wie Bargeld auf Girokonten bei einer 

Bank, über die jederzeit verfügt werden kann, umlaufende 

oder außergewöhnliche Kosten zu decken, oder die für den 

Zeitraum, der für die Wiederanlage in zulässige Vermögens-

werte gemäß Artikel 41(1) des Gesetzes vom 17. Dezember 

2010 über Organismen für gemeinsame Anlagen erforder-

lich ist oder für einen Zeitraum, der im Falle ungünstiger 

Marktbedingungen zwingend erforderlich ist, benötigt wer-

den. Der Anteil solcher zusätzlichen liquiden Mittel ist auf 

20% des Nettovermögens des Teilfonds begrenzt. 

Diese Grenze von 20 % darf nur dann vorübergehend über-

schritten werden, wenn dies aufgrund außergewöhnlich un-

günstiger Marktbedingungen unbedingt erforderlich ist, 

Umstände dies erfordern und wenn eine solche Überschrei-

tung im Hinblick auf die Interessen der Anleger gerechtfer-

tigt ist, z.B. unter sehr ernsten Umständen. 

Im Übrigen kann in alle gemäß Artikel 4 des Verwaltungs-

reglements zulässigen Vermögenswerte investiert wer-

den. 

Risikoprofil 

Durch die internationale Streuung der Aktienanla- gen 

partizipiert der Investor des DKB Nachhaltigkeitsfonds 

European Green Deal an der Entwicklung von Unterneh-

men deren Geschäftspolitik sich an den Grundsätzen der 

Nachhaltigkeit ausrichtet. 

ESG Risiken 

Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit eines Emittenten 

verlässt sich der Fondsmanager weitgehend auf Informa-

tionen der Emittenten und entsprechender Datenanbie-

ter. Externe Datenanbieter sammeln Informationen von 

Unternehmen bzw. Emittenten zum Umgang mit Nach-

haltigkeitsthemen und stellen diese ihren Kunden in ge-

bündelter Form zur Verfü-gung. Neben der Weiterleitung 

von Informationen nehmen die Datenanbieter auch Be-

urteilungen der Informationen vor, die in die Investent-

scheidung einbezogen werden können. Trotz sorgfältiger 

Auswahl des Da-tenanbieters kann es dennoch bei Da-

tenan-bietern zu Fehlern in Bezug auf ESG Daten kom-

men, die dazu führen, dass Vermögensgegenstände er-

worben werden, die die genannten Nachhaltig-keitskri-

terien nicht oder nicht umfänglich erfüllen. Daneben 

können Unternehmen ihre Geschäftspolitik nach dem Er-

werb eines Vermögensgegenstands anpassen und dann 

nicht mehr als nachhaltig im Sinne der vorstehenden Kri-

terien gelten. Es kann daher nicht garantiert werden, 

dass die erworbenen Ver-mögensgegenstände den 

Nachhaltigkeitskriterien jederzeit und im vollen Umfang 

entsprechen. 

Der Fondsmanager hat in der Regel nicht die Möglichkeit, 

die Informationen des Emittenten oder Datenanbieters zu 

überprüfen. Trotz sorgfältiger Aus-wahl des Datenanbie-

ters kann es beim Datenanbieter zu Fehlern in Bezug auf 

ESG Daten kommen. Durch falsche oder fehlerhafte ESG 

Daten kann es sein, dass die Investitionsentscheidung des 

Fondsmanagers beeinflusst wird. Daneben können Unter-

nehmen ihre Geschäftspolitik anpassen und dann nicht 

mehr als nachhaltig gelten. 

Die Auswahl von nachhaltigen Unternehmen bedeu-tet 

auch nicht, dass die Investition in Investitionsob-jekte die-

ses Emittenten risikofrei oder nur mit gerin-gen Risiken 

verbunden ist. Auch die Investitionsob-jekte nachhaltiger 

Emittenten können ausfallen und zu Verlusten im Teil-

fonds führen. 

Durch die Anwendung von Ausschlusskriterien kann das 

Portfolio des Teilfonds insgesamt konzentrierter ausfallen 

in Bezug auf die Einzeltitel als auch in Bezug auf die Bran-

chen- oder Länderallokation im Vergleich zu einem Fonds, 

der keine Ausschlusskriterien anwendet. Durch eine sol-

che Konzentration kann es Zeiten einer besseren oder ei-

ner schlechteren Performance im Vergleich zu einem 

Fonds kommen, dem ein breiteres Investmentuniversum 

zur Verfügung steht. 

Aktienrisiko 

Mit dem Erwerb von Aktien können besondere markt- und 

Unternehmensrisiken verbunden sein. Der Wert von Aktien 

spiegelt nicht immer den tatsächlichen Unternehmenswert 

wider. Es kann daher zu großen und schnellen Schwankun-

gen dieser Werte kommen, wenn sich Marktgegebenheiten 

und Einschätzungen von Marktteilnehmern hinsichtlich des 

Wertes dieser Anlagen ändern. Hinzu kommt, dass die 

Rechte aus Aktien stets nachrangig gegenüber den Ansprü-

chen sämtlicher Gläubiger des Emittenten befriedigt wer-

den. Daher unterliegen Aktien im Allgemeinen größeren 

Wertschwankungen als z.B. festverzinsliche Wertpapiere. 

Da mögliche Ertragschancen durch den Erwerb von Mid- und 

Smallcaps aus allen Marktsegmenten gesteigert werden kön-

nen, besteht die Möglichkeit, dass sich zeitweise im Teil-

fonds auch verstärkt Aktien kleinerer und mittlerer Unter-

nehmen befinden. Insbesondere Aktien vorwiegend kleine-

rer, weniger ausgereifter Unternehmen unterliegen in der 

Regel höheren Schwankungen als der Markt allgemein. Die 

Gründe hierfür liegen darin, dass die Wertpapiere generell in 

kleineren Mengen gehandelt werden und dass diese Unter-

nehmen größeren Geschäftsrisiken ausgesetzt sind. 
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Angesichts der Gefahr größerer und häufiger Schwankun-

gen von Aktienwerten kann es bei schwerpunktmäßig im 

Teilfonds enthaltenen Aktien zu entsprechenden großen 

und kleinen Veränderungen des Wertes des Teilfonds kom-

men. 

Besondere Branchenrisiken 

Schwerpunktmäßige Anlagen in Wertpapiere einer Bran-

che können ebenfalls dazu führen, dass sich die besonde-

ren Risiken einer Branche verstärkt im Wert des Teilfonds 

widerspiegeln. 

Insbesondere bei Anlagen in Branchen, die stark von Ent-

wicklung und Forschung abhängig sind (z.B. Biotechnolo-

giebranche, Pharmabranche, etc.) oder vergleichsweise 

neu sind, kann es bei Entwicklungen mit branchenweiten 

Auswirkungen zu vorschnellen Reaktionen der Anleger mit 

der Folge erheblicher Kursschwankungen kommen. Der Er-

folg dieser Branchen basiert häufig auf Spekulationen und 

Erwartungen um Hinblick auf zukünftige Produkte. Erfüllen 

diese Produkte allerdings nicht die in sie gesetzten Erwar-

tungen oder treten sonstige Rückschläge auf, können ab-

rupte Wertverluste in der gesamten Branche auftreten. 

Allerdings kann es auch in anderen Branchen Abhängigkei-

ten geben, die dazu führen, dass bei ungünstigen Entwick-

lungen wie z.B. bei Lieferengpässen, Rohstoffknappheit, 

Verschärfung von gesetzlichen Vorschriften usw. die ge-

samte Branche einer erheblichen Wertschwankung unter-

liegt. 

Währungsrisiko 

Sofern Vermögenswerte eines Teilfonds in anderen Wäh-

rungen als der jeweiligen Teilfondswährung angelegt sind, 

erhält das Teilfondsvermögen die Erträge, Rückzahlungen 

und Erlöse aus solchen Anlagen in der jeweiligen Währung. 

Fällt der Wert dieser Währung gegenüber der Teilfonds-

währung, so reduziert sich der Wert des Teilfondsvermö-

gens. 

Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschäften 

Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von 

Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken 

verbunden: 

Kursänderungen des Basiswertes können den Wert eines 

Optionsrechts oder Terminkontraktes bis hin zur Wertlo-

sigkeit vermindern. Durch Wertänderungen des einem 

Swap zugrundeliegenden Vermögenswertes kann das 

Teilfondsvermögen ebenfalls Verluste erleiden. 

Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss ei- nes Ge-

gengeschäfts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden. 

Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des 

Fondsvermögens stärker beeinflusst werden, als dies 

beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. 

Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option 

nicht ausgeübt wird, weil sich die Preise der Basiswerte 

nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom Fondsver-

mögen gezahlte Optionsprämie verfällt. Beim Verkauf von 

Optionen besteht die Gefahr, dass das jeweilige Teilfonds-

vermögen zur Abnahme von Vermögenswerten zu einem 

höheren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung 

von Vermögenswerten zu einem niedrigeren als dem aktu-

ellen Marktpreis verpflichtet. Das Teilfondsvermögen erlei-

det dann einen Verlust in Höhe der Preisdifferenz minus der 

eingenommenen Optionsprämie. 

Auch bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass das 

Fondsvermögen infolge einer unerwarteten Entwicklung 

des Marktpreises bei Fälligkeit Verluste erleidet. 

Die bei Devisentermingeschäften bzw. bei dem Er- werb 

von entsprechenden Optionsrechten und Op- tionsschei-

nen entstehenden Kosten und eventuellen Verluste verrin-

gern das Ergebnis des Teilfonds. 
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Marktrisiko 

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz- produk-

ten hängt insbesondere von der Entwicklung der Kapital-

märkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der 

Weltwirtschaft sowie den wirtschaftlichen und politischen 

Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ländern beein-

flusst wird. Auf die allgemeine Kursentwicklung insbeson-

dere an einer Börse können auch irrationale Faktoren wie 

Stimmungen, Meinungen und Gerüchte einwirken. 

Leverage 

Die Anlagestrategie kann mit einem Leverage ver- bunden 

sein und unterliegt den damit verbundenen Risiken. Im 

Falle von wesentlichen und nachteiligen Wechselkursbe-

wegungen allgemein besteht die Möglichkeit, dass der 

Teilfonds wesentliche Verluste erleidet. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die Höhe der He-

belwirkung (englisch „leverage“) des Fonds mit Hilfe des 

Ansatzes über die Summe der Nennwerte (englisch „sum of 

the notionals“) der derivativen Finanzinstrumente. Bei die-

sem Ansatz werden die anzurechnenden Werte aus gegen-

läufigen Positionen nicht saldiert, sondern addiert, d.h. ins-

besondere, dass die zu Absicherungszwecken genutzten 

derivativen Finanzinstrumente mit positivem Wert bei der 

Addition berücksichtigt werden müssen. Die nachstehend 

ausgewiesene Höhe der erwarteten Hebelwirkung ist als 

Verhältnis zwischen der Summe der Nominalwerte und des 

Netto-Fondsvermögens ausgedrückt und basiert auf histo-

rischen Werten und erwarteten Entwicklungen. Es wird er-

wartet, dass die Höhe der Hebelwirkung grundsätzlich zwi-

schen durchschnittlich 0,3 und maximal 0,6 bezogen auf 

das Netto-Fondsvermögen liegen wird. Ein Hebel von 0 be-

deutet in diesem Zusammenhang, dass der Fonds keine de-

rivativen Finanzinstrumente oder sonstige anzurechnen-

den Werte enthält. 

Es ist zu berücksichtigen, dass derivative Finanzins- tru-

mente für verschiedene Zwecke eingesetzt wer- den kön-

nen und die Berechnung der erwarteten Höhe der Hebel-

wirkung nicht zwischen diesen un- terschiedlichen Zweck-

bestimmungen der derivativen Finanzinstrumente unter-

scheidet. Die ausgewiesene 

Höhe der erwarteten Hebelwirkung spiegelt daher nicht 

den Risikogehalt des Fonds wieder. Neue Marktgegeben-

heiten können sowohl die Gewich- tung der einzelnen de-

rivativen Finanzinstrumente als auch die Ausprägungen 

der Risikofaktoren für 

jedes derivative Finanzinstrument im Verlauf der Zeit än-

dern. 

Der Anleger muss insofern damit rechnen, dass in Aus-

nahmefällen auch die Höhe der erwarteten Hebelwirkung 

von der oben ausgewiesenen Spanne abweichen kann. 

(Siehe auch Kapitel 7 Risikohinweise) 

Dem Anleger sollte bewusst sein, dass ihm keine Zusiche-

rungen hinsichtlich der Erreichung der Anlageziele ge-

macht werden können und er gegebenenfalls Gefahr läuft 

einen Totalverlust zu erleiden, bzw. einen niedrigeren Be-

trag zurückzuerhalten, als denjenigen, den er investiert 

hat. 

Erhöhte Volatilität 

Da es bei dem DKB Nachhaltigkeitsfonds European Green 

Deal aufgrund des aktiven und flexiblen Managementansat-

zes zu einer zeitweiligen Schwerpunktbildung in bestimm-

ten geographischen Regionen, Branchen oder Marktseg-

menten kommen kann, besteht ein nicht unerhebliches Ri-

siko erhöhter Volatilität. Das heißt, es kann in kurzen Zeit-

räumen zu starken Schwankungen des Anteilpreises nach 

oben oder unten kommen. 

Profil des typischen Anlegers 

Die Anlage in den Teilfonds DKB Nachhaltigkeitsfonds Euro-

pean Green Deal ist auch für Anleger geeignet, die in der 

Lage sind, die Risiken und den Wert der Anlage abzuschät-

zen und die sich zur Abrundung und Ergänzung bestehender 

konservativer Anlageformen am Erfolg von auf Nachhaltig-

keit ausgerichteten Unternehmen beteiligen möchten. Der 

Anleger muss bereit und in der Lage sein, erhebliche Wert-

schwankungen der Anteile und ggf. einen erheblichen Kapi-

talverlust hinzunehmen. Der Anleger sollte einen mittel- bis 

langfristigen Anlagehorizont haben. 
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Eckwerte 

Anteilklasse: AL 

Erstausgabe: 27.08.2007 

Erstausgabepreis: EURO 25,00 

Ausgabeaufschlag: Bis zu 3 % ( in % des Nettoinventarwertes pro Anteil) 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung 

Wertpapierkennnummer: A0MX5K 

ISIN: LU0314225409 

Verwaltungsgebühr: 1,65% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats be-

rechneten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Net-

toinventarwerten des Teilfonds und zahlbar am Ende eines jeden Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,05% p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden Quar-

tals) 

Anteilklasse: InstANL (vorbehalten für institutionelle Investoren) 

Erstausgabe: 01. Juni 2019

Erstausgabepreis: EURO 5.000 

Mindestzeichnungsbetrag: EURO 10.000 

Ausgabeaufschlag: Entfällt 

Rücknahmeprovision: Keine 

Verwendung der Erträge: Ausschüttung 

Wertpapierkennnummer: A2PKG4 

ISIN: LU1989374100 

Verwaltungsgebühr: 0,70% p.a. (berechnet in % auf Basis des am Ende eines jeden Monats berech-

neten Durchschnittswertes aus den bewertungstäglich ermittelten Nettoin-

ventarwerten des Teilfonds und zahlbar am Ende eines jeden Monats) 

Taxe d’abonnement: 0,01 % p.a. (berechnet in % des Teilfondsvermögens am Ende eines jeden 

Quartals) 

Alle Anteilklassen: 

Fondsmanager: BayernInvest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH Karlstrasse 35 

D-80333 München

Fondsmanagerhonorar: Das Fondsmanagerhonorar wird aus der vereinnahmten Verwaltungsgebühr 

getragen. 

Verwahrstellengebühr: NIW < 100 Mio.EUR: 0,05% des NIW, Min. 10.000 EUR pro Teilfonds pro ange-
fangenes Kalenderjahr 

NIW > 100 Mio. EUR: 50.000 EUR plus 0,04% des NIW auf den 

100 Mio. EUR übersteigenden Teil 

Teilfondswährung: EURO 

Bewertungstag: jeder ganztägige Bankarbeitstag in Luxemburg und Frankfurt am Main 

Zahltag von Zeichnungen und Rücknah-

men von Anteilen: 

Nächstfolgender Bewertungstag (Trading Day) + 2 Bankarbeitstage in Luxem-

burg 

Anteile: Inhaberanteile 
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Gesamtrisiko: Der Value at Risk (99%, 20T) für den Teilfonds beträgt maximal 200% des Value 

at Risk des Referenzportfolio (Relativer VaR) 

Leverage/ Hebel: der durchschnittliche Hebel beträgt 0,3 der ma-

ximale Hebel beträgt 0,6 

Berechnungsmethode: Ansatz über die Summe der Nennwerte (sum of the notionals ap-

proach) 

Referenzportfolio: 100% MSCI Europe Net Total Return EUR Index 

Laufzeit: unbegrenzt 

Vertriebsländer: Luxemburg, Deutschland, Österreich 
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Name des Produkts:  DKB Nachhaltigkeitsfonds European 

Green Deal 
Unternehmenskennung (LEI-Code): 

529900F25LKOB4ZB7F19 

Ökologische und/oder soziale Merkmale 

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

☐ Ja ☒ Nein

Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absätze 1, 2 und 2a der Verordnung 
(EU) 2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten Finanzprodukten 

Eine nachhaltige Inves-
tition ist eine Investi-
tion in eine Wirt-
schaftstätigkeit, die zur 
Erreichung eines Um-
weltziels oder sozialen 
Ziels beiträgt, voraus-
gesetzt, dass diese In- 
vestition keine Um- 
weltziele oder sozialen 
Ziele erheblich beein-
trächtigt und die Unter-
nehmen, in die inves-
tiert wird, Verfahrens-
weisen einer  guten Un-
ternehmensführung 
anwenden. 

Die EU-Taxonomie ist 
ein Klassifikationssys-
tem, das in der Verord-
nung (EU)2020/852 
festgelegt ist und ein 
Verzeichnis von ökolo-
gisch nachhaltigen 
Wirtschaftstätigkeiten 
enthält. In dieser Ver-
ordnung ist kein Ver-
zeichnis der so zial 
nachhaltigen Wirt-
schaftstätigkeiten fest-
gelegt. 
Nachhaltige Investi tio-
nen mit einem Um-
weltziel könnten taxo-
nomiekonform sein 
oder nicht. 

☐ Es wird damit ein Mindestanteil an

nachhaltigen Investitionen mit ei-

nem Umweltziel getätigt:  %

☐ in Wirtschaftstätigkeiten, die

nach der EU-Taxonomie als

ökologisch nachhaltig einzustu-

fen sind

☐ in Wirtschaftstätigkeiten, die

nach der EU-Taxonomie nicht

als ökologisch nachhaltig ein-

zustufen sind

☐ Es wird damit ein Mindestan-

teil an nachhaltigen Investitionen mit
einem sozialen Ziel getätigt:  %

☒ Es werden damit ökologi-

sche/soziale Merkmale bewor-
ben und obwohl keine nachhalti-
gen Investitionen angestrebt
werden, enthält es einen Min-
destanteil von 50% an nachhalti-
gen Investitionen

☐ mit einem Umweltziel in Wirt-

schaftstätigkeiten, die nach der

EU- Taxonomie als ökologisch

nachhaltig einzustufen sind

☒ mit einem Umweltziel in Wirt-

schaftstätigkeiten, die nach der

EU- Taxonomie nicht als ökolo-

gisch nachhaltig einzustufen

sind

☐ mit einem sozialen Ziel

☐ Es werden damit ökologi-

sche/soziale Merkmale beworben,
aber keine nachhaltigen Investitionen
getätigt.
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       Welche ökologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Finanzprodukt beworben? 

Der Teilfonds verfolgt ein individuelles Nachhaltigkeitsprofil und berücksichtigt im Rahmen seiner Anlageziele 

und -Strategie Faktoren wie Umwelt, Soziales und gute Unternehmensführung („ESG-Kriterien“). Dabei strebt 

der Teilfonds an, Anreize zu setzen, Umsätze mit aus Nachhaltigkeitsgesichtspunkten kontroversen Wirt-

schaftstätigkeiten zu reduzieren sowie das nachhaltige Handeln von Unternehmen zu fördern. Um dieses 

Profil dauerhaft sicherzustellen, werden entsprechende Kriterien, wie nachfolgend dargestellt, im Rahmen 

der Anlageentscheidung berücksichtigt; diese bilden das Profil anhand transparenter, objektiv prüfbarer Kri-

terien ab.  

Der Fonds fördert ökologische Merkmale durch die Beschränkung von Investitionen in fossile Energien sowie 

soziale Merkmale durch die Beschränkung von Investitionen in Waffen, Tabak, Alkohol, Glücksspiel und Er-

wachsenenunterhaltung.  

Durch seine Investments nimmt der Fonds Bezug auf politische Initiativen des europäischen Green Deals. Das 

Ziel einer klimaneutralen EU im Jahr 2050 wird durch den Ausschluss von Unternehmen unterstützt, die einen 

signifikanten Anteil ihres Umsatzes aus fossilen Rohstoffen bestreiten. Das Zielbild des Green Deals einer 

nachhaltigen Landwirtschaft wird durch den Ausschluss von Unternehmen mit Bereich des genetical engene-

ering unterstützt. Generell werden Unternehmen ausgeschlossen, die durch wesentliche Kontroversen in 

Themenfeldern des Green Deals auffallen, wie Umwelt, Gesundheit und Menschenrechte. Der Fonds inves-

tiert in europäische Aktien und incentiviert durch seine Beteiligung jene Unternehmen, die ihr Geschäftsmo-

dell in Einklang bringen mit den Zielen des Green Deals. 

Die Prüfung erfolgt vor und während der Investitionsphase für jeden Einzeltitel. Die Methodology der Prüfung 

besteht darin, dass das Portfolio Management System, welches bei dem Anlageentscheidungsfindungspro-

zess benutzt wird, auf einschlägige Nachhaltigkeitsindikatoren parametrisiert ist und jedes potentielle und 

bestehende Anlageziel basierend auf diesen Indikatoren geprüft wird. Die anvisierte Anlage wird gemacht 

bzw. die bestehende Anlage wird im Portfolio nur beibehalten, wenn die Anlage ausreichend Nachhaltig-

keitsindikatoren erfüllt.  

Nähere Informationen zum ESG-Investmentprozess stehen Investoren unter dem Link https://

www.bayerninvest.de/maerkte-meinungen/nachhaltiges-investieren/nachhaltiges-investieren/index.html 

zur Verfügung. 
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Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getätigt 

werden sollen, und wie trägt die nachhaltige Investition zu diesen Zielen bei?  
Die nachhaltigen Investitionen verfolgen das Ziel, die Wirtschaft der EU bei der Dekarbonisierung zu unter-

stützen, indem in Unternehmen mit niedrigem CO2-Profil investiert wird. Der Teilfonds zielt dazu darauf ab, 

die Treibhausgas-Emissionsintensität gegenüber dem Anlageuniversum (MSCI Europe) um mindestens 50 

Prozent zu reduzieren. Darüber hinaus wird die Treibhausgas-Emissionsintensität anhand eines festgelegten 

Dekarbonisierungs-Zielpfades eines Referenzwertes (durchschnittliche jährliche Verringerung von 7%) wei-

ter reduziert werden. 

Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getätigt wer-

den sollen, keinem der ökologischen oder sozialen nachhaltigen Anlageziele erheblich schaden?  
Damit die nachhaltigen Investitionen keinem ökologischen oder sozialen Anlageziel schaden, berücksichtigt 

der Teilfonds Ausschlußkriterien gegenüber kontroversen Geschäftsfeldern bzw. Geschäftspraktiken. Die 

Ausschlußkriterien werden im Abschnitt „Nachhaltigkeitsindikatoren“ im Detail beschrieben werden. Dar-

über hinaus berücksichtig der Teilfonds eine Auswahl von Indikatoren die Folgendes anzeigen: 

- Signifikanter Anteil an Investitionen in Aktivitäten im fossilen Brennstoffsektor

- Investition in Ölsande und Schieferöl

- Tätigkeiten im Zusammenhang mit schweren Umweltkontroversen

- Verstöße gegen die Prinzipien des UN Global Compact

- Aktivitäten im Zusammenhang mit kontroversen Waffen

- Investitionen in Unternehmen im Bereich des „genetical engineering“

Mit Nachhaltigkeits- 
indikatoren wird ge-
messen, inwieweit die 
mit dem Finanzpro-
dukt beworbenen 
ökologischen oder so-
zialen Merkmale er-
reicht werden. 

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der ein-

zelnen ökologischen oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt be-

worben werden, herangezogen? 
Für jede der genannten nachhaltigen Merkmale wird ein Indikator definiert, der die Einhaltung überprüft.  
Dieser misst, ob die Anforderung eingehalten wurde. Das bedeutet, dass gemessen wird, ob es zu Verstößen 
gegen die nachfolgend genannten Ausschlusskriterien kam. Der Teilfonds investiert grundsätzlich nicht in Un-
ternehmen, deren wirtschaftlichen Aktivitäten mindestens einer der folgenden Kategorien zugeordnet wer-
den können (sofern keine Mindestumsätze angegeben sind, ist schon ein Umsatzanteil von >0% für den Aus-
schluss ausreichend):  
- Herstellung von Antipersonenlandminen oder Waffen und Munition, die ähnlich funktionieren
- Herstellung von Waffensystemen für Streumunition
- Herstellung von Atomwaffen o. ä.
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Waffen (Waffensysteme, Komponenten, Unterstützungssys-
teme und -diensten)
- Vorhandensein einer roten Flagge (MSCI Systematik), d. h. es liegen schwere Verstöße im Bereich Kinderar-
beit vor
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Glücksspielen erzielen
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Erwachsenenunterhaltung erzielen
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Tabakwaren erzielen
- Erzielung von einem Umsatzanteil von mehr als 30% mit thermischer Kohle (Abbau, Verkauf)
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit alkoholischen Produkten (Herstellung, Vertrieb, Einzelhandel,
Lizenzierung, Lieferung)
- Betreibung von Stammzellenforschung mit aus menschlichen Embryonen gewonnenen Zellen (5% Umsatz-
schwelle)
- Genetische Veränderung von Pflanzen, Saatgut, Getreide o. ä. für landwirtschaftliche Zwecke oder den
menschlichen Verzehr
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 0% mit Ölsanden (Förderung, Besitz von Reserven)
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 0% mit Schieferölproduktion erzielen
- Durchführung von Tierversuchen für nichtpharmazeutische Produkte wie Kosmetika, Körperpflegeprodukte,
Haushaltsreinigungsprodukte etc. sowie Erzielung von Umsätzen mit der Produktion von Pelzen.
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Wie wurden die Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berücksich-
tigt?  

Beteiligung in Unterneh-
men tätig im fossilen 
Brennstoffsektor 

Reduktion des Exposures durch: 

- Ausschluss von Unternehmen mit Umsatz >30% aus thermischer

Kohle

Aktivitäten mit negativer 
Auswirkung auf Biodiversi-
tätsgebiete 

Der Teilfonds berücksichtigt den Enviroment – Controversy Score (Aus-
schluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit schweren und sehr 
schweren Umweltkontrovesen ausgeschlossen. 

Emissionen in Gewässern 
Der Teilfonds berücksichtigt den Enviroment – Controversy Score (Aus-
schluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit schweren und sehr 
schweren Umweltkontrovesen ausgeschlossen. 

Anteil gefährlicher Abfälle 
Der Teilfonds berücksichtigt den Enviroment – Controversy Score (Aus-
schluss <= 1). Damit werden Unternehmen mit schweren und sehr 
schweren Umweltkontrovesen ausgeschlossen. 

Verstöße gegen die Prinzi-
pien des UN Global Com-
pact und die Leitlinien der 
Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung 
(OECD) für multinationale 
Unternehmen 

Ausschluss von Unternehmen, die gegen den UNGC verstoßen (nach 
MSCI Logik) und/oder in sehr schwere Kontroversen verwickelt sind 
(Controversy Score = 0 nach MSCI Logik als Proxy für OECD Guidelines 
für multinationale Unternehmen) 

Aufdeckungsmaßnahmen 
gegenüber umstrittenen 
Waffen (Antipersonenmi-
nen, Streumunition, che-
mische Waffen und biolo-
gische Waffen) 

Ausschluss von kontroversen Waffen nach MSCI und ISS Logik 

Darüber hinaus werden die Adverse Impact Indicators im Rahmen der Engagement- und Voting Strategie des Fondsma-
nagers berücksichtigt und adressiert.  

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen 
und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte in Einklang? Nä-
here Angaben:  
Es erfolgt keine Investition in Unternehmen, bei denen Verstöße gegen die United Nations Global Compact 
Prinzipien vorliegen. Somit wird ein vergleichbarer Standard sichergestellt. 

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ festge-
legt, nach dem Taxonomie-konforme Investitionen die Ziele der EU-Taxonomie nicht erheblich 
beeinträchtigen dürfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefügt. 

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ findet nur bei denjenigen dem 
Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien für ökolo-
gisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses Fi-
nanzprodukts zugrunde liegenden Investitionen berücksichtigen nicht die EU-Kriterien für öko-
logisch nachhaltige wichtigsten Wirtschaftsaktivitäten. 

Alle anderen nachhaltigen Investitionen dürfen ökologische oder soziale Ziele ebenfalls nicht 
erheblich beeinträchtigen. 
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Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf 
Nachhaltigkeitsfaktoren berücksichtigt? 

☒ Ja

Die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal Adverse Impact 
„PAI“) werden im Investitionsprozess auf Ebene der Verwaltungsgesellschaft berücksichtigt. Eine Be-
rücksichtigung der PAI auf Ebene des Teilfonds ist verbindlich und erfolgt insoweit. Informationen über 
die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren sind im Rahmen des Jahresbe-
richts des Fonds für den Teilfonds verfügbar (Jahresberichte, die ab dem 01.01.2023 zu veröffentlichen 
sind). 

☐ Nein

Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt? 

Ziel ist es, die Anleger an den Entwicklungen der Aktienmärkte teilhaben zu lassen. Der Wertzuwachs 
soll aus Aktien von Unternehmen erzielt werden, deren Geschäftspraktiken durch Nachhaltigkeit ge-
prägt sind und die zudem den attraktiven Bewertungskriterien verschiedener Stilarten standhalten.   
Der Teilfonds wird zu mindestens 60% in börsennotierte Aktien von Unternehmen mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum angelegt. In diesem Rahmen wird nur in Aktien von Gesellschaften angelegt, 
deren Geschäftspraktiken durch Nachhaltigkeit geprägt sind. 
Der Fondsmanager berücksichtigt die ESG Kriterien bei seinen Investmententscheidungen und kann 
sich bei der Analyse der Nachhaltigkeitskriterien externer Datenanbieter oder Research-Dienstleister 
bedienen. Sowohl in der Analyse von Researchanbietern als auch in der Entscheidung des Fondsma-
nagers können je nach der Branche eines Emittenten und der damit verbundenen Bedeutung der drei 
Teilaspekte von Nachhaltigkeit für jeden Emittenten bzw. für bestimme Branchen spezifische Schwer-
punkte bei der Nachhaltigkeitsanalyse gesetzt werden. Die international gesetzten Ziele zum Umwelt-
schutz (bspw. im European Green Deal oder von der UN Klimakonferenz in Paris 2015) führen u.a. 
dazu, dass Reserven an fossilen Brennstoffen oder Anlagen zur Energiegewinnung aus fossilen Brenn-
stoffen nicht den Umsatzbeitrag für Unternehmen generieren, der aus rein technischer Sicht möglich 
wäre. Bei Handelsunternehmen im Nicht-Basiskonsumgüterbereich liegt der Schwerpunkt der Nach-
haltigkeitsanalyse derzeit üblicherweise auf sozialen Aspekten. Dazu gehören der Umgang mit den 
Mitarbeitern im personalintensiven Handelsbereich sowie der Umgang mit Datenschutz und Datensi-
cherheit insbesondere in Bezug auf Kundendaten. Bei besonderen Nachhaltigkeitsrisiken eines be-
stimmten Unternehmens kann der Fondsmanager von der branchenbasierten Gewichtung der Nach-
haltigkeitskriterien abweichen. Davon wird vor allem dann Gebrauch gemacht, wenn bestimmte Nach-
haltigkeitsrisiken für ein Unternehmen branchenuntypisch hinzukommen oder bestimmte Risiken für 
das Unternehmen als sehr dominant eingeschätzt werden. 
Die Anlagestrategie des Teilfonds DKB Nachhaltigkeitsfonds European Green Deal verfügt über ein in-
dividuelles Nachhaltigkeitsprofil. Um dieses Profil dauerhaft zu gewährleisten, sind festgelegte Krite-
rien in Form von Anlagebedingungen festgelegt. Diese bilden das Nachhaltigkeitsprofil anhand trans-
parenter, objektiv prüfbarer Kriterien ab. Hierbei werden Daten von Dritten zur Prüfung der Konfor-
mität des Portfolios mit den Anlagebedingungen eingesetzt. Es besteht daher eine Abhängigkeit zur 
Datenverfügbarkeit- und Qualität des Dienstleisters. Die Verwaltungsgesellschaft verfolgt das Ziel, den 
Anlegern den Anteil der Investitionen in taxonomiekonforme Aktivitäten zur Verfügung zu stellen und 
gewährleistet im Rahmen ihrer Möglichkeiten, dass nur Daten von ausreichender Qualität eingesetzt 
werden. 

Der europäische Green Deal ist ein von der europäischen Kommission 2019 vorgestelltes Paket politi-
scher Initiativen, mit dem Ziel Klimawandel und Umweltzerstörung zu begrenzen. Dies soll durch eine 

Die Anlagestrategie 
dient als Richtschnur 
für Investitionsent- 
scheidungen, wobei 
bestimmte Kriterien 
wie beispielsweise In-
vestitionsziele oder 
Risikotoleranz be-
rücksichtigt werden. 
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nachhaltige Wachstumsstrategie in den verschiedenen Wirtschaftsbereichen gelingen. Der Fonds be-
findet sich durch die Veröffentlichungen im Rahmen der Offenlegungsverordnung in Einklang mit der 
Sustainable Finance Initiative, die einen wesentlichen Teil des Green Deals darstellt und darauf abzielt, 
Kapital in nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten zu lenken. 
Durch seine Investments nimmt der Fonds Bezug auf Initiativen des Green Deals. Das Zielbild des 
Green Deals einer nachhaltigen Landwirtschaft wird durch den Ausschluss von Unternehmen im Be-
reich des genetical engeneering unterstützt. Das Zielbild einer klimaneutralen EU im Jahr 2050 wird 
durch den Ausschluss von Unternehmen unterstützt, die einen signifikanten Anteil ihres Umsatzes aus 
fossilen Rohstoffen bestreiten. Generell werden Unternehmen ausgeschlossen, die durch wesentliche 
Kontroversen in Themenfeldern des Green Deals auffallen, wie Umwelt, Gesundheit und Menschen-
rechte.  
Der Fonds investiert in europäische Aktien und incentiviert durch seine Beteiligung jene Unternehmen, 
die ihr Geschäftsmodell in Einklang mit den Zielen des Green Deals bringen. Übergeordnetes Ziel des 
europäischen Green Deal ist die Erreichung der Klimaneutralität bis 2050. Damit soll das Pariser Kli-
maschutzabkommen umgesetzt werden und die globale Temperaturerhöhung auf 1,5 Grad begrenzt 
werden. Der Fonds geht mit dem Ziel der Klimaneutralität konform, in dem die CO2-Intensität (CO2-
Fußabdruck) eines breiten europäischen Marktindex (d.h. des MSCI Europe Index) um mindestens 50% 
unterschritten wird. Zusätzlich wird die CO2-Intensität des Teilfonds um 7 Prozent p.a. reduziert. Die-
ser Dekarbonisierungspfad entspricht einer Anforderung der Sustainable Finance Initiative, die an Pa-
ris-konforme Vergleichsvermögen gestellt wird. 
Die CO2-Intensität des Fonds wird monatlich im Rahmen des ESG-Reports der BayernInvest veröffent-
licht. 

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Aus-
wahl der Investitionen zur Erfüllung der beworbenen ökologischen oder sozialen 
Ziele verwendet werden?  
Der Teilfonds strebt an, Anreize zu setzen, Umsätze mit aus Nachhaltigkeitsgesichtspunkten kontro-
versen Wirtschaftstätigkeiten zu reduzieren sowie das nachhaltige Handeln von Unternehmen zu för-
dern. Um dieses Profil dauerhaft sicherzustellen, werden entsprechende Kriterien, wie nachfolgend 
dargestellt, im Rahmen der Anlageentscheidung berücksichtigt; diese bilden das Profil anhand trans-
parenter, objektiv prüfbarer Kriterien ab.Für jede der genannten nachhaltigen Merkmale wird ein 
Indikator definiert, der die Einhaltung überprüft.  Dieser misst, ob die Anforderung eingehalten 
wurde. Das bedeutet, dass gemessen wird, ob es zu Verstößen gegen die nachfolgend genannten 
Ausschlusskriterien kam. Der Teilfonds investiert nicht in Unternehmen, deren wirtschaftlichen Akti-
vitäten mindestens einer der folgenden Kategorien zugeordnet werden können (sofern keine Min-
destumsätze angegeben sind, ist schon ein Umsatzanteil von >0% für den Ausschluss ausreichend): 
- Herstellung von Antipersonenlandminen oder Waffen und Munition, die ähnlich funktionieren
- Herstellung von Waffensystemen für Streumunition
- Herstellung von Atomwaffen o. ä.
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Waffen (Waffensysteme, Komponenten, Unterstüt-
zungssysteme und -diensten)
- Vorhandensein einer roten Flagge (MSCI Systematik), d. h. es liegen schwere Verstöße im Bereich
Kinderarbeit vor
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Glücksspielen erzielen
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Erwachsenenunterhaltung erzielen
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit Tabakwaren erzielen
- Erzielung von einem Umsatzanteil von mehr als 30% mit thermischer Kohle (Abbau, Verkauf)
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 5% mit alkoholischen Produkten (Herstellung, Vertrieb, Ein-
zelhandel, Lizenzierung, Lieferung)
- Betreibung von Stammzellenforschung mit aus menschlichen Embryonen gewonnenen Zellen (5%
Umsatzschwelle)
- Genetische Veränderung von Pflanzen, Saatgut, Getreide o. ä. für landwirtschaftliche Zwecke oder
den menschlichen Verzehr
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 0% mit Ölsanden (Förderung, Besitz von Reserven)
- Erzielung von signifikanten Umsätzen 0% mit Schieferölproduktion.
Diese Prozesse zur Auswahl und Überwachung von Vermögenswerten sind Teil der ESG- und Anlage-
politik und ein verbindlicher Bestandteil der Anlagestrategie des Teilfonds.
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- Durchführung von Tierversuchen für nichtpharmazeutische Produkte wie Kosmetika, Körperpflege-
produkte, Haushaltsreinigungsprodukte etc. sowie Erzielung von Umsätzen mit der Produktion von
Pelzen.
Eine Investition in ein Unternehmen, die die genannten Kriterien erfüllt, wird zu 100% als nachhaltiges

Investment betrachtet.

Um welchen Mindestsatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser Anlagestra-

tegie in Betracht gezogenen Investitionen reduziert?  

Es gibt keinen verbindlichen Mindestsatz, der den Umfang der vor der Anwendung der Anlage-

strategie in Betracht gezogenen Investitionen einschränkt. 

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung der Unterneh-
men, in die investiert wird, bewertet?  

Gute Unternehmensführung ist ein wesentlicher Faktor in der Beurteilung der Qualität und ins-
besondere im Risikogehalt eines Investments und wird daher im Rahmen des BayernInvest In-
vestmentansatzes sorgfältig und ganzheitlich auf Basis aller verfügbaren Informationen berück-
sichtigt. Hierzu zählen neben öffentlich zugänglichen Informationen zur Corporate Governance 
des Emittenten auch deren Einschätzung durch entsprechende Dienstleister (z.B. Rating Agentu-
ren). Die Bewertung der Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung bezogen auf Nach-
haltigkeitsfaktoren werden im Rahmen der Anlagepolitik speziell unter Verwendung bzw. Berück-
sichtigung der MSCI ESG Daten bewertet. Zu nennen sind bspw. die Beurteilung, ob dem Emitten-
ten Verstöße gegen die zehn Prinzipien des United Nations Global Compact attestiert werden 
oder auf Basis des MSCI ESG Controversy Scores Anhaltspunkte für schwerwiegende Verstöße 
existieren. 

Die Verfahrenswei-
sen einer guten Un-
ternehmensfüh-
rung umfassen so-
lide Management-
strukturen, die Be-
ziehungen zu den 
Arbeitnehmern, die 
Vergütung von Mit-
arbeitern sowie die 
Einhaltung der 
Steuervorschriften. 
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#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des Finanzpro-
dukts, die 
zur Erreichung der beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale getätigt wurden. 

#2 Andere Investitionen umfasst die übrigen Investitionen des Finanzprodukts, die weder auf 
ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige Investitionen einge-
stuft werden. 
Die Kategorie #1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst folgende Un-
terkategorien: 
- Die Unterkategorie #1A Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit
ökologischen oder sozialen Zielen. 
- Die Unterkategorie #1B Andere ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen,
die auf ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind, aber nicht als nachhaltige In-
vestitionen eingestuft werden.

#1 Ausgerichtet 
auf ökologische 

oder soziale 
Merkmale, mind. 
80% des NIW des 

Teilfonds 

#1B Andere öko-
logische oder sozi-
ale Merkmale, 
mind. 30% des NIW 
des Teilfonds  

Investitionen 

#2 Andere Inves-
titionen 

Welche Vermögensallokation ist für dieses Finanzprodukt geplant? 

Die Mehrheit der Investitionen des Teilfonds erfolgen unter der Berücksichtigung nachhaltiger 

Merkmale (Kategorie #1A und #1B). Der Einsatz der restlichen Vermögensallokationen wird unter 

dem Punkt „#2 andere Investitionen“ erläutert.

. 

Die Vermögensallokation 
gibt den jeweiligen Anteil 
der Investitionen in be-
stimmte Vermögenswerte 
an. 

Taxonomie-konforme Tä-
tigkeiten, ausgedrückt 
durch den Anteil der: 

- Umsatzerlöse, die den An-
teil der Einnahmen aus 
umweltfreundlichen Akti-
vitäten der Unternehmen,
in die investiert wird, wi-
derspiegeln

- Investitionsausgaben 
(CapEx), die die um- welt-
freundlichen In- vestitio-
nen der Unter- nehmen,
in die investiert wird, auf-
zeigen,
z. B. für den Übergang zu 
einer grünen Wirtschaft

- Betriebsausgaben 
(OpEx), die die umwelt-
freundlichen betriebli-
chen Aktivitäten der Un-
ternehmen, in die inves-
tiert wird, widerspiegeln

#1A nachhaltige In-
vestitionen, mind. 
50% des NIW des 

Teilfonds 

Sonstige Um-
weltziele 
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In welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem Um-
weltziel mit der EU-Taxonomie konform?  

DerTeilfonds verpflichtet sich nicht, nachhaltige Investitionen mit einem an der EU-Taxonomie aus-
gerichteten Umweltziel zu tätigen. Der Mindestanteil des Teilfonds an nachhaltigen Investitionen 
mit einem an der EU-Taxonomie ausgerichteten Umweltziel ist daher gleich Null. 

Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Tätigkeiten im Bereich fossi-
les Gas und/oder Kernenergie4 investiert? 

☐ Ja:

☐ In fossiles Gas  ☐  In Kernenergie

☒ Nein

4 Tätigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn

sie zur Eindämmung des Klimawandels („Klimaschutz“) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie er-
heblich beeinträchtigen – siehe Erläuterung am linken Rand. Die vollständigen Kriterien für EU-taxono-
miekonforme Wirtschaftstätigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind in der Delegierten 
Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission festgelegt. 

Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzpro-
dukt beworbenen ökologischen oder sozialen Merkmale erreicht? 

Der Teilfonds darf Derivate zu Absicherungszwecken einsetzen.  Um die Erreichung der 
nachhaltigen Zwecke möglichst effektiv zu fördern, wird der Fondsmanager jedoch 
ausschließlich direkte Anlagen in die ESG relevanten Unternehmen tätigen. 

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Grün der Mindestprozentsatz der Investitionen zu 

sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeignete Methode zur Bestimmung der 

Taxonomie-Konformität von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste Grafik die Taxonomie-Konformität 

in Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen, während die 

zweite Grafik die Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, 

die keine Staatsanleihen umfassen. 

* Für die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikopositionen

gegenüber Staaten. 

** Eine genaue Angabe des Prozentsatzes ist momentan nicht möglich, da die tatsächliche Quote 

im Teilfonds schwankt. Der genaue Prozentsatz an Staatsanleihen wird aus dem Jahresbericht 

ersichtlich sein. 

0%
0%

0%

100%

1. Taxonomie-Konformität der 
Investitionen einschließlich 

Staatsanleihen*

Taxonomiekonform:
Fossiles Gas

Taxonomiekonform:
Kernenergie

Taxonomiekonform
(ohne fossiles Gas und
Kernenergie)

Nicht
taxonomiekonform

0%

0%
0%

0%

100%

2. Taxonomie-Konformität der Investitionen 
ohne Staatsanleihen*

Taxonomiekonform:
Fossiles Gas

Taxonomiekonform:
Kernenergie

Taxonomiekonform
(ohne fossiles Gas und
Kernenergie)

Nicht taxonomiekonform

0%

Diese Grafik gibt X% der Gesamtinvestitionen wieder.**

Mit Blick auf die EU-Ta-
xonomiekonformität 
umfassen die Kriterien 
für fossiles Gas die Be-
grenzung der Emissio-
nen und die Umstellung 
auf erneuerbare Energie 
oder CO2-arme Kraft-
stoffe bis Ende 2035. Die 
Kriterien für Kernener-
gie beinhalten umfas-
sende Sicherheits- und 
Abfallentsorgungs-vor-
schriften.  

Ermöglichende Tätigkei-
ten wirken unmittelbar 
ermöglichend darauf 
hin, dass andere Tätig-
keiten einen wesentli-
chen Beitrag zu den Um-
weltzielen leisten.  

Übergangstätigkeiten 
sind Tätigkeiten, für die 
es noch keine CO2-ar-
men Alternativen gibt 
und die unter anderem 
Treibhausgasemissions-
werte aufweisen, die 
den besten Leistungen 
entsprechen. 
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Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätigkeiten und er-

möglichende Tätigkeiten?  

Der Teilfonds beabsichtigt nicht, nachhaltige Investitionen mit einem an der EU-Taxonomie ausgerichteten 

Umweltziel zu tätigen. Daher beabsichtigt der Teilfonds auch nicht, in Übergangs- und Fördermaßnahmen 

zu investieren. 

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die 

nicht mit der EU-Taxonomie konform sind? 

Der Mindestanteil liegt bei 50%. 

Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen? 

Der Teilfonds beabsichtigt nicht, sozial nachhaltige Investitionen im Sinne von Artikel 2 Absatz 17 der 

SFDR zu tätigen. 

Welche Investitionen fallen unter „#2 Andere Investitionen“, welcher Anlagezweck 

wird mit ihnen verfolgt und gibt es einen ökologischen oder sozialen Mindestschutz? 

Der Teilfonds setzt im Rahmen von „#2 Andere Investitionen" hauptsächlich Derivate und Zielfonds sowie 

andere Techniken und Instrumente ein. Diese Instrumente sowie andere Techniken und Instrumente 

werden zu Absicherungszwecken eingesetzt sowie, um das Anlageziel des Teilfonds zu erreichen. Für 

diese Anlagen gibt es keinen ökologischen oder sozialen Mindestschutz. 

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses Fi-

nanzprodukt auf die beworbenen ökologischen und/oder sozialen Merkmale 

ausgerichtet ist? 

Es ist kein Index zu diesem Zweck bestimmt. 

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden? 

Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter:  
https://www.bayerninvest.de/services-fonds/aktienfonds/dkb-nachhaltigkeitsfonds-
european-green-deal/index.html

sind nachhaltige 
Investitionen mit ei-
nem Umweltziel, die 
die Kriterien für öko-
logisch nachhaltige 
Wirtschaftstätigkei-
ten gemäß der EU- 
Taxonomie nicht be-
rücksichtigen. 

Bei den Referenz- 
werten handelt es 
sich um Indizes, 
mit denen gemes-
sen wird, ob das 
Finanz- produkt 
die bewor- benen 
ökologischen oder 
sozialen Merk- 
male erreicht. 
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32. Verwaltungsreglement 

Dieses Verwaltungsreglement des Investmentfonds DKB 

Nachhaltigkeitsfonds (Fonds Commun de Placement) so-

wie alle zukünftigen, diesbezüglichen Abänderungen ge-

mäß Artikel 15 regeln die Rechtsbeziehungen zwischen: 

• Der Verwaltungsgesellschaft BayernInvest Luxem-

bourg S.A., eine Aktiengesellschaft mit Sitz in Lu-

xemburg, 6 B, rue Gabriel Lippmann, L-5365 Muns-

bach (die „Verwaltungsgesellschaft“),

• der Verwahrstelle, Euopean Depositary Bank S.A.,

eine Aktiengesellschaft mit Sitz in Luxemburg, 2,

Place François-Joseph Dargent, L-1413 Luxemburg

(die „Verwahrstelle“), und

• den Zeichnern und Inhabern von BayernInvest

Fondsanteilen (die „Anteilinhaber“), die das Verwal-

tungsreglement durch den Erwerb der Anteile aner-

kennen.

Art. 1. Der Fonds 

Der DKB Nachhaltigkeitsfonds (der „Fonds“) ist ein Invest-

mentfonds der gemäß Teil 1 des Luxemburger Gesetzes 

vom 17. Dezember 2010 verwaltet wird. Er kann aus mehre-

ren Teilfonds, „die Teilfonds“ (nachstehend auch insgesamt 

„Fondsvermögen“ genannt), bestehen. Der Verwaltungsrat 

kann mit Einverständnis der Verwahrstelle über die Aufle-

gung neuer Teilfonds oder die Auflösung jedes einzelnen 

Teilfonds entscheiden. Die Prozedur der Auflösung wird nä-

her in Artikel 17 dieses Verwaltungsreglements beschrieben. 

Jeder Teilfonds, der ein integraler Bestandteil des Fonds ist, 

gilt als selbstständige Einheit in der Form eines Teilfonds, 

an dessen Wertpapieren und sonstigen gesetzlich zulässi-

gen Vermögenswerten die Anteilinhaber Miteigentum er-

werben. 

Die Rechte und Pflichten der Anteilinhaber eines Teil fonds 

sind von denen der Anteilinhaber der anderen Teilfonds völ-

lig getrennt. Dies gilt auch im Verhältnis zu Dritten, denen 

gegenüber das Fondsvermögen eines Teilfonds nur für die 

Verbindlichkeiten dieses einzelnen Teilfonds einsteht. Alle 

Teilfonds werden im Interesse der Anteilinhaber von der 

Verwaltungsgesellschaft verwaltet. 

Die Vermögenswerte aller Teilfonds werden von der Ver-

wahrstelle verwahrt und sind von denen der Verwaltungs-

gesellschaft getrennt gehalten. 

Art. 2. Die Verwaltungsgesellschaft 

Der Fonds wird im Namen der Verwaltungsgesell- schaft und 

für gemeinschaftliche Rechnung der An- teilinhaber gemäß 

Teil 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über Organis-

men für gemeinsame Anlagen verwaltet. Die Verwaltungsge-

sellschaft hat ihren Sitz in Luxemburg. 

Die Verwaltungsgesellschaft hat im Rahmen von Artikel 4 

weitgehende Vollmachten bei der Verwaltung des Fonds im 

Interesse der Anteilinhaber. Insbesondere ist sie berechtigt, 

Wertpapiere zu kaufen, zu verkaufen, zu zeichnen, zu tau-

schen oder zu besitzen und alle direkt oder alle indirekt mit 

dem Fondsvermögen verbundenen Rechte auszuüben. 

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft be- stimmt 

die Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds unter Berücksich-

tigung der in Artikel 4 angegebenen Einschränkungen. 

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft kann un-

ter seiner Verantwortung für ein oder mehrere Teilfonds 

einen Anlageberater bzw. einen An- lageausschuss ernen-

nen, welcher sich aus Verwal- tungsratsmitgliedern 

und/oder anderen Personen zusammensetzt und den Ver-

waltungsrat sowie den Fondsmanager, falls es einen sol-

chen gibt, hinsichtlich der allgemeinen Anlagepolitik berät. 

Anfallende Anlageberaterhonorare können dem jeweiligen 

Teilfonds belastet werden. Der Verwaltungsrat kann auch 

Angestellte der Verwaltungsgesellschaft mit der Ausfüh-

rung der Anlagepolitik und der allgemeinen Verwaltung 

des Fondsvermögens betrauen. 

Der Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft kann un-

ter seiner Verantwortung für einen oder für mehrere Teil-

fonds einen oder mehrere Fondsmanager für die Ausfüh-

rung der Anlagepolitik und die tägliche Verwaltung der Ver-

mögenswerte des jeweiligen Teilfonds einsetzen. Anfal-

lende Fondsmanagerhonorare können dem jeweiligen Teil-

fonds belastet werden. 
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Die Verwaltungsgesellschaft kann im Allgemeinen Infor-

mations-, Berater- und andere Dienste in Anspruch neh-

men; alle daraus entstehenden Kosten werden aus-

schließlich von der Verwaltungsgesellschaft getragen. 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet eine jährli- che Ver-

waltungsgebühr von maximal 2%. Die Be- rechnungsme-

thode wird in der Übersicht des jeweiligen Teilfonds im Ver-

kaufsprospekt beschrieben 

Art. 3. Die Verwahrstelle 

Die Verwaltungsgesellschaft hat die European Depositary 

Bank S.A., eine Aktiengesellschaft nach Luxemburger Recht 

mit Sitz in Luxemburg, zur Ver- wahrstelle bestimmt. 

Die Verwaltungsgesellschaft oder die Verwahrstel- le kön-

nen die Verwahrstelle jederzeit schriftlich mit einer drei-

monatigen Frist kündigen. Die Verwaltungsgesellschaft 

kann jedoch die Verwahrstelle nur abberufen, wenn eine 

neue Verwahrstelle die Funktionen und Pflichten einer Ver-

wahrstelle gemäß dem Verwaltungsreglement innerhalb 

zweier Monate vom Datum der Kündigung an übernimmt. 

Nach ihrer Abberufung muss die Verwahrstelle ihre Funkti-

onen im Rahmen der gesetzlichen und aufsichtsrechlichen 

Vorgaben so lange fortsetzen, als es erforderlich ist, um das 

gesamte Fondsvermögen an die neue Verwahrstelle zu 

übertragen. 

Im Falle einer Kündigung durch die Verwahrstelle ist die 

Verwaltungsgesellschaft verpflichtet, eine neue Verwahr-

stelle zu bestellen, die die Funktionen und Pflichten der 

Verwahrstelle gemäß diesem Verwal- tungsreglement 

übernimmt. In diesem Fall bleiben die Funktionen der Ver-

wahrstelle ebenfalls im Rahmen der gesetzlichen und auf-

sichtsrechlichen Vorgaben weiterbestehen, bzw. bis das 

Fondsvermögen an die neue Verwahrstelle übertragen 

worden ist. 

Die Verwaltungsgesellschaft hat der Verwahrstel- le die 

Verwahrung der Vermögenswerte aller Teilfonds des 

Fonds übertragen. Die Verwahrstelle führt alle Geschäfte 

aus, die die tägliche Abwicklung von Fondsangelegenhei-

ten betreffen. Das Fondsvermögen, d.h. alle flüssigen 

Mittel, Wertpapiere und sonstigen gesetzlich zulässigen 

Vermögenswerte werden von der Verwahrstelle für die 

Anteilinhaber des entsprechenden Teilfonds in dessen 

separaten gesperrten Konten und Depots verwahrt. Die 

Verwahrstelle darf nur auf Anweisung der Verwaltungs-

gesellschaft hin und in Übereinstimmung mit den Best-

immungen dieses Verwaltungsreglements über das 

Fondsvermögen verfügen oder für den Fonds Zahlungen 

an Dritte vornehmen. 

Die Verwahrstelle kann unter ihrer Verantwortung und mit 

Verwahrstelle der Verwaltungsgesellschaft andere Banken 

im Ausland und Clearing-Stellen (z.B. Clearstream und Euro-

clear) mit der Verwahrung von Wertpapieren des jeweiligen 

Teilfonds beauftragen, sofern die Wertpapiere an diesbe-

züglichen ausländischen Börsen oder Märkten zugelassen 

sind oder gehandelt werden oder nur im Ausland lieferbar 

sind. 

Die Verwahrstelle führt die Anweisungen der Verwaltungs-

gesellschaft aus, sofern diese mit dem Gesetz, dem Verwal-

tungsreglement, dem Verwahrstellenvertrag und dem je-

weils gültigen Verkaufsprospekt in Übereinstimmung ste-

hen. Die Verwahrstelle sorgt insbesondere dafür, dass: 

1. der Verkauf, die Ausgabe, die Rücknahme, die Auszah-

lung des Rücknahmepreises, die Umwandlung und die 

Aufhebung von Anteilen für den Fonds durch die Ver-

waltungsgesellschaft in Übereinstimmung mit dem Ge-

setz und dem Verwaltungsreglement ausgeführt wer-

den; 

2. der Nettoinventarwert von Anteilen eines jeden Teil-

fonds in Übereinstimmung mit dem Gesetz und dem 

Verwaltungsreglement berechnet wird; 

3. die Erträge eines jeden Teilfonds in Übereinstimmung 

mit dem Verwaltungsreglement verwendet werden; 

4. Anteile in Übereinstimmung mit diesem Ver- wal-

tungsreglement auf die Zeichner übertragen werden; 

5. alle Vermögenswerte eines jeden Teilfonds un- verzüg-

lich auf den entsprechenden separaten gesperrten Kon-

ten bzw. Depots eingehen und dass eingehende Zah-

lungen für den Ausgabepreis von Anteilen abzüglich des 

Ausgabeaufschlages und jeglicher Ausgabesteuern un-

verzüglich auf den 



102  
 

entsprechenden separaten gesperrten Konten bzw. 

Depots verbucht werden; 

6. bei Geschäften, die sich auf einen Teilfonds be- zie-

hen, der Gegenwert zugunsten des entspre- chenden 

Teilfonds auf dessen separaten gesperrten Konten in-

nerhalb des üblichen Zeitraums eingeht; 

7. börsennotierte oder regelmäßig gehandelte Wertpa-

piere, Derivative und sonstige gesetzlich zulässige Ver-

mögenswerte höchstens zum Tageskurs gekauft und 

mindestens zum Tageskurs verkauft werden sowie 

nicht an einer Börse notierte oder nicht regelmäßig ge-

handelte Wertpapiere, Derivative und sonstige gesetz-

lich zulässige Vermögenswerte zu einem Preis gekauft 

bzw. verkauft werden, der nicht in einem offensichtli-

chen Missverhältnis zu ihrem tatsächlichen Wert steht. 

Die Verwahrstelle wird: 

1. aus den separaten gesperrten Konten den Kauf- preis 

für Wertpapiere, Derivative und sonstige gesetzlich zu-

lässige Vermögenswerte zahlen, die für den jeweiligen 

Teilfonds erworben worden sind; 

2. Wertpapiere, und sonstige gesetzlich zulässige Ver-

mögenswerte, die für den jeweiligen Teilfonds ver-

kauft worden sind, gegen Zahlung des Verkaufspreises 

ausliefern; 

3. den Rücknahmepreis gemäß Artikel 10 des Ver- wal-

tungsreglements auszahlen, sobald die Aus- buchung 

der entsprechenden Anteile vorgenommen wurde 

oder, im Fall von Anteilzertifikaten, die entsprechen-

den Zertifikate erhalten worden sind. 

4. Ausschüttungen auszahlen, falls solche vorge- nom-

men werden; 

Die Verwahrstelle zahlt der Verwaltungsgesellschaft aus 

den separaten gesperrten Konten eines Teilfonds nur solche 

Vergütungen, wie sie in diesem Verwaltungsreglement 

festgesetzt sind. 

Die Verwahrstelle hat Anspruch auf Vergütung- en, die 

ihr im Rahmen dieses Verwaltungsreg- lements zu-

stehen (siehe Art. 12), und kann diese 

dem separaten gesperrten Konto eines Teilfonds nur 

mit Zustimmung der Verwaltungsgesellschaft entneh-

men. 

Soweit gesetzlich zulässig, ist die Verwahrstelle berechtigt 

und verpflichtet, im eigenen Namen: 

1. Ansprüche der Anteilinhaber gegen die Verwal- tungs-

gesellschaft oder eine frühere Verwahrstelle geltend zu 

machen; 

2. gegen Vollstreckungsmaßnahmen von Dritten Wider-

spruch zu erheben und abzuwenden, dass Ansprüche 

gegenüber einem Teilfonds durchgesetzt werden, für 

die dieser Teilfonds nicht haftet. 

In Ausübung ihrer Funktionen müssen die Verwal- tungs-

gesellschaft und die Verwahrstelle voneinan- der unab-

hängig und ausschließlich im Interesse der Anteilinhaber 

handeln. 

Art. 4. Anlageziel, Anlagepolitik und Be-

schränkungen 

Die Ziele und spezifischen Beschränkungen der Anlagepoli-

tik des jeweiligen Teilfonds finden Erwähnung im Verkaufs-

prospekt. 

Das Vermögen eines jeden Teilfonds wird nach dem Grund-

satz der Risikostreuung angelegt. Die Anlage- politik der ein-

zelnen Teilfonds umfasst entsprechend der detaillierten Be-

schreibung im Verkaufsprospekt die Anlage in fest- und va-

riabel verzinslichen Wertpapieren einschließlich Wandel- 

und Optionsanleihen und in Optionsscheinen auf Wertpa-

piere sowie in Aktien und aktienähnlichen Wertpapieren 

und sonstigen zulässigen Vermögenswerten. Die Anlagepo-

litik der einzelnen Teilfonds kann sich insbesondere nach 

dem Thema ihrer Anlagepolitik, nach der Region, in welcher 

sie anlegen, nach den Wertpapieren, welche sie erwerben 

sollen, nach der Währung, auf welche sie lauten oder nach 

ihrer Laufzeit unterscheiden. 

Unter Beachtung der nachfolgenden Anlagebe- schränkun-

gen kann die Verwaltungsgesellschaft Derivate sowie sons-

tige Techniken und Instrumente verwenden. Unter keinen 

Umständen darf ein Teil- fonds bei den mit Derivaten sowie 

sonstigen Techniken und Instrumenten verbundenen 

Transaktionen 
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von den in der Anlagepolitik des jeweiligen Teilfonds ge-

nannten Anlagezielen abweichen. 

Die Summe der aus Credit Default Swaps (CDS) ent- ste-

henden Verpflichtungen darf 20% des Nettoteil- fondsver-

mögens nicht überschreiten, sollte sie kei- nen Absiche-

rungszwecken dienen. Die Bewertung der CDS erfolgt nach 

nachvollziehbaren und transparenten Methoden auf regel-

mäßiger Basis. 

Die Verwaltungsgesellschaft und der Wirtschaftsprüfer 

werden die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Be-

wertungsmethoden und deren Anwendung überwachen. 

Sollten im Rahmen der Überwachung Differenzen festge-

stellt werden, wird die Beseitigung durch die Verwaltungs-

gesellschaft veranlasst. 

Die Summe der Verpflichtungen aus Credit Default Swaps 

und sonstigen Techniken und Instrumenten darf zusam-

men den Nettoinventarwert eines Teil- fonds nicht über-

schreiten, sofern sie nicht der Absicherung dienen. 

Der Einsatz von Kreditderivaten muss sowohl im ausschließ-

lichen Interesse des Teilfonds sowie der Anteilinhaber als 

auch im Einklang mit der Anlagepolitik und des Risikoprofils 

des Teilfonds stehen. 
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4.1 Anlagebeschränkungen / Anlagegrenzen  

1. Die Anlagen jedes Teilfonds dürfen ausschließlich aus 

den folgenden Vermögenswerten bestehen: 

a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die 

an einem geregelten Markt notiert oder gehan-

delt werden; oder 

b) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an 

einem anderen Markt, der anerkannt, geregelt, für 

das Publikum offen und dessen Funktionsweise 

ordnungsgemäß ist, in einem Mitgliedstaat der Eu-

ropäischen Union gehandelt werden; oder 

c) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an 

einer Wertpapierbörse eines anderen Staates Euro-

pas, Nord- oder Südamerikas, Asiens, Afrikas, Aust-

raliens oder Ozeaniens zur amtlichen Notierung zu-

gelassen oder dort auf einem anderen Markt ge-

handelt werden, der anerkannt, geregelt, für das 

Publikum offen und dessen Funktionsweise ord-

nungsgemäß ist. 

d) soweit es sich um Wertpapiere oder Geldm- 

arktinstrumente aus Neuemissionen handelt, 

müssen die Emissionsbedingungen die Verpflich-

tungen enthalten: 

– dass die Zulassung zur amtlichen Notierung an 

einer Wertpapierbörse oder zum Handel auf 

einem geregelten Markt, der anerkannt, gere-

gelt, für das Publikum offen und dessen Funkti-

onsweise ordnungsgemäß ist, beantragt wird, 

und zwar an den Börsen oder geregelten Märk-

ten eines EU-Mitgliedsstaates oder eines ande-

ren Staates Europas, Nord- und Südamerikas, 

Asiens, Afrikas, Australiens oder Ozeaniens; 

– und dass die Zulassung spätestens vor Ablauf ei-

nes Jahres nach der Emission erlangt wird. 

e) Anteilen von nach der Richtlinie 2009/65/EG zuge-

lassenen OGAW und/oder anderen OGA im Sinne 

von Artikel 1 Absatz (2) der Richtlinie 2009/65/EG 

mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder einem Drittstaat, sofern 

– diese OGA nach Rechtsvorschriften zuge- las-

sen sind, die denjenigen des Gemeinschafts-

rechts gleichwertig sind und die diese OGA ei-

ner behördlichen Aufsicht unterstellen. Als sol-

che OGA werden OGA angesehen mit Sitz in ei-

nem der Mitgliedstaaten der EU, den USA, 

Hongkong, Japan, Kanada und der Schweiz 

– die Anteilinhaber dieser OGA einem mit den 

Anteilinhabern eines OGAW gleich- wertigen 

Schutzniveau unterliegen und die Vorschriften 

bezüglich Verwahrung des Fondsvermögens, 

der Kreditaufnahme, der Kreditgewährung und 

den Leer- verkäufen von Wertpapieren und 

Geld- marktinstrumenten gleichwertig zu den 

diesbezüglichen Anforderungen der Richt- linie 

2009/65/EG sind; 

– die Geschäftstätigkeit der anderen OGA Gegen-

stand von Halbjahres- und Jahresberichten ist, 

die es erlauben, sich ein Urteil über das Vermö-

gen und die Verbindlichkeiten, die Erträge und 

die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bil-

den; 

– der OGAW oder dieser andere OGA, des- sen 

Anteile erworben werden sollen, nach seinen 

Gründungsunterlagen insgesamt höchstens 

10% seines Vermögens in Anteilen anderer 

OGAW oder anderer OGA anlegen darf; 

f) Sichteinlagen oder kündbaren Einlagen mit einer 

Laufzeit von höchstens 12 Monaten bei Kreditinsti-

tuten, sofern das betreffende Kreditinstitut sei-

nen Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union hat oder, falls der 
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Sitz des Kreditinstituts sich in einem Drittland (Mit-

glied der OECD und GAFI Land) befindet, das Kre-

ditinstitut Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die 

denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig 

sind. 

g) abgeleiteten Finanzinstrumenten („Derivate“), ein-

schließlich gleichwertiger bar abgerechneter Instru-

mente, die an einem der unter den Buchstaben a., 

b. und c. bezeichneten Märkte gehandelt werden, 

und/oder abgeleiteten Finanzinstrumenten, die 

nicht an einer Börse gehandelt werden („OTC-Deri-

vaten“), sofern 

– diese Instrumente und Techniken die Wertpa-

piere, Wechselkurse oder Währungen, Zinss-

ätze, und Finanzindizes zum Gegenstand haben, 

in die der Teilfonds entsprechend den Bestim-

mungen seiner Anlagepolitik investieren darf; 

– OTC-Geschäfte ausschließlich mit hierauf spe-

zialisierten Adressen erster Ordnung abge-

schlossen werden, die einer behördlichen Auf-

sicht unterliegen; 

– die OTC-Geschäfte einer regelmäßigen, zu- ver-

lässigen und überprüfbaren Bewertung unter-

liegen und jederzeit zum angemessenen Zeit-

wert veräußert, liquidiert oder durch ein Gegen-

geschäft glattgestellt werden können. 

h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf einem gere-

gelten Markt gehandelt werden und die Instru-

mente sind, die üblicherweise auf dem Geldmarkt 

gehandelt werden, liquide sind und deren Wert je-

derzeit bestimmt werden kann, sofern die Emis-

sion oder der Emittent dieser Instrumente selbst 

Vorschriften über den Einlagen- und Anleger-

schutz unterliegt und vorausgesetzt diese Instru-

mente werden 

– von einer zentralstaatlichen, regionalen oder 

lokalen Körperschaft oder der Zentralbank ei-

nes Mitgliedstaates, der Europäischen Zent-

ralbank, der Europäischen Union oder Euro-

päischen Investitionsbank, einem Drittstaat 

oder, im Falle eines Bundesstaates, einem 

Gliedstaat der Föderation oder von einer in-

ternationalen Einrichtung öffentlich-rechtli-

chen Charakters, der mindestens ein Mit-

gliedstaat angehört, begeben oder garan-

tiert, oder 

– von einem Unternehmen begeben, des- sen 

Wertpapiere auf einem der unter den Buchsta-

ben a., b. und c. bezeichneten Märkte gehan-

delt werden, oder 

– von einem Institut, das gemäß den im Ge- 

meinschaftsrecht festgelegten Kriterien einer 

behördlichen Aufsicht unterstellt ist, oder ei-

nem Institut, das Aufsichtsbestimmungen, die 

mindestens so streng sind wie die des Gemein-

schaftsrechts, unterliegt und diese einhält, be-

geben oder garantiert, oder 

– von anderen Emittenten begeben, die einer Ka-

tegorie angehören, die von der Luxemburger 

Aufsichtsbehörde (CSSF) zugelassen wurde, so-

fern für Anlagen in diesen Instrumenten Vor-

schriften für den Anlegerschutz gelten, die de-

nen des ersten, zweiten und dritten Gedanken-

strichs gleichwertig sind und sofern es sich bei 

dem Emittenten entweder um ein Unterneh-

men mit einem Eigenkapital von mindestens 

zehn Millionen Euro (10.000.000 Euro), das sei-

nen Jahresabschluss nach der Richtlinie 

2013/35/EU erstellt und veröffentlicht, oder um 

einen Rechtsträger, der innerhalb einer eine 

oder mehrere bör- sennotierte Gesellschaften 

umfassenden Unternehmensgruppe für die Fi-

nanzierung dieser Gruppe zuständig ist, oder 

um einen Rechtsträger handelt, der die wertpa-

piermäßige Unterlegung von Verbindlichkeiten 

durch Nutzung einer von einer Bank eingeräum-

ten Kreditlinie finanzieren soll. 

2. Jedoch 
 

a) kann ein Teilfonds höchstens 10% seines Nettover-

mögens in anderen als den unter Absatz 

1. genannten Wertpapieren und Geldmarktinstru-

menten anlegen; 
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b) darf ein Teilfonds weder Edelmetalle noch Zer-

tifikate über diese erwerben. 

3. Jeder Teilfonds darf daneben flüssige Mittel hal-

ten. 

4.2 

1. Jedem Teilfonds ist es ferner gestattet, sich unter Ein-

haltung der von der Luxemburger Aufsichts- behörde 

festgelegten Bedingungen und Grenzen der Techniken 

und Instrumente zu bedienen, die Wertpapiere und 

Geldmarktinstrumente zum Gegenstand haben, sofern 

die Verwendung dieser Techniken und Instrumente im 

Hinblick auf die effiziente Verwaltung des Teilfonds ge-

schieht. Beziehen sich diese Transaktionen auf die Ver-

wendung von Derivaten, so müssen die Bedingungen 

und Grenzen mit den Bestimmungen des Gesetzes im 

Einklang stehen. 

Unter keinen Umständen darf der Teilfonds bei die-

sen Transaktionen von den in seinen Gründungsun-

terlagen genannten Anlagezielen abweichen. 

2. Jeder Teilfonds stellt sicher, dass das mit Derivaten 

verbundene Gesamtrisiko den Gesamtnettoinventar-

wert des Teilfonds nicht überschreitet. Bei der Be-

rechnung des Risikos werden der Marktwert der Ba-

siswerte, das Ausfallrisiko der Gegenpartei, künftige 

Marktfluktuationen und die Liquidationsfrist berück-

sichtigt. 

Jeder Teilfonds kann als Teil seiner Anlagestra- tegie in-

nerhalb der unter Punkt 4.3 festgelegten Grenzen An-

lagen in Derivaten tätigen, sofern das Gesamtrisiko der 

Basiswerte die Anlagegrenzen wie unter Punkt 4.3 an-

geführt, nicht überschreitet. Wenn ein Teilfonds in in-

dexbasierten Derivaten anlegt, müssen diese Anlagen 

nicht bei den Anlagegrenzen, wie unter Punkt 4.3 an-

geführt, berücksichtigt werden. 

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder ein Geld-

marktinstrument eingebettet ist, muss es hinsichtlich 

der Bestimmungen dieses Absatzes mitberücksichtigt 

werden. 

4.3 

1. Jeder Teilfonds darf höchstens 10% seines Nettover-

mögens in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten 

ein und desselben Emittenten anlegen. Jeder Teilfonds 

darf höchstens 20% seines Nettovermögens in Einlagen 

bei ein und derselben Einrichtung anlegen. Das Ausfall-

risiko der Gegenpartei bei Geschäften eines Teilfonds 

mit OTC-Derivaten darf 10% seines Nettovermögens 

nicht überschreiten, wenn die Gegenpartei ein Kredit-

institut im Sinne von Punkt 4.1 Absatz 1. Buchstabe f. ist. 

Für andere Fälle beträgt die Grenze maximal 5% des 

Nettovermögens. 

2. Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldm- arktin-

strumente von Emittenten, bei denen der Teilfonds je-

weils mehr als 5% seines Nettover- mögens anlegt, darf 

40% des Wertes seines Net- tovermögens nicht über-

schreiten. Diese Begrenzung findet keine Anwendung 

auf Einlagen und Geschäfte mit OTC-Derivaten, die mit 

Finanzinstitutionen getätigt werden, welche einer be-

hördlichen Aufsicht unterliegen. 

Ungeachtet der einzelnen Obergrenzen des Ab- satzes 

1. darf jeder Teilfonds bei ein und dersel- ben Einrich-

tung höchstens 20% seines Nettover- mögens in eine 

Kombination aus 

– von dieser Einrichtung begebenen Wertpapieren 

oder Geldmarktinstrumenten 

– Einlagen bei dieser Einrichtung, und/oder 

– mit dieser Einrichtung gehandelten 

OTC-Derivaten 

investieren. 
 

3. Die in Absatz 1. Satz 1 genannte Obergrenze beträgt 

höchstens 35%, wenn Wertpapiere oder Geldmarktin-

strumente von einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder seinen Gebietskörperschaften, von einem 

Drittstaat oder von internationalen Einrichtungen öf-

fentlich-rechtlichen Charakters, denen mindestens ein 

Mitgliedstaat angehört, begeben oder garantiert wer-

den. 

4. Die in Absatz 1. Satz 1 genannte Obergrenze be-

trägt höchsten 25% für bestimmte 



107  
 

Schuldverschreibungen, wenn diese von einem Kre-

ditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union begeben werden, das aufgrund gesetzli-

cher Vorschriften zum Schutz der 

 
 

 
4.4 

Geldmarktinstrumenten ein und desselben Unterneh-

mensgruppe anlegen. 

Inhaber dieser Schuldverschreibungen einer be- sonde-

ren behördlichen Aufsicht unterliegt. Insbesondere 

müssen die Erträge aus der Emission dieser Schuldver-

schreibungen gemäß den gesetzlichen Vorschriften in 

Vermögenswerten angelegt werden, die während der 

gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen, die sich 

daraus ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend de-

cken und vorrangig für die beim Ausfall des Emittenten 

fällig werdende Rückzahlung des Kapitals und die Zah-

lung der Zinsen bestimmt sind. 

Legt der Teilfonds mehr als 5% seines Nettovermögens 

in Schuldverschreibungen im Sinne des vorstehenden 

Unterabsatzes an, die von ein und demselben Emitten-

ten begeben werden, so darf der Gesamtwert dieser 

Anlagen 80% des Wertes des Nettovermögens des 

Teilfonds nicht überschreiten. 

5. Die in den Absätzen 3. und 4. genannten Wertpa- piere 

und Geldmarktinstrumente werden bei der Anwen-

dung der in Absatz 2. vorgesehen Anlagegrenze von 

40% nicht berücksichtigt. 

Die in den Absätzen 1., 2., 3. und 4. genannten Gren-

zen dürfen nicht kumuliert werden; daher dürfen ge-

mäß den Absätzen 1., 2., 3. und 4. getätigte Anlagen in 

Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten ein und 

desselben Emittenten oder in Einlagen bei diesem 

Emittenten oder in Derivaten desselben nicht 35% des 

Nettovermögens des Teilfonds übersteigen. 

Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung des 

konsolidierten Abschlusses im Sinne der Richtlinie 

2013/34/EU oder nach den anerkannten internationa-

len Rechnungslegungsvorschriften derselben Unter-

nehmensgruppe angehören, sind bei der Berechnung 

der in diesem Abschnitt vorgesehen Anlagegrenzen als 

ein einziger Emittent anzusehen. 

Jeder Teilfonds darf kumulativ bis zu 20% seines 

Nettovermögens in Wertpapieren und 

1. Unbeschadet der unter Punkt 4.7 festgelegten Anlage-

grenzen betragen die unter Punkt 4.3 ge- nannten 

Obergrenzen für Anlagen in Aktien und/oder Schuldti-

teln ein und desselben Emittenten höchstens 20%, 

wenn es Ziel der Anlagestrategie eines Teilfonds ist, ei-

nen bestimmten, im Anhang zu diesem Prospekt näher 

beschriebenen und von der Luxemburger Aufsichtsbe-

hörde (CSSF) anerkannten Aktien- oder Schuldtitelin-

dex nachzubilden; Voraussetzung hierfür ist, dass 

– die Zusammensetzung des Index hinreichend 

diversifiziert ist, 

– der Index eine adäquate Bezugsgrundlage für den 

Markt darstellt, auf den er sich bezieht, 

– der Index in angemessener Weise veröffentlicht 

wird. 

2. Die in Absatz 1. festgelegte Grenze beträgt 35%, sofern 

dies aufgrund außergewöhnlicher Marktbedingungen 

gerechtfertigt ist, und zwar insbesondere auf geregel-

ten Märkten, auf denen bestimmte Wertpapiere oder 

Geldmarktinstrumente stark dominieren. Eine Anlage 

bis zu dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen 

Emittenten möglich. 

4.5 

1. Abweichend von den unter Punkt 4.3 angeführten Re-

gelungen, kann die Luxemburger Aufsichtsbehörde 

(CSSF) Teilfonds gestatten, nach dem Grundsatz der Ri-

sikostreuung bis zu 100% seines Nettovermögens in 

Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten verschie-

dener Emissio- nen anzulegen, die von einem Mitglied-

staat der Europäischen Union oder seinen Gebietskör-

per- schaften oder von einem Drittstaat (Mitglied der 

OECD) oder von internationalen Organismen öffent-

lich-rechtlichen Charakters, denen ein oder mehrere 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union angehören, 

begeben oder garantiert werden. 
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2. Die Luxemburger Aufsichtsbehörde (CSSF) er- teilt die 

vorerwähnte Genehmigung nur dann, wenn sie der 

Auffassung ist, dass die Aktionäre des betreffenden 

Teilfonds den gleichen Schutz genießen, wie Aktionäre 

von Teilfonds, welche die unter Punkt 4.3 und 4.4 ange-

führten Grenzen einhalten. 

3. Die betreffenden Teilfonds müssen Wertpapiere hal-

ten, die im Rahmen von mindestens sechs verschiede-

nen Emissionen begeben worden sind, wobei die 

Wertpapiere aus ein und derselben Emission 30% des 

Nettovermögens des betreffenden Teilfonds nicht 

übersteigen dürfen.   

 

4. Wenn die unter Absatz 1. genannte Genehmi- gung 

erteilt wird, so müssen die betroffenen Teilfonds in 

einem Anhang zu diesem Prospekt ausdrücklich die 

Staaten, Gebietskörperschaften oder internationalen 

Organismen öffentlich-rechtlichen Charakters erwäh-

nen, die Wertpapiere begeben oder garantieren, in 

denen die Teilfonds mehr als 35% ihres Nettovermö-

gens anzulegen  beabsichtigen. 

5. Ferner müssen die betroffenen Teilfonds im Falle einer 

Erteilung dieser Genehmigung durch die Luxembur-

ger Aufsichtsbehörde (CSSF) im Prospekt, sowie in 

sonstigen Werbeschriften zu den betroffenen Teil-

fonds deutlich auf diese Ge- nehmigung hinweisen 

und dabei die Staaten, Gebietskörperschaften oder 

internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen 

Charakters angeben, in deren Wertpapieren die be-

troffenen Teilfonds mehr als 35% ihres Nettoteil-

fondsvermögens anzulegen beabsichtigen oder ange-

legt haben. 

4.6 

1. Der Teilfonds darf Anteile anderer OGAW und/ oder 

anderer OGA im Sinne von Punkt 4.1 Absatz 

1. Buchstabe e. erwerben, wenn er nicht mehr als 20% 

seines Nettovermögens in ein und demselben OGAW 

oder einem anderen OGA anlegt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.7 

2010 über Organismen für gemeinsame Anlagen wie 

ein eigenständiger Emittent zu betrachten, vorausge-

setzt, das Prinzip der Einzelhaftung pro Teilfonds im 

Hinblick auf Dritte findet Anwendung. 

Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW dürfen 

insgesamt 30% des Nettovermögens des Teilfonds nicht 

übersteigen. 

Wenn der Teilfonds Anteile eines anderen OGAW 

und/oder sonstigen OGA erworben hat, werden die 

Anlagewerte des betreffenden OGAW oder anderen 

OGA in Bezug auf die unter Punkt 4.3 genannten Ober-

grenzen nicht berücksichtigt. 

Erwirbt der Teilfonds Anteile anderer OGAW und/oder 

sonstiger OGA, die unmittelbar oder mittelbar von ei-

ner anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die 

Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame Ver-

waltung oder Beherrschung oder durch eine wesentli-

che direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist, so 

werden für die Zeichnung oder den Rückkauf von Antei-

len der anderen OGAW und/oder anderen OGA durch 

den Teilfonds keine Ausgabeaufschläge, Vertriebsprovi-

sionen und Rücknahmeprovisionen berechnet. Inves-

tiert ein Teilfonds in einen derartigen OGAW oder OGA, 

dann werden die dem Teilfonds in Rechnung gestellten 

Gebühren (Verwaltungsgebühr, Anlageberater-/Fonds-

managerhonorar und Verwahrstellengebühr), soweit 

diese Gebühren identischen Begünstigten zukommen, 

anteilig um diesen Teil gekürzt. Durch die Investition in 

andere Investmentfonds kann es zu Kostendoppelbelas-

tungen kommen, die im Jahresbericht erwähnt werden. 

Zielfonds werden zu banküblichen Konditionen erwor-

ben, so dass grundsätzlich lediglich eine geringe Dop-

pelbelastung entstehen sollte. Darüber hinaus werden 

gegebenenfalls erlangte Gebührenermäßigungen dem 

Teilfondsvermögen gutgeschrieben. 

Bei der Verwendung der Anlagegrenze ist je- der 

Teilfonds des Umbrella-Fonds im Sinne von Artikel 

181 des Gesetzes vom 17. Dezember 

1. Die Verwaltungsgesellschaft darf für keinen von ihr 

verwalteten Teilfonds, die unter den Anwen- dungs-

bereich von Teil 1 des Gesetzes vom 17. 
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Dezember 2010 über Organismen für gemeinsame An-

lagen fallen, Aktien erwerben, die mit einem Stimm-

recht verbunden sind, das es ihr ermöglicht, einen 

nennenswerten Einfluss auf die Geschäftsführung ei-

nes Emittenten auszuüben. 

2. Ferner darf kein Teilfonds mehr als: 
 

– 10% der stimmrechtslosen Aktien ein und des-

selben Emittenten, 

– 10% der Schuldverschreibungen ein und des- sel-

ben Emittenten, 

– 25% der Anteile ein und desselben OGAW 

und/oder OGA, 

– 10% der Geldmarktinstrumente ein und des- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4.8 

Beteiligung für den OGAW aufgrund der Rechtsvor-

schriften dieses Drittstaates die einzige Möglichkeit 

darstellt, Anlagen in Wertpapieren von Emittenten 

dieses Drittstaates zu tätigen. Diese Ausnahmerege-

lung gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, dass 

die Gesellschaft des Drittstaates in ihrer Anlagepoli-

tik die unter Punkt 4.3 und 4.6 sowie Punkt 4.7 Ab-

satz 1. und 2. festgelegten Grenzen nicht überschrei-

tet. Bei Überschreitung der unter Punkt 4.3 und 4.6 

festgelegten Grenzen finden die unter Punkt 4.8 

festgelegten Regelungen sinngemäß Anwendung. 

selben Emittenten erwerben. 

Die im zweiten, dritten und vierten Gedanken- strich 

vorgesehenen Grenzen brauchen beim Er- werb nicht 

eingehalten zu werden, wenn sich der Bruttobetrag der 

Schuldverschreibungen oder der Geldmarktinstru-

mente oder der Nettobetrag der ausgegebenen Anteile 

zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht berechnen lässt. 

3. Die Absätze 1. und 2. sind nicht anwendbar im Hin-

blick auf: 

a) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

dessen Gebietskörperschaften begeben oder ga-

rantiert werden; 

b) von einem Drittstaat begebene oder garantierte 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente; 

c) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von 

internationalen Organismen öffentlich-rechtli-

chen Charakters begeben werden, denen ein oder 

mehrere Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

angehören; 

d) Aktien, die ein OGAW an dem Kapital einer Ge-

sellschaft eines Drittstaates hält, die ihr Vermö-

gen im Wesentlichen in Wertpapieren von Emit-

tenten anlegt, die in diesem  

Drittstaat ansässig sind, wenn eine derartige 

1. Der Teilfonds braucht die in diesem Abschnitt vor-

gesehenen Anlagegrenzen bei der Aus- übung von 

Bezugsrechten, die an Wertpapiere oder Geld-

marktinstrumente geknüpft sind, die sie in ihrem 

Teilfondsvermögen halten, nicht einzuhalten. 

Unbeschadet ihrer Verpflichtung, auf die Einhal- tung 

des Grundsatzes der Risikostreuung zu achten, können 

neu zugelassene OGAW während eines Zeitraums von 

sechs Monaten nach ihrer Zulassung von den unter 

Punkt 4.3, 4.4, 4.5 und 4.6 festgelegten Bestimmungen 

abweichen. 

 

2. Werden die unter Absatz 1. genannten Grenzen vom 

Teilfonds unbeabsichtigt oder infolge von der Aus-

übung von Bezugsrechten überschritten, so muss der 

Teilfonds im Rahmen der von ihm getätigten Verkäufe 

von Vermögenswerten vorrangig die Bereinigung die-

ser Situation unter Berücksichtigung der Interessen 

der Aktionäre anstreben. 

3. In dem Fall, in dem ein Emittent eine Rechtsein- heit 

mit mehreren Teilfonds bildet, bei der die Aktiva eines 

Teilfonds ausschließlich den Ansprüchen der Anleger 

dieses Teilfonds gegenüber sowie gegenüber den 

Gläubigern haften, deren Forderung anlässlich der 

Gründung, der Laufzeit oder Liquidation des Teilfonds 

entstanden ist,  

ist jeder Teilfonds zwecks Anwendung der Vor- schrif-

ten über die Risikostreuung entsprechend 
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Punkt 4.3, 4.4 und 4.6 als eigenständiger Emittent anzu-

sehen. 

4.9 

1. Das Fondsvermögen darf nur insoweit zur Siche- rung 

verpfändet, übereignet bzw. abgetreten oder sonst be-

lastet werden, als dies an einer Börse, einem anderen 

Markt oder im Zusammenhang mit eingegangenen Ge-

schäften aufgrund verbindlicher Auflagen gefordert 

wird. 

Jeder Teilfonds darf Kredite bis zu 10% des Net- toteil-

fondsvermögens aufnehmen, sofern es sich um kurz-

fristige Kredite handelt. Jeder Teilfonds darf Fremd-

währungen durch ein „Back-to-back“- Darlehen erwer-

ben. 

Zu Lasten des Fondsvermögens dürfen weder Kredite 

gewährt noch für Dritte Bürgschaftsverpflichtungen 

eingegangen werden. Dem steht der Erwerb oder die 

Zeichnung nicht voll eingezahlter Wertpapiere, Geld-

marktinstrumente oder anderer Finanzinstrumente im 

Sinne von Punkt 4.1 Absatz 1. Buchstabe e., g. und h. 

durch die betreffenden Teilfonds nicht entgegen. 

4.10 
1. Leerverkäufe von Wertpapieren, Geldmarktinstru-

menten oder anderen unter Punkt 4.1 Absatz Buch-

stabe e., g. und h. genannten Finanzinstrumenten dür-

fen von für Rechnung des Fonds bzw. seiner Teilfonds 

handelnden Verwaltungsgesellschaften oder Verwahr-

stellen nicht getätigt werden. 

2. Es dürfen für den Fonds bzw. für die Teilfonds Waren 

oder Edelmetalle oder Zertifikate hierü- ber erwor-

ben werden, wobei Devisengeschäfte, Finanzinstru-

mente, Geschäfte mit Indices oder Wertpapieren so-

wie Futures, Terminkontrakte, Optionen und Swaps 

hierauf nicht als Warengeschäfte im Sinne dieser An-

lagebeschränkung gelten. 

4.11 

Ein Teilfonds kann von einem oder mehreren anderen Teil-

fonds des gleichen OGA zu begebende bzw. 

begebene Wertpapiere zeichnen, erwerben und/ oder 

halten, wenn 

– der Zielfonds seinerseits nicht in den Teilfonds in-

vestiert, der in diesen Zielteilfonds angelegt ist; und 

– die Teilfonds, die erworben werden sollen, gemäß 

ihrer Satzung insgesamt höchstens 10% ihres Son-

dervermögens in Anteilen anderer OGA des glei-

chen Teilfonds anlegen dürfen; und 

– das gegebenenfalls mit den betroffenen Wertpapie-

ren verbundene Stimmrecht so lange ausgesetzt 

wird, wie sie von dem entsprechenden Teilfonds 

gehalten werden, dies unbeschadet einer angemes-

senen buchhalterischen Erfassung in der Rech-

nungslegung und den periodischen Berichten; und 

– ihr Wert so lange diese Wertpapiere vom OGA ge-

halten werden, in keinem Fall bei der Berechnung 

des Nettovermögens des OGA im Hinblick auf die 

Ermittlung des durch dieses Gesetz vorgeschriebe-

nen Mindesbetrags für Nettovermögen berücksich-

tigt wird; und 

– es nicht zur Verdopplung von Verwaltungs- oder 

Zeichnungs- bzw. Rücknahmegebühren auf der 

Ebene des Teilfonds des OGA, der in den Zielteil-

fonds angelegt hat und diesem Zielfonds kommt. 

4.12 

Die Verwaltungsgesellschaft kann mit dem Einver- ständnis 

der Verwahrstelle weitere Anlagebeschrän- kungen vorneh-

men, um den Bedingungen in den Ländern zu entsprechen, 

in denen Anteile vertrieben werden bzw. vertrieben wer-

den sollen. 

4.13 

Im Rahmen der Teilfonds wird ein Risikomanage- ment-Ver-

fahren eingesetzt, welches es der Verwal- tungsgesellschaft 

ermöglicht, das mit den Anlagepo- sitionen der Teilfonds 

verbundene Risiko sowie ihren jeweiligen Anteil am Gesam-

trisikoprofil des Teilfonds jederzeit zu überwachen und zu 

messen. Im Hinblick auf Derivate wird in diesem Zusammen-

hang ein 
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Verfahren eingesetzt, welches eine präzise und un- abhän-

gige Bewertung des mit einem Derivat verbundenen Risikos 

ermöglicht. 

Die Verwaltungsgesellschaft stellt für jeden Teilfonds sicher, 

dass das mit Derivaten jeweils verbundene Gesamtrisiko 

den Gesamtnettowert des jeweiligen Teilfonds nicht über-

schreitet. Bei der Berechnung dieses Risikos werden der 

Marktwert der jeweiligen Basiswerte, das Ausfallrisiko der 

Gegenpartei, künftige Marktfluktuationen und die für die 

Liquidation der Positionen erforderliche Zeit berücksichtigt. 

Art. 5. Ausgabe von Anteilen 

Anteile eines jeden Teilfonds werden von der Ver- wal-

tungsgesellschaft zu dem im Verkaufsprospekt festgeleg-

ten Ausgabepreis und den dort bestimm- ten Bedingun-

gen ausgegeben. Anteilinhaber sind nur Miteigentümer 

des Teilfonds, an dem sie Anteile besitzen. 

Die Verwaltungsgesellschaft beachtet die Gesetze und 

Bestimmungen der Länder, in denen Anteile angeboten 

werden. 

Dazu kann die Verwaltungsgesellschaft zusätzliche Bedin-

gungen für die Ausgabe von Anteilen außer- halb Luxem-

burgs erlassen, die aus den Verkaufsprospekten in jenen 

Ländern hervorgehen. Die Verwaltungsgesellschaft kann 

zu jeder Zeit und nach eigenem Ermessen die Ausgabe von 

Anteilen für einen bestimmten Zeitraum oder auf unbe-

stimmte Zeit für Privatpersonen oder juristische Personen 

in bestimmten Ländern und Gebieten aussetzen oder be-

grenzen. Die Verwaltungsgesellschaft kann gewisse natür-

liche oder juristische Personen vom Erwerb von Anteilen 

ausschließen, wenn eine solche Maßnahme zum Schutz 

der Anteilinhaber und des Fonds gesamthaft erforderlich 

ist. 

Der Zeichnungsantrag muss vor 14.00 Uhr (Luxem- burger 

Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwaltungsgesell-

schaft, der Transferstelle, der Vertriebs- oder Zahlstelle 

eingegangen sein. Dieser wird auf Grundlage des Nettoin-

ventarwertes des nächsten Bewertungstags abgerechnet, 

sofern im Teilfondsanhang nicht anderweitig geregelt. Für 

Zeichnungsanträge die nach 14.00 Uhr (Luxemburger Zeit) 

an einem Bewertungstag eingehen, werden die entspre-

chenden 

Anteile auf der Grundlage des Nettoinventarwertes des 

nächsten Bewertungstages ausgegeben. 

Außerdem kann die Verwaltungsgesellschaft aus ei- genem 

Ermessen Zeichnungsanträge zurückweisen und zu jeder 

Zeit Anteile zurücknehmen, die Anteilinhabern gehören, die 

vom Erwerb und Besitz von Anteilen ausgeschlossen sind. 

Auf nicht umgehend ausgeführte Zeichnungsanträge einge-

hende Zahlungen werden von der Verwahrstelle unverzüg-

lich und zinslos zurückgezahlt. 

Zahlungen für die Zeichnung von Anteilen haben innerhalb 

von 2 Luxemburger Bankarbeitstagen nach dem entspre-

chenden Bewertungstag (Trading Day) an die Verwahr-

stelle zu erfolgen, sofern im Teilfondsanhang nicht ande-

reitig geregelt. 

Eventuelle Abweichungen von dieser Regelung wer-

den in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung aufge-

führt. 

Art. 6. Ausgabepreis 

Der Ausgabepreis ist der Nettoinventarwert pro Anteil eines 

jeden Teilfonds veröffentlicht und berechnet am nächstfol-

genden, wie für jeden Teilfonds im Verkaufsprospekt defi-

nierten, Bewertungstag, an dem der Zeichnungs- oder Rück-

nahmeantrag bei der Verwaltungsgesellschaft, der Trans-

ferstelle, der Vertriebs- oder Zahlstelle eingegangen ist. 

Der Ausgabepreis jeder Anteilscheinklasse kann je- weils um 

Stempelgebühren oder andere Belastungen welche der Ver-

waltungsgesellschaft entstehen, sowie um eine Verkaufs-

provision zuzüglich eines den Vertriebsstellen zukommen-

den Ausgabeaufschlags, die die Verwaltungsgesellschaft 

festsetzt, erhöht werden. 

Der Ausgabepreis wird kaufmännisch gerundet auf zwei 

Nachkommastellen. 

Art. 7. Anteile an einem Teilfonds 

Vorbehaltlich der örtlichen Gesetze in den Ländern, in de-

nen Anteile angeboten werden, werden die Anteile als In-

haberanteile ausgegeben. 

Die Rechte der Anleger werden bei Errichtung eines Teil-

fonds  per Central Facility for Funds (CFF) verbrieft und bei einer Wert-

papier-Sammelbank verwahrt. Eine Auslieferung effektiver 

Stücke findet nicht statt. 
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Die Anteile werden unverzüglich, nach Eingang des Ausga-

bepreises auf dem Konto des Fonds bei der Verwahrstelle, 

im Auftrag der Verwaltungsgesell- schaft von der Verwahr-

stelle durch Gutschrift auf ein Wertpapierkonto des Anle-

gers übertragen. Entsprechendes gilt für Anteilbestätigun-

gen bei Eintragung der Anteile im Anteilregister. 

Alle Anteile eines Teilfonds haben grundsätzlich die glei-

chen Rechte. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann für jeden Teilfonds meh-

rere Anteilklassen mit jeweils von der Verwaltungsgesell-

schaft bestimmten Merkmalen und Rechten, wie im Ver-

kaufsprospekt für jeden Teilfonds beschrieben, anbieten. 

Die Anteilklassen können sich unterscheiden durch die Aus-

schüttungspolitik (Ausschüttung oder Thesaurierung), das 

Anlegerprofil (Institutionelle Anleger oder Nicht-Institutio-

nelle Anleger), die Gebührenpolitik (z.B. Ausgabeaufschlag, 

Vertriebsprovision, Verwaltungsgebühr) oder sonstige von 

der Verwaltungsgesellschaft festgelegte und im Prospekt 

angegebene Merkmale und Rechte. 

Auf die Anteilklassen mit Ausgabeaufschlag kann ein maxi-

maler Ausgabeaufschlag von 5% berechnet werden; auf die 

Anteilklassen mit Vertriebsprovision kann eine maximale 

Vertriebsprovision von 1,5% p.a. verrechnet werden (siehe 

Art. 12). Die Höhe des maximal erhobenen Ausgabeauf-

schlags und der maximal erhobenen Vertriebsprovision ist 

in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung geregelt. 

Art. 8. Nettoinventarwert 

Der Nettoinventarwert pro Anteil eines jeden Teil- fonds 

wird unter Aufsicht der Verwahrstelle von der Verwal-

tungsgesellschaft oder einer in Luxemburg von ihr beauf-

tragten Gesellschaft an jedem, wie für jeden Teilfonds im 

Verkaufsprospekt unter Bewertungstag festgelegten Be-

wertungstag bestimmt, indem der Nettoinventarwert des 

entsprechenden Teilfonds (Vermögen abzüglich Verbind-

lichkeiten) durch die Anzahl der sich im Umlauf befindli-

chen Anteile desselben Teilfonds geteilt wird.  

Der Nettoinventarwert für jeden Teilfonds ist in der Wäh-

rung des jeweiligen Teilfonds ausgedrückt. 

Sofern in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung nicht anders 

geregelt, gilt als Bewertungstag jeder ganztägige Bankar-

beitstag in Luxemburg und Frankfurt am Main. 

Der Wert des Vermögens eines jeden Teilfonds wird wie 

folgt bestimmt: 

1. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente mit einer 

(Rest-)Laufzeit von mehr als einem Jahr und andere ge-

setzlich und gemäß diesem Verwaltungsreglement zu-

lässige Vermögenswerte, die an einer offiziellen Börse 

notiert sind oder die an einem anderen geregelten 

Markt, der anerkannt, für das Publikum offen und des-

sen Funktionsweise ordnungsgemäß ist, gehandelt 

werden, werden zum letztbekannten Verkaufskurs be-

wertet. Wenn ein und dasselbe Wertpapier auf ver-

schiedenen Märkten im Handel ist, wird der letztbe-

kannte Verkaufskurs auf dem Hauptmarkt für das be-

treffende Wertpapier benutzt. 

2. Nichtnotierte Wertpapiere, andere gesetzlich und ge-

mäß diesem Verwaltungsreglement zulässige Vermö-

genswerte und Wertpapiere, welche zwar an einer offi-

ziellen Börse notiert sind oder an einem geregelten 

Markt gehandelt werden, für welche aber der letzte 

Verkaufspreis nicht repräsentativ ist, werden zum je-

weiligen Verkehrswert bewertet, wie ihn die Verwal-

tungsgesellschaft nach Treu und Glauben und allgemein 

anerkannten, von unabhängigen Wirtschaftsprüfern 

nachprüfbaren Bewertungsregeln festlegt. 

3. Anteile anderer OGAW oder OGA werden zu ih-

rem letztverfügbaren Nettoinventarwert berech-

net. 

4. Flüssige Mittel werden zu ihrem Nominalwert plus 

aufgelaufener Zinsen bewertet. 

5. Die Bewertung von Geldmarktpapieren und sons- tigen 

Vermögensanlagen mit einer Restlaufzeit von weniger 

als einem Jahr kann auf der Grundlage des beim Erwerb 

bezahlten Preises abzüglich der beim Erwerb bezahlten 

Kosten, unter Annahme einer konstanten Anlagerendite 

kontinuierlich 
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dem Rücknahmepreis der entsprechenden Geld- 

marktpapiere und sonstigen Vermögensanlagen ange-

glichen werden. Die Verwaltungsgesellschaft achtet 

darauf, dass im Falle der Veräußerung dieser Vermö-

gensanlagen der realisierte Verkaufspreis nicht unter 

dem Renditekurs liegen wird. 

Dabei wird die Bewertungsbasis bei wesentlichen Verän-

derungen der Marktverhältnisse den jeweiligen aktuel-

len Marktrenditen angepasst. 

Wann immer ein Devisenkurs benötigt wird, um den 

Nettoinventarwert eines Teilfonds zu bestimmen, wird 

der letztbekannte Devisenmittelkurs herangezogen. 

Zusätzlich werden angemessene Vorkehrungen ge-

troffen, um die belasteten Gebühren und das aufge-

laufene Einkommen für jeden Teilfonds zu berechnen. 

Falls außergewöhnliche Umstände eintreten, welche die 

Bewertung gemäß den oben aufgeführten Kriterien un-

möglich oder unsachgerecht machen, ist die Verwaltungs-

gesellschaft ermächtigt, zeitweilig andere von ihr nach 

Treu und Glauben festgelegte, allgemein anerkannte und 

von unabhängigen Wirtschaftsprüfern nachprüfbare Be-

wertungsregeln zu befolgen, um eine sachgerechte Bewer-

tung des Fondsvermögens zu erreichen. 

Zum Zweck der Aufstellung von Jahres- und Halbjah- resbe-

richten wird das gesamte Fondsvermögen in Euro ausge-

drückt; dieser Wert entspricht dem Saldo aller Aktiva und 

Passiva jedes Teilfonds des Fonds. 

Für diese Berechnung wird der Nettoinventarwert eines je-

den einzelnen Teilfonds in Euro konvertiert. 

Sofern für einen Teilfonds mehrere Anteilklassen gemäß Ar-

tikel 7 des Verwaltungsreglements eingerichtet sind, erge-

ben sich für die Anteilwertberechnung folgende Besonder-

heiten: 

a) Die Anteilwertberechnung erfolgt nach den unter Ab-

satz 1 dieses Artikels aufgeführten Kriterien für jede 

Anteilklasse separat. 

b) Der Mittelzufluss aufgrund der Ausgabe von An-

teilen erhöht den prozentualen Anteil der 

jeweiligen Anteilklasse am gesamten Wert des Netto-

Fondsvermögens des jeweiligen Teilfonds. Der Mittel-

abfluss aufgrund der Rücknahme von Anteilen vermin-

dert den prozentualen Anteil der jeweiligen Anteil-

klasse am gesamten Wert des Netto-Fondsvermögens 

des jeweiligen Teilfonds. 

c) Im Fall einer Ausschüttung vermindert sich der Anteil-

wert der – ausschüttungsberechtigten – Anteile mit Aus-

schüttung um den Betrag der Ausschüttung. Damit ver-

mindert sich zugleich der prozentuale Anteil der Anteile 

mit Ausschüttung am Wert des Netto-Fondsvermögens 

des jeweiligen Teilfonds um den Gesamtbetrag der Aus-

schüttung, während sich der prozentuale Anteil der – 

nicht ausschüttungsberechtigten – thesaurierenden 

Anteile am Netto-Fondsvermögen des jeweiligen Teil-

fonds erhöht. 

d) Die Aufwendungen der Vertriebsprovision, die den An-

teilen mit Vertriebsprovision belastet werden können, 

vermindern den prozentualen Anteil der Anteile mit 

Vertriebsprovision am gesamten Wert des Netto-

Fondsvermögens des jeweiligen Teilfonds, während 

sich der prozentuale Anteil der Anteile mit Ausgabeauf-

schlag am Netto-Fondsvermögen des jeweiligen Teil-

fonds erhöht. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann bei umfangreichen Rück-

nahmebegehren, die nicht aus den liquiden Mitteln und zu-

lässigen Kreditaufnahmen des jeweiligen Teilfonds befrie-

digt werden können, unter vorheriger Zustimmung der Ver-

wahrstelle den Nettoinventarwert der Anteile eines Teil-

fonds auf der Basis der Kurse des Bewertungstages bestim-

men, an dem sie für den entsprechenden Teilfonds unver-

züglich und unter Wahrung der Interessen der betreffenden 

Anteilinhaber, die erforderlichen Vermögenswerte veräu-

ßert und kann die Anteile erst dann zu dem entsprechenden 

Nettoinventarwert zurücknehmen; dies gilt dann auch für 

gleichzeitig eingereichte Zeichnungsanträge für den entspre-

chenden Teilfonds. 

Art. 9. Zeitweilige Aussetzung der Berechnung des Netto-

inventarwertes und der Ausgabe, der Rück- nahme und 

der Umwandlung von Anteilen eines bzw. aller Teilfonds
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Die Verwaltungsgesellschaft kann zeitweilig die Berech-

nung des Nettoinventarwertes eines jeden Teilfonds und 

folglich die Ausgabe, Rücknahme und Umwandlung von 

Anteilen eines bzw. aller Teilfonds aussetzen, wenn: 

• eine Börse oder ein Geregelter Markt, an denen ein 

wesentlicher Teil der Wertpapiere eines Teilfonds no-

tiert ist oder gehandelt wird, geschlossen ist (außer an 

gewöhnlichen Wochenenden oder Feiertagen) oder 

wenn der Handel an einer solchen Börse oder an ei-

nem solchen Markt begrenzt oder suspendiert ist; 

• politische, wirtschaftliche, militärische, geldliche Not-

lagen, die außerhalb der Kontrolle, Verantwortung 

oder des Einflusses der Verwaltungsgesellschaft lie-

gen, Verfügungen 

über das betreffende Teilfondsvermögen unmöglich 

machen; 

• eine Unterbrechung der Nachrichtenverbindun- gen 

oder irgendein anderer Grund es unmöglich machen, 

den Wert eines wesentlichen Teils eines Teilfonds zu 

bestimmen; 

• wegen Einschränkungen des Devisenverkehrs oder 

sonstiger Übertragungen von Vermögenswerten Ge-

schäfte für den jeweiligen Teilfonds undurchführbar 

werden, oder falls es objektiv nachgewiesen werden 

kann, dass Käufe oder Verkäufe eines wesentlichen 

Teils der Vermögenswerte eines Teilfonds nicht zu 

marktgerechten Kursen getätigt werden können. 

Art. 10. Rücknahme von Anteilen 

Anteilinhaber können Anträge auf Rücknahme ihrer An-

teile jederzeit zu den im Verkaufsprospekt festgelegten Be-

dingungen und dem dort bestimmten Rücknahmepreis ein-

reichen. 

Der Rücknahmepreis jedes Teilfonds ist der Nettoin- 

ventarwert pro Anteil, wie er am Tag des Erhalts des Rück-

nahmeantrags entsprechend den im Verkaufs- prospekt 

festgelegten Bedingungen bestimmt wird, beziehungs-

weise wie er am nächstfolgenden Bewertungstag veröf-

fentlicht und berechnet wird. 

Der Rücknahmeantrag muss vor 14.00 Uhr (Luxembur-

ger Zeit) an einem Bewertungstag bei der 

Verwaltungsgesellschaft, der Transferstelle, der Ver- triebs- 

oder Zahlstelle eingegangen sein. Dieser wird auf Grundlage 

des Nettoinventarwertes des nächsten Bewertungstags ab-

gerechnet. Für Rücknahmeanträge die nach 14.00 Uhr (Lu-

xemburger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwal-

tungsgesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- oder 

Zahlstelle eingehen, werden die entsprechenden Anteile auf 

der Grundlage des Nettoinventarwertes des übernächsten 

Bewertungstages abgerechnet. 

Je nach der Entwicklung des Nettoinventarwertes kann 

der Rücknahmepreis höher oder niedriger als der ge-

zahlte Ausgabepreis sein. 

Der Rücknahmepreis jeder Anteilscheinklasse kann sich je-

weils um Steuern oder andere Belastungen welche der Ver-

waltungsgesellschaft entstehen, sowie um eine eventuell 

anfallende Gebühr zugunsten der Vertriebsstellen und um 

eine Rücknahmegebühr, die die Verwaltungsgesellschaft 

festsetzt, verringern. Der Rücknahmepreis wird kaufmän-

nisch gerundet um zwei Nachkommastellen. 

Die Verwaltungsgesellschaft muss dafür Sorge tra- gen, dass 

das Teilfondsvermögen genügend flüssige Mittel besitzt, um 

nach Erhalt von Rücknahmean- trägen die Rückzahlung für 

Anteile unter normalen Umständen binnen 3 Luxemburger 

Bankarbeitstagen nach dem entsprechenden Bewertungs-

tag (Trading Day) vorzunehmen. 

Die Verwahrstelle ist verpflichtet, die Zahlung des Rücknah-

mepreises binnen 3 Luxemburger Bankarbeitstagen nach 

dem entsprechenden Bewer- tungstag (Trading Day) vorzu-

nehmen, außer bei spezifischen gesetzlichen Bestimmun-

gen, wie z.B. Währungsbeschränkungen, oder einem Um-

stand außerhalb der Kontrolle der Verwahrstelle, der die 

Überweisung des Rücknahmepreises in das Land, aus dem 

die Rücknahme beantragt wurde, unmöglich macht. Außer-

dem kann die Verwaltungsgesellschaft mit der Zustimmung 

der Verwahrstelle im Falle von umfangreichen Rücknahme-

anträgen die Zahlung des Rücknahmepreises aufschieben, 

bis die entsprechenden Vermögenswerte veräußert wurden 

(siehe Artikel 8). 
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Eventuelle Abweichungen von dieser Regelung wer-

den in der jeweiligen Teilfondsbeschreibung aufge-

führt. 

Art. 11. Umwandlung von Anteilen 

Die Umwandlung von Anteilen einer Anteilklasse eines Teil-

fonds in Anteile einer anderen Anteilklasse des gleichen 

Teilfonds oder der gleichen oder einer anderen Anteil-

klasse eines anderen Teilfonds kann an jedem Bewertungs-

tag in Luxemburg durch Einreichung eines Umwandlungs-

begehrens bei der Verwaltungsgesellschaft, der Transfer-

stelle, der Ver triebs- oder Zahlstelle erfolgen, unter der Be-

dingung, dass die Voraussetzungen für die Investition in der 

neuen Anteilklasse erfüllt sind. Die Umwandlung erfolgt am 

Tag des Eintreffens des Begehrens zum entsprechend den 

im Verkaufsprospekt festgelegten Bedingungen ermittelten 

Nettoinventarwert pro Anteil der Anteilklasse des betref-

fenden Teilfonds des nächsten Bewertungstages, veröf-

fentlicht und berechnet am nächsten Bewertungstag und 

unter Anwendung des zum Zeitpunkt der Umwandlung 

letztbekannten Devisenmittelkurses. 

Das Umwandlungsbegehren muss vor 14.00 Uhr (Luxem-

burger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwaltungs-

gesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- oder Zahl-

stelle eingegangen sein. Dieses wird auf Grundlage des Net-

toinventarwertes des nächsten Bewertungstags abgerech-

net. Für Umwandlungsegehren die nach 14.00 Uhr (Luxem-

burger Zeit) an einem Bewertungstag bei der Verwaltungs-

gesellschaft, der Transferstelle, der Vertriebs- oder Zahl-

stelle eingehen, werden die entsprechenden Anteile auf 

der Grundlage des Nettoinventarwertes des übernächsten 

Bewertungstages abgerechnet. 

Wandelt ein Anleger seine Anteile von einer Anteilklasse 

eines Teilfonds in eine andere Anteilklasse eines Teilfonds 

mit höherem Ausgabeaufschlag um, dann wird die positive 

Differenz dieser Ausgabeaufschläge in Rechnung gestellt. 

Art. 12. Ausgaben des Fonds 

Die folgenden Kosten werden direkt vom Fonds getragen. 

Für wesentliche Ausgaben des Fonds, deren Höhe vorher-

sehbar ist, werden bewertungstäglich Rückstellungen gebil-

det. 

1. Die Verwaltungsgesellschaft berechnet eine jährliche 

Verwaltungsgebühr von maximal 2%. Et- waige Fonds-

manager- und eventuell anfallende Anlageberaterho-

norare inklusive erfolgsabhängige Gebühren im Zu-

sammenhang mit der Verwaltung eines Teilfondsver-

mögens können dem jeweiligen Teilfonds separat be-

lastet werden. Die Verwaltungsgebühr, etwaige Fonds-

managerhonorare und eventuell anfallende Anlagebe-

raterhonorare sowie deren Berechnungsmethode 

werden in der Übersicht des jeweiligen Teilfonds aufge-

führt. 

2. Die Verwahrstelle berechnet eine jährliche Ver- wahr-

stellengebühr („Verwahrstellengebühr“) von maximal 

0,7%, zahlbar monatlich, berechnet auf den letzten 

Nettoinventarwert eines jeden Teilfonds am Ende ei-

nes jeden Monats. Fremde Verwahrungs- und Verwal-

tungsgebühren, die von anderen Korrespondenzban-

ken und/oder Clearingstellen (z.B. Clearstream oder 

Euroclear) für die Verwahrung der Vermögenswerte 

des Fonds anfallen, werden dem Fondvermögen geson-

dert in Rechnung gestellt. 

3. Übliche Makler-, Broker- und Bankgebühren, die für 

Geschäfte eines jeden Teilfonds anfallen. 

4. Druckkosten für Inhaberzertifikate, die Kosten der Vor-

bereitung und/oder der amtlichen Prüfung des Verwal-

tungsreglements und aller anderen den Fonds betref-

fenden Dokumente, einschließlich Zulassungsanträgen, 

Verkaufsprospekten, KIIs sowie diesbezügliche Ände-

rungsanträge an Behörden in verschiedenen Ländern 

in den entsprechenden Sprachen im Hinblick auf das 

Verkaufsangebot von Fondsanteilen; 

5. Kosten für den Druck und Versand der Jahres- und 

Zwischenberichte und anderer Mitteilungen an die 

Anteilinhaber in den zutreffenden Sprachen sowie 

Kosten der Veröffentlichung der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise und der Ausschüttungsbekannt-

machungen sowie aller sonstiger an die Anteilinha-

ber gerichteten Bekanntmachungen; 

6. Kosten des Rechnungswesens, der Buchführung, der 

Register- und Transferstelle, der Messung der 
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Performance der Teilfonds, des Risk Management und 

der täglichen Errechnung des Inventarwertes und des-

sen Veröffentlichung; 

7. Honorare der Wirtschaftsprüfer; 
 

8. Kosten für die Meldung an ein Transaktionsregister ge-

mäß EMIR. 

9. etwaige Kosten von Kurssicherungsgeschäften; 
 

10. Eventuell anfallende Mehrwertsteuer; 
 

11. Kosten zur Förderung des Vertriebs; 
 

12. Kosten für die Bekanntmachung der Besteue- rungs-

grundlagen und der Bescheinigung, dass die steuerli-

chen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuer-

rechts ermittelt wurden Kosten zur Erstellung und Be-

kanntmachung steuerlicher Hinweise 

13. Kosten für Rechtsberatung und alle ähnlichen administ-

rativen Kosten, die der Verwaltungsgesellschaft oder 

der Verwahrstelle entstehen, wenn sie im Interesse 

der Anteilinhaber des Fonds handeln; 

14. Kosten etwaiger Börsennotierung(en) und/oder Re-

gistrierung der Anteile zum öffentlichen Vertrieb in 

verschiedenen Ländern. 

15. Eine jährliche Abgabe („taxe d’abonnement“) wird 

vom Großherzogtum Luxemburg dem Gesamtnetto-

vermögen auferlegt. 

16. Die Verwaltungsgesellschaft ist ermächtigt, auf Anteile 

bestimmter Anteilklassen, die im Ver- kaufsprospekt 

jeweils beschrieben sind, eine Vertriebsprovision von 

maximal 1,5% pro Jahr des dieser Anteilklasse zukom-

menden Anteils des Nettoinventarwertes innerhalb 

des jeweiligen Teilfonds zu berechnen. Die Berech-

nungsmethode ist im Verkaufsprospekt des jeweiligen 

Teilfonds beschrieben. 

Im Falle, dass eine der oben genannten Ausgaben des 

Fonds nicht einem bestimmten einzelnen Teil- fonds zuge-

teilt werden kann, wird diese Ausgabe allen Teilfonds pro 

rata zum Nettoinventarwert jedes einzelnen Teilfonds zuge-

teilt. 

Wo der Fonds eine der oben genannten Ausgaben für ei-

nen bestimmten einzelnen Teilfonds oder im Zusammen-

hang mit einem bestimmten einzelnen Teilfonds macht, 

wird diese Ausgabe jenem Teilfonds zugeteilt. 

Alle periodisch wiederkehrenden Kosten werden direkt 

vom Fonds getragen; andere Auslagen können über einen 

Zeitraum von 5 Jahren abgeschrieben werden. 

Art. 13. Geschäftsjahr, Prüfung 

Das Geschäftsjahr des Fonds endet am 31. eines jeden 

Jahres. 

Der Jahresabschluss der Verwaltungsgesellschaft und der 

Jahresbericht des Fonds werden von einem ermächtigten 

unabhängigen, von der Verwaltungsgesellschaft beauftrag-

ten Wirtschaftsprüfer geprüft. 

Art. 14. Ausschüttungen 

Eine Ausschüttung erfolgt nur auf die Anteile aus- schütten-

der Anteilklassen; Erträge, die auf thesaurierende Anteil-

klassen entfallen, werden nicht ausgeschüttet und werden 

wieder angelegt. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird jedes Jahr für die aus-

schüttenden Anteilklassen Ausschüttungen aus den or-

dentlichen Nettoerträgen und den netto realisierten Kapi-

talgewinnen, die diesen Anteilklassen innerhalb des jewei-

ligen Teilfonds zukommen, vornehmen. Des Weiteren 

kann die Verwaltungsgesellschaft um einen hinreichenden 

Ausschüttungsbetrag zu gewähren, jegliche andere Aus-

schüttung vornehmen. 

Es wird keine Ausschüttung erfolgen, wenn als ein Resultat 

hiervon das Nettovermögen des Fonds unter das vom Lu-

xemburger Gesetz vorgesehene Minimum von Euro 

1.250.000,00 fallen würde. 

Ausschüttungen, welche fünf Jahre nach ihrem Auszah-

lungstag nicht geltend gemacht wurden, verfallen an die 

jeweilige Anteilklasse des jeweiligen Teilfonds, aus wel-

chem sie stammen. 

Art. 15. Abänderung des Verwaltungsreglements 

Die Verwaltungsgesellschaft kann das Verwal- tungs-

reglement ganz oder teilweise zu jeder Zeit 
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abändern, wenn dies im Interesse der Anteilinhaber und 

im Einverständnis mit der Verwahrstelle und der luxembur-

gischen Aufsichtsbehörde geschieht. 

Änderungen des Verwaltungsreglements werden beim 

Handelsregister des Bezirksgerichtes in Luxemburg hinter-

legt und ein Vermerk dieser Hinterlegung wird im RESA ver-

öffentlicht. 

Die Änderungen treten am Tage der Unterzeichnung des 

ganz oder teilweise geänderten Verwaltungsreglements in 

Kraft. 

Art. 16. Veröffentlichungen 

Der Nettoinventarwert, der Ausgabe- und Rücknahme-

preis eines jeden Teilfonds können über die Verwaltungs-

gesellschaft, bei der Verwahrstelle und bei jeder Zahlstelle 

erfragt werden. 

Der geprüfte Jahresbericht, der binnen 4 Monaten nach Ab-

schluss des Geschäftsjahres, und alle Halb- jahresberichte, 

die binnen 2 Monaten nach Abschluss des Berichtszeitraums 

veröffentlicht werden, sind den Anteilinhabern am Sitz der 

Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und bei den 

Zahlstellen und Vertriebsstellen zugänglich. 

Die Liquidation des Fonds wird im RESA, Recueil Électro-

nique des Sociétés et Associations veröffentlicht. Die Liqui-

dation des Fonds wird darüber hinaus iin einer Luxembur-

ger Tageszeitung und gemäß den gesetzlichen und auf-

sichtsrechtlichen Bestimmungen der Länder veröffent-

licht, in denen Anteile angeboten oder verkauft werden 

veröffentlicht.  

Die Zusammenlegung von Teilfonds, die Einbringung eines 

Teilfonds in einen anderen OGAW Luxemburger oder aus-

ländischen Rechts und die Auflösung eines Teilfonds, wer-

den gemäß den gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Best-

immungen der Länder veröffentlicht, in denen Anteile an-

geboten oder verkauft werden. Mitteilungen an die Anteil-

inhaber, inklusive Mitteilungen über die Aussetzung der 

Berechnung des Nettoinventarwertes und des Ausgabe- 

und Rücknahmepreises eines Teilfonds werden gemäß 

den gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Bestimmungen 

der Länder veröffentlicht, in denen Anteile angeboten 

oder verkauft werden. 

Art. 17. Dauer und Liquidation des Fonds, Auflösung ei-

nes Teilfonds 

Der Fonds ist auf unbestimmte Dauer errichtet. Die einzel-

nen Teilfonds können für eine bestimmte Zeit aufgelegt 

werden und somit für eine vom Fonds abweichende Dauer 

errichtet werden. Sofern ein Teilfonds für eine bestimmte 

Dauer aufgelegt wird, sind nähere Informationen hierzu 

den respektiven Fondsbeschreibungen im Verkaufspros-

pekt unter “DKB Nachhaltigkeitsfonds im Überblick“ zu ent-

nehmen. 

Der Fonds oder einzelne Teilfonds können jederzeit durch 

gegenseitiges Einverständnis der Verwaltungsgesellschaft 

und der Verwahrstelle liquidiert werden. Zusätzlich erfolgt 

die Liquidation des Fonds bei Eintritt der gesetzlichen Vo-

raussetzungen des Artikels 22 des Gesetzes vom 17. Dezem-

ber 2010 über Organismen für gemeinsame Anlagen. 

Sobald die Entscheidung gefällt wird, den Fonds oder einen 

Teilfonds aufzulösen, werden keine Anteile des Fonds be-

ziehungsweise des betreffenden Teilfonds mehr ausgege-

ben oder zurückgenommen (es sei denn, alle Anteilinhaber 

können gleichbehandelt werden). Dies wird den Anteilinha-

bern gemäß Artikel 16 dieses Verwaltungsreglements be-

kannt gegeben. Die Verwaltungsgesellschaft wird das Ver-

mögen eines jeden Teilfonds im Interesse der Anteilinhaber 

des entsprechenden Teilfonds veräußern und die Verwahr-

stelle wird den Nettoliquidationserlös gemäß den Anwei-

sungen der Verwaltungsgesellschaft nach Abzug der Liqui-

dationskosten und -gebühren an die Anteilinhaber des je-

weiligen Teilfonds im Verhältnis zu ihrer Beteiligung auszah-

len. 

Beträge, die aus der Liquidation des Fonds oder ei- nes sei-

ner Teilfonds stammen und die von den be- rechtigten An-

teilinhabern nicht eingelöst werden, werden durch die 

Verwahrstelle zugunsten der be- rechtigten Anteilinhaber 

bei der „Caisse de Consi- gnation“ in Luxemburg hinter-

legt. Die Beträge verfallen, wenn sie nicht innerhalb von 

30 Jahren nach Hinterlegung dort angefordert werden. 

Teilfonds können unter den nachfolgend beschriebenen Be-

dingungen zusammengelegt werden, indem ein Teilfonds in 

einen anderen Teilfonds des Fonds eingebracht wird, und 

sie können in einen anderen 
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Organismus für gemeinsame Anlagen („OGA“) einge-

bracht werden. 

Eine Zusammenlegung von Teilfonds sowie die Einbrin-

gung in einen anderen OGA erfolgen auf Beschluss der 

Verwaltungsgesellschaft. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann beschließen, Teilfonds 

zusammenzulegen, wenn die Verwaltung eines oder aller 

zusammenzulegender Teilfonds nicht mehr in wirtschaft-

lich effizienter Weise gewährleistet werden kann oder im 

Falle einer Änderung der wirtschaftlichen oder politischen 

Situation. 

Im Falle der Verschmelzung von Teilfonds wird die Verwal-

tungsgesellschaft die Absicht der Verschmelzung den An-

teilinhabern des oder der einzubringenden Teilfonds durch 

Veröffentlichung gemäß den Bestimmungen von Artikel 16 

dieses Verwaltungsreglements mindestens einen Monat 

vor Inkrafttreten des Verschmelzungsbeschlusses mittei-

len; diesen Anteilinhabern steht dann das Recht zu, alle 

oder einen Teil ihrer Anteile zum Nettoinventarwert ohne 

weitere Kosten zurückzugeben. 

Die Einbringung eines Teilfonds in einen anderen Organis-

mus für gemeinsame Anlagen ist nur zulässig, soweit dieser 

andere OGA ein Organismus für gemeinsame Anlagen, ge-

mäß Teil I des Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember 

2010, ist. Die Einbringung eines Teilfonds in einen anderen 

OGA Luxemburger Rechts erfolgt im Übrigen nach den vor-

stehend aufgeführten Grundsätzen. 

Ein Teilfonds kann in einen anderen OGA, welcher nach ei-

nem anderen als dem Luxemburger Recht verfasst ist 

(„ausländischer OGA“), eingebracht werden. In diesem Fall 

müssen die Anteilinhaber des jeweiligen Teilfonds zu einer 

Versammlung der Anteilinhaber einberufen werden; die 

Einbringung des jeweiligen Teilfonds insgesamt kann nur 

aufgrund eines einstimmigen Beschlusses aller Anteilinha-

ber dieses Teilfonds rechtswirksam erfolgen; mangels ei-

nes solchen einstimmigen Beschlusses können in den aus-

ländischen OGA nur die Anteile der Anteilinhaber einge-

bracht werden, welche der Einbringung zugestimmt haben. 

Anteilinhaber, ihre Erben oder andere Berechtigte können 

die Auflösung oder Teilung des Fonds oder eines Teilfonds 

nicht fordern. 

Art. 18. Verjährung 

Forderungen der Anteilinhaber gegen die Verwal- tungs-

gesellschaft oder die Verwahrstelle verjähren 5 Jahre 

nach dem Datum des Ereignisses, das zur Forderung An-

lass gegeben hat. 

Art. 19. Anwendbares Recht, Gerichtsstand und Ver-

tragssprache 

Das Bezirksgericht von Luxemburg ist für alle Streitigkeiten 

zwischen den Anteilinhabern, der Verwal- tungsgesell-

schaft und der Verwahrstelle zuständig. Luxemburger Ge-

setze finden Anwendung. Die Ver- waltungsgesellschaft 

und die Verwahrstelle unter- werfen sich und den Fonds 

jedoch der Gerichtsbarkeit der Länder, in denen Anteile an-

geboten und verkauft werden, wenn Ansprüche von Antei-

linhabern erhoben werden, die in dem betreffenden Land 

ansässig sind und im Hinblick auf Angelegenheiten, die sich 

auf die Zeichnung und Rücknahme der Anteile durch diese 

Anleger beziehen. 

Die deutsche Fassung dieses Verwaltungsreglements ist 

bindend. Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahr-

stelle lassen jedoch Übersetzungen, denen sie zugestimmt 

haben, in Sprachen jener Länder zu, in denen Anteile ange-

boten und verkauft werden, und diese sind verbindlich in 

Bezug auf Anteile, die an Anleger in jenen Ländern verkauft 

werden. 

Art. 20. Inkrafttreten 

Das Verwaltungsreglement tritt mit Wirkung zum 

01.April 2019 in Kraft. 
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